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In dieser HLZ
Bei Redaktionsschluss dauerten die
Gespräche zwischen den Regierungs-
fraktionen CDU und FDP und den Oppo-
sitionsparteien SPD und GRÜNE über
eine „Schuldenbremse“ in der Hessi-
schen Verfassung an. Mit Sicherheit
wird dieses Vorhaben aber Gegenstand
einer Volksabstimmung am 27. März

2011 sein. Die HLZ sprach mit dem DGB-
Vorsitzenden Stefan Körzell (S.8) und
bat alle Landtagsfraktionen  um eine
Stellungnahme (S.10). DGB-Wirtschafts-
experte Kai Eicker-Wolf beleuchtet die
Argumente (S.12) und beschreibt die
Finanzsituation der Kommunen (S.14).
Jochen Nagel begründet die Position
der GEW Hessen (S.3).
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Derzeit sind in Hessen Brandstifter am Werk, die sich
als Feuerwehrleute ausgeben, um mit dem Löschwasser
„Schuldenbremse“ ein Haus endgültig zu zerstören,
über dessen Eingang das Wort „Handlungsfähiger und
demokratischer Sozialstaat“ steht. Der Staat soll seiner
Fähigkeit beraubt werden, Ungerechtigkeiten und so-
ziale Verwerfungen unseres Wirtschaftssystems soweit
wie möglich auszugleichen. Brandstifter sind Lobby-
isten und willfährige Politiker, die in trauter Gemein-
samkeit für massive Steuergeschenke an Reiche und
große Unternehmen gesorgt haben. Sie haben dem Staat
systematisch eine gesunde Einnahmebasis entzogen
und den Anstieg der Verschuldung verursacht, den sie
heute mit großem Getöse öffentlich anprangern.

Es war nicht der Anstieg der öffentlichen Ausgaben,
denn der ist – gemessen an den sozialen Aufgaben des
öffentlichen Sektors und den wirtschaftlichen Möglich-
keiten unseres Landes – viel zu gering ausgefallen. Es
waren die einbrechenden Einnahmen, die zur Zunahme
der Schulden und zur chronischen Unterfinanzierung
öffentlicher Einrichtungen wie Kindertagesstätten,
Schulen und Universitäten geführt haben.

Diese Politik der Steuergeschenke stößt inzwischen
auf zunehmenden gesellschaftlichen Widerstand. Mit
der Bedienung der Hoteliers wurde ein Gipfel erreicht,
auf dem Menschen zunehmend verstanden, mit welch
brutaler Instinktlosigkeit hier Klientelpolitik auf Kosten
der Allgemeinheit betrieben wurde und wird.

Jetzt verkleiden sich die Brandstifter als Feuerwehr-
leute, attackieren den von ihnen selbst erzeugten
Schuldenstand und wollen uns die „Schuldenbremse“
als Löschwasser verkaufen. Große Unterstützung fan-
den sie bei der öffentlichen Anhörung im Landtag beim
Bund der Kaum-mehr-Steuerzahler und bei der Verei-
nigung hessischer Unternehmerverbände, die den dra-
stischen Personalabbau in allen Bereichen des öffent-
lichen Dienstes noch verschärfen wollen. Dabei gibt es
kaum ein entwickeltes Land, in dem die Schüler-
Lehrer-Relation schlechter ist als in Hessen.

 Am 27. März 2011 sollen die Hessen über diese
„Schuldenbremse“ abstimmen. Die Lobbyisten werden
alles tun, um ihre wahren Absichten bis dahin zu
verschleiern. Und alle Anzeichen weisen darauf hin,
dass ihnen ihre Erfüllungsgehilfen insbesondere in CDU
und FDP auf diesem Wege folgen wollen. So weigert sich

K O M M E N T A R

Brandstifter als Feuerwehrleute
die FDP – zumindest bis zum Redaktionsschluss dieser
HLZ – hartnäckig, eine Verpflichtung, auch für die
notwendigen Einnahmen zur Erfüllung der sozialen
Aufgaben Sorge zu tragen, überhaupt in Erwägung zu
ziehen. Schließlich will man auch in Zukunft gute
Freunde mit Steuergeschenken bedienen können.

Die GEW Hessen lehnt eine „Schuldenbremse“ in der
Hessischen Verfassung entschieden ab. Wir sind gegen
einen Magerstaat und für eine nachhaltige Haushalts-
politik, bei der Einnahmen und Ausgaben dauerhaft ins
Gleichgewicht gebracht werden. Und wir sind gemein-
sam mit führenden Ökonomen der Überzeugung, dass
die politische Handlungsfähigkeit des Staates nicht
durch ein generelles Schuldenverbot unterminiert wer-
den darf. Wenn die „Schuldenbremse“ Verfassungs-
rang hat, könnte Hessen in Zukunft eine neue Univer-
sität nur dann bauen, wenn man dafür vorher
jahrelang Geld zurückgelegt hat. Dies ist unsinnig und
würde – wie auch bei Privatpersonen – dazu führen,
dass man nie zum Ziele kommt. Dem Land Hessen
bliebe dann nur übrig, eine große Firma wie Bilfinger
& Berger zu bitten, die entsprechenden Gebäude zu
bauen und sie dann anzumieten. Mit Sicherheit wird
dies das Land teurer kommen und lediglich der weiteren
Mehrung von privatem Profit dienen.

Deshalb sagen wir „Nein“ zu dieser Schuldenbremse.
Wir sagen dies auch, weil sie keinesfalls generationen-
gerecht ist. Kultusministerin Henzler hat auf unserem
Bildungskongress die angekündigten Kürzungen im
Bildungsbereich mit der „Schuldenbremse“ begründet.
Stünde die Bremse erst einmal in der Verfassung, würde
sie weitere drastische Kürzungen gerade auch bei
Kindern und Jugendlichen legitimieren.

Jochen Nagel
Vorsitzender
der GEW Hessen
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Romantik pur
Meine Freundin Eva-Maria schwärmt
vom Weihnachtsmarkt in X. Der älteste
und schönste in ganz Deutschland! Kein
Kitsch, kein Konsumterror, nur Kunst-
handwerk und Ästhetik. „Was ist mit
Chinapfanne, Staubsaugern und Klo-
bürsten?“, frage ich skeptisch. „Nein,
nur Königsberger Marzipan und Orgel-
musik“, beteuert Eva-Maria, „du musst
unbedingt hinfahren!“ Ich habe viele
Weihnachtsmärkte erlebt. Egal, ob es
der russische, der schwedische, der al-
ternative oder der historische war – ich
war jedes Mal irgendwie enttäuscht.
Nur der Glühwein, den es an jedem
zweiten Stand gab, hob die Stimmung.

Aber alte Kindersehnsüchte brechen
sich wieder mal Bahn. Am zweiten Ad-
vent fahren wir nach X. Romantisches
Novemberwetter liegt über der Stadt.
Am Hauptbahnhof werden wir aus der
Straßenbahn geschwemmt. Auch wenn
wir gar nicht zum Weihnachtsmarkt
wollten – die Massen schieben uns hin.
Weit offene Portale von Kaufhäusern,
Fleischereien und Parfümerien absor-
bieren Teile der Menge. Passanten mit
riesigen Einkaufstüten schwimmen ge-
gen den Strom, Wurstketten und Leb-
kuchen um den Hals gehängt. Mit abge-
hackten Tannen und Fichten schlagen

sie um sich. Manche kämpfen sich den
Weg auch mit tropfenden Rostbratwürs-
ten frei.

Dass wir im Ziel eingelaufen sind,
erkennen wir an der verdichteten Men-
schenmenge und an einem kirchturm-
hohen Nussknacker. Er rollt mit den
Augen und bläst Dampf aus den Nüs-
tern. Zehn verschiedene Weihnachtslie-
der dudeln, während wir im Stau stehen.
Vor uns ballen sich Passanten an einem
Stand, der jedem Fünften Glühwein (mit
Schuss!) umsonst ausschenkt. Die fröh-
lichen Trinker lassen sich ihren Kon-
sum auf Sammelkarten bestätigen. Weih-
nachtlicher Duft hüllt uns ein: Bratfett,
Zwiebeln, Knoblauch. Ich ziehe meinen
Liebsten von Lungenwurst und Sauer-
kraut weg.

Reisegruppen aus Schwaben, Ken-
tucky und Japan drängeln sich vorbei.
Die Mitglieder tragen rote Zipfelmüt-
zen und sind begeistert von der „german
romantic and gemutlichkeit!“ An den
Schildern der Buden kann man erken-
nen, was verkauft wird. An die Stände
selber gelangt man nur mit spitzen
Ellbogen. Anscheinend ist das halbe
Erzgebirge mit hölzernen Engeln und
Räuchermännchen angereist. Ab und zu
kann man durch Lücken im Touristen-

pulk einen Blick ins Angebot erha-
schen: Kerzenständer, Weihnachtspyra-
miden und Krippenfiguren in allen For-
men und Farben. Nicht direkt für den
kleinen Geldbeutel. Ich will unbedingt
etwas kaufen und erstehe zwei Wurzel-
bürsten, ein Kräuterkissen und ein we-
nig Tomatenkonfitüre. Danach zerre ich
meinen Partner an Schwenkbraten und
Erbsensuppe vorbei. Er hat gerade
Quarkkeulchen bekommen!

Ein Herr mit Schnapsfahne schubst
mich aus dem Weg. Er strebt wirren
Blicks die lange Reihe der Dixie-Klos
an. Friedliche, stimmungsvolle Ad-
ventszeit! Wir lassen uns zum Rummel-
platz treiben und genießen vom Riesen-
rad aus den Blick auf die überfüllte
Altstadt und auf den Weihnachtsbaum
der tschechischen Partnergemeinde. Es
regnet in die Gondel rein. Die zwei
mitreisenden Chinesinnen bitten uns
kichernd, ein Foto von ihnen und ihren
kandierten Äpfeln zu machen.

Wir werden in einen Gemischtwa-
renladen in einer Nebenstraße abge-
drängt. Hier sind die Erzgebirgsschnit-
zereien viel preiswerter. Ich kaufe ein
Engelsorchester mit 32 Musikanten und
ein Buch zum Nachdenken: „Das Christ-
fest ist nicht da, um uns glücklich zu
machen. Es soll prüfen, wie stark wir im
Leiden sind.“ André Gide. Oder: „Wie
beneidenswert die Völker, die das Christ-
fest nicht kennen.“ Von Nietzsche. Der
muss auch mal von dicken Bäuchen
über den Weihnachtsmarkt geschoben
worden sein. „Das Beil, mit dem man die
Tanne abschlägt, sollte man auch beim
Fest dabei haben!“ Von Gottfried Keller
hätte ich so Boshaftes nicht erwartet.

Mein Liebster will unbedingt in die
berühmte Kirche am Marktplatz. Dort
beginnt gerade der Abendgottesdienst.
Wir fühlen uns unserer christlich-jüdi-
schen Kultur verpflichtet und bleiben.
Während der Predigt herrscht ein stetes
Kommen und Gehen. Besucher wan-
dern durch die Galerien und suchen den
einen oder anderen Ausblick aufs reno-
vierte Interieur. Schließlich stellen sich
Kirchendiener vor die Türen, damit
niemand mehr rein- oder rauskann. Der
Pfarrer spricht von Advent und Näch-
stenliebe. Eigentlich müsste er empört
seinen Tempel ausfegen.

Wir haben genug Weihnachtliches
erlebt und kehren in ein China-Restaurant
mit Glutamatnudeln ein. Meinen Kolle-
gen erzähle ich am nächsten Tag begei-
stert vom romantischen Weihnachtsmarkt
in X. Warum soll nur ich leiden….

Gabriele Frydrych
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Betr.: HLZ 10-11/2010
Inklusion
Menschenrecht nach Kassenlage

Es ist zum Haare raufen, was inzwischen
an Plänen aus dem Hessischen Kultus-
ministerium (HKM) zur Umsetzung der
Inklusionsverpflichtung bekannt ge-
worden ist. Da gibt es die Vorgabe der
Kostenneutralität: Inklusion darf keine
zusätzlichen Stellen kosten, man will
sie im Gegenteil sogar für Einsparun-
gen nutzen. So ist bereits angekündigt,
dass es die bisher geltenden Klassen-
höchstgrenzen für Gemeinsamen Un-
terricht (GU) von 20 Kindern in Grund-
schulen und 23 Kindern in der Sekun-
darstufe I nicht mehr geben soll. Klassen
mit behinderten Kindern sollen zukünf-
tig genauso groß sein können wie alle
anderen Klassen auch. Die Schulleite-
rinnen und Schulleiter der zukünftigen
selbstständigen Schulen (HLZ S. 30)
könnten ja später autonom über die
Klassengrößen entscheiden und bei
Bedarf eine kleinere Klasse einrichten.
Verschwiegen wird dabei, dass dies nur
auf Kosten anderer Klassen geht, die
dann durchaus über die derzeit gelten-
den Höchstgrenzen anwachsen können.

Dieses Beispiel zeigt nebenbei be-
merkt sehr schön, worum es bei der
angestrebten „selbstständigen Schule“
vor allem geht: Schulleiterinnen und
Schulleiter sollen die Verantwortung
für die von ihnen nicht verschuldete
Unterfinanzierung ihrer Schulen und
deren Folgen übernehmen. Sie werden
auch den Kopf hinhalten müssen für
viele Konflikte um die Beschulung als
behindert geltender Kinder, die auf die-
se Art fahrlässig in ihre Schulen hinein-
getragen werden. Schließlich sind es
die Schulleitungen der Regelschulen,
die zukünftig über Art, Umfang und
Organisation der sonderpädagogischen
Förderung entscheiden müssen. Was sie
dafür qualifiziert? Keine Ahnung – viel-
leicht weiß man es in Wiesbaden. Auf
ein sonderpädagogisches Überprüfungs-
verfahren können sie ihre Entschei-
dung jedenfalls nicht gründen, denn
dieses wird abgeschafft, vermutlich,
weil es zu viel an Information über den
konkreten Förderbedarf eines Kindes
beinhalten könnte.

Als Krönung enthält der Entwurf zum
neuen Hessischen Schulgesetz in § 54
Absatz 5 den alt bekannten Ressourcen-
vorbehalt: Wenn an der zuständigen
allgemeinen Schule die notwendige
sonderpädagogische Förderung nicht
oder nicht ausreichend erfolgen kann,

weil die räumlichen oder personellen
Möglichkeiten nicht zur Verfügung ge-
stellt werden können, bestimmt das
Staatliche Schulamt, an welcher allge-
meinen Schule oder Förderschule die
Beschulung erfolgt. Widerspruch und
Anfechtungsklage haben keine aufschie-
bende Wirkung. So ist das in Hessen:
Menschenrecht nach Kassenlage – im
Prinzip ja, aber nur wenn’s klappt. Ich
bin gespannt, was der UN-Fachausschuss
und die Gerichte dazu sagen werden.

Die HLZ wird sich hoffentlich noch
ausführlicher mit den unausgegorenen
Passagen zur sonderpädagogischen För-
derung im Gesetzentwurf befassen, ins-
besondere auch mit der zentralen Funk-
tion der „Förderausschüsse“.
Johannes Batton, Kassel

Betr.: HLZ 10-11/2010
Selbstständiges Lernen
HLZ propagiert Esoterik

Ich kann es nicht verstehen, dass die
HLZ im Rahmen des Titelthemas „Selbst-
ständiges Lernen“ unkommentiert ei-
nen zweiseitigen Beitrag über die Vor-
teile des Lernens mit Brain-Gym ab-
druckt. Brain-Gym ist ein Teilbereich
der Kinesiologie. Die Kinesiologie ist
eine esoterische Heilmethode, die kei-
nerlei wissenschaftlichen Standards
genügt. Es gibt inzwischen eine Viel-
zahl von Veröffentlichungen, die sich
mit der Problematik der Kinesiologie,
gerade auch im Bereich der Pädagogik
beschäftigt. Auch die Enquete-Kom-
mission des Bundestages ordnet sie „so-
genannten Sekten und Psychogruppen“
zu. Bundesländer wie Bayern und
Schleswig-Holstein haben schon vor
einiger Zeit die Edu-Kinestetik, den
Teilbereich der Kinesiologie, auf den
die Brain-Gym-Übungen fußen, aus der
Lehrerfortbildung gestrichen.

Natürlich kann man das „Fünf-
Schritte-Lernmodell“ ohne weiteres
akzeptieren, wie übrigens viele andere
ähnliche Modelle auch. Aus meiner
Sicht liegt die Gefahr vor allem darin,
dass über die Hintertür die Kinesiologie
salonfähig gemacht werden soll. Die
HLZ sollte kein Forum für die Verbrei-
tung esoterischer Heilmethoden sein.

Frank-Ulrich Michael, Schlüchtern

• Weitere Leserbriefe zum Thema
„Selbstständiges Lernen“ findet man
in dieser HLZ auf den Seiten 24 und 25.

Betr.: HLZ 10-11/2010
Selbstständiges Lernen
Unseriöse Methoden

Der Artikel „Verantwortung überneh-
men“ von Andrea Schönewolf ist wenig
mehr als eine Werbung für Brain-Gym
und Kinesiologie. Eng damit verwandt
ist die Edu-Kinestetik. Dazu schreibt der
Psychotherapeut Colin Goldner in sei-
nem Buch „Die Psychoszene“ (Verlag
Alibri 2000):
„Im Zentrum der Angewandten Kinesiologie
[...] steht der sogenannte ‚Muskeltest’ [...].
Der Therapeut fordert den Klienten auf, einen
Arm im rechten Winkel zur Seite zu halten,
legt dann seine Hand auf dessen Handgelenk
und versucht, den Arm gegen den Wider-
stand des Klienten nach unten zu drücken.
Normalerweise kann dieser dem Druck ohne
weiteres standhalten [...]. Halte der Klient
nun in der anderen Hand eine ‚schädliche
Substanz’ – ein giftiges Nahrungsmittel
(z.B. Zucker) oder ein ungeeignetes Medika-
ment –, so ließe sich der Testarm leicht nach
unten drücken.“ (S.316)
Ich denke, auch ein medizinischer oder
psychologischer Laie erkennt, dass die
Widerstandskraft eines Armes gegen
Druck von allem Möglichen abhängig
ist, von Muskelkraft, Winkel, Gegen-
druck, Müdigkeit, Konzentration, Ta-
gesform oder Erwartungshaltung, aber
am allerwenigsten von einer (im ver-
schlossenen Behälter!) in der anderen
Hand gehaltenen Substanz, die der Kli-
ent häufig gar nicht kennt und über die
sein Körper offenbar unbewusst (auf
hellseherischem Wege?) Informationen
empfängt.

Das Verfahren ist so aussagekräftig
wie Kartenlegen, Astrologie und Kaf-
feesatzleserei und genauso seriös. Auch
Brain-Gym, eine Sammlung simpler
Körperübungen, hat mit seinem dubio-
sen Verständnis des menschlichen Ge-
hirns nichts mit seriöser Pädagogik
oder Therapie zu tun. Ein Wirkungs-
nachweis wurde für alle diese Verfah-
ren nie erbracht. In der akademischen,
fachlichen Medizin, Psychologie und
Pädagogik spielen sie keine Rolle. Die
Fachverbände dieser Disziplinen war-
nen davor, ebenso die Stiftung Waren-
test. An bayrischen Schulen ist die-
ser Humbug bereits seit einigen Jahren
verboten. Hessische Schulen sollten
genauso handeln. Sonst könnte ich
demnächst auch meine Schülerarbeits-
gruppen nach Sternzeichen zusammen-
stellen.

Dr. Christoph Schulz, Friedrich-Ebert-
Gymnasium Mühlheim 
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Die GEW-Schulgruppe an der Staatli-
chen Berufsschule im Berufsbildungs-
werk Nordhessen (BBW) fürchtet um
die erfolgreiche Arbeit des BBW im
Interesse von Jugendlichen, die auf dem
freien Markt keinen Ausbildungsplatz
bekommen. Das BBW bietet eine quali-
fizierte Berufsausbildung in den Berei-
chen Metalltechnik, Holztechnik, Er-
nährung/Hauswirtschaft, Wirtschaft und
Verwaltung an.

Fast alle Jugendlichen schaffen die
Abschlussprüfung im ersten Anlauf und
etwa 60 Prozent finden danach einen
Arbeitsplatz. Dieses Erfolgsmodell droht
nun zu scheitern, weil die Arbeitsagen-

tur Kassel 2010 nur noch 39 Ausbil-
dungsplätze finanziert, während es vor
2008 noch 60 waren: „Obwohl Politik
und Wirtschaft nahezu täglich vor zu-
künftigem Facharbeitermangel war-
nen, obwohl der jüngste Berufsbil-
dungsbericht die Problematik einer
erheblichen Zahl von Jugendlichen
ohne Lehrstelle hervorhebt, obwohl
klar ist, dass ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung die Chancen auf einen
Arbeitsplatz und auf ein Leben ohne
Sozialhilfe gering sind, und Städte und
Gemeinden unter den wachsenden
Kosten für Sozialhilfe ächzen, wird
hier am falschen Ende gespart.“

Berufsbildungswerk Nordhessen gefährdet

Selbstverantwortliche
berufliche Schulen

Die Landesfachgruppe Berufliche Schulen
der GEW Hessen informierte alle Schulen
über ihre Positionen zur von der Landes-
regierung propagierten „selbstverant-
wortlichen beruflichen Schule“ (SBS). Sie
weist darauf hin, dass die wissenschaftliche
Begleitung des Modellprojekts „Selbstver-
antwortung plus“ keinen Nachweis er-
brachte, dass selbstständigere Schulen bes-
sere Schulen sind.

Schulen haben schon jetzt zahlrei-
che Spielräume. Bei Einstellungen kön-
nen sie über Personen entscheiden,
wenn sie das schulbezogene Aus-
schreibungsverfahren wählen: Was
fehlt, sind die Stellen. Schulen können
schon jetzt eigene Fortbildungs-
programme erstellen: Was fehlt, sind
die Ressourcen. Durch die Schulgre-
mien beschlossene Schulprogramme
würden durch top-down erlassene Ziel-
vereinbarungen und ein „Qualitäts-
management“ ersetzt. Die demokrati-
sche Institution Schule erhalte so immer
mehr betriebsähnliche Strukturen. Ein
„großes Budget“ mit der gegenseitigen
Deckungsfähigkeit von Personal- und
Sachmitteln gefährde die Qualität schu-
lischer Arbeit: „Wenn Mittel für Lehrer-
stellen anderweitig verausgabt werden,
stehen diese nicht mehr für die
Unterrichtsversorgung zur Verfügung.“
Bei den jetzt anstehenden Abstimmun-
gen über die Umwandlung von Schulen
in SBS gehe es darum, „ein fertiges
Konzept mit Qualitätsmanagement, Ziel-
vereinbarungen, Personalhoheit des
Schulleiters, Umwandlung von Stellen
in Geld und Abbau innerschulischer
Demokratie umzusetzen“.

Gemeinsam gegen
Sozialabbau

Der DGB Hessen verstärkt im Rahmen
seiner Herbstkampagne die Kooperati-
on mit dem Sozialverband VdK und
unterstützt dessen Protestaktion „Stoppt
den Sozialabbau!“ Sie richtet sich ge-
gen das unsoziale Sparpaket der Bun-
desregierung, das die Kluft zwischen
Arm und Reich weiter vergrößert, und
gegen die verfehlte Gesundheitsreform,
bei der die steigenden Gesundheits-
kosten in Form von Zusatzbeiträgen
einseitig den Arbeitnehmern und Rent-
nern aufgebürdet werden. Bei einer
gemeinsamen Pressekonferenz von
DGB und VdK sprach VdK-Bezirksvor-
sitzender Udo Schlitt von einer „ernsten
Gefahr für unseren Sozialstaat“.
• Dem Protest des VdK kann man sich
auch online anschließen: www.vdk.de/
protest

Berlitz droht mit
Betriebsschließungen

Die GEW verurteilt die Pläne der Berlitz
Deutschland GmbH, über Tarifverhand-
lungen große Teile der Stammbeleg-
schaft abbauen zu wollen. Die Gesprä-
che zwischen der GEW und Berlitz
waren Mitte November gescheitert, so
dass Arbeitskampfmaßnahmen zu er-
warten waren.

Die Geschäftsführung von Berlitz
Deutschland hatte die GEW im Oktober
zu eiligen Tarifverhandlungen aufge-
fordert, weil man in Folge der Wirt-
schaftskrise Umsatzeinbußen befürch-
tete. Die Forderungen der Arbeitgeber:
22 Prozent Lohnverzicht bei den Lehr-
kräften und Streichung zahlreicher ta-
riflicher Regelungen, um feste An-
stellungsverhältnisse zu sichern. Im
Ergebnis sollten die nur noch 252 so-
zialversicherungspflichtig fest beschäf-
tigten Lehrkräfte zwei Millionen Euro
Einsparungen erbringen. GEW-Ver-
handlungsführerin Ilse Schaad erklär-
te: „Was der Arbeitgeber will, ist eine
dauerhafte Umstrukturierung - weg von
Festbeschäftigten hin zu Honorar-
kräften.“

Offensichtlich geht es der Geschäfts-
führung darum, die Krise als Vorwand
für eine groß angelegte Flucht aus der
Tarifbindung zu missbrauchen.  Im Jah-
re 2001 war das Unternehmen von ei-
nem japanischen Konzern aufgekauft
worden. Die GEW bemängelt, dass das
Management seitdem nur noch an Pro-
fitraten interessiert sei.

Kündigungen und Betriebsschlie-
ßungen drohen auch an hessischen
Standorten in Eschborn, Frankfurt, Of-
fenbach und  Wiesbaden.
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Der Antrag von CDU und FDP
Die Regierungsfraktionen CDU und FDP haben folgenden
Antrag zur Neufassung des Artikels 141 der Hessischen
Verfassung in den Landtag eingebracht:

(1) Der Haushalt ist grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten
auszugleichen.
(2) Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen
Entwicklung kann von Abs. 1 abgewichen werden. In diesem Fall
sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Abschwung
symmetrisch zu berücksichtigen.
(3) Bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen,
die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche
Finanzlage erheblich beeinträchtigen, kann von Abs. 1 abgewichen
werden. Die Abweichung ist mit einer Tilgungsregelung zu verbin-
den. Die Kredite sind binnen eines angemessenen Zeitraums
zurückzuführen.

Was wollen SPD und Grüne anders machen?
SPD und Bündnis90/Die Grünen übernahmen sämtliche For-
mulierungen des Antrags der Regierungsfraktionen und
brachten die folgenden Anträge zur Ergänzung in den
Landtag ein:

Ergänzungsantrag der SPD
(1) Der Landtag und die Landesregierung haben im Rahmen ihrer
Befugnisse für ausreichende Einnahmen Sorge zu tragen, die dem
Land die Erfüllung seiner Aufgaben ermöglichen. Die Einnahmen
müssen dem Land insbesondere die notwendigen Bildungsausgaben,
die Gewährleistung der sozialen Sicherheit für jede Person sowie der
inneren Sicherheit und ausreichende öffentliche Investitionen er-
möglichen. Sie müssen entsprechend Art. 137 Abs. 5 für eine
aufgabengerechte Finanzierung der Gemeinden und Gemeindever-
bände ausreichen.
(5) Weiter kann von Abs. 2 abgewichen werden, sofern Kredite zum
Ausgleich einer auf höchstens vier Jahre befristeten Anpassung an
eine strukturelle, auf Rechtsvorschriften beruhende und dem Land
nicht zurechenbare Änderung der Einnahme- oder Ausgabesituation
notwendig sind.

Ergänzungsantrag von Bündnis 90/Die Grünen
(1) Der Landtag und die Landesregierung haben im Rahmen ihrer
Befugnisse für ausreichende Einnahmen Sorge zu tragen, die dem
Land die Erfüllung seiner Aufgaben ermöglichen. Die Einnahmen
müssen dem Land die Erfüllung der Aufgaben insbesondere im

Schuldenbremse
I N F O R M A T I O N E N  Z U R  S A C H E

T I TELTHEMA:  SCHULDENBREMSE

Bereich der Bildung, des Erhalts der natürlichen Lebensgrundlagen
und der Sicherung des sozialen Friedens ermöglichen.
(3) Die nach Artikel 137 Abs. 5 erforderliche Ausstattung der
Gemeinden und Gemeindeverbände ist sicherzustellen.
(6) Das Nähere, insbesondere die Bereinigung der Einnahmen und
Ausgaben um finanzielle Transaktionen und das Verfahren zur
Berechnung der Vorgaben der Absätze 2 und 4 unter
Berücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung auf der Grund-
lage eines Konjunkturbereinigungsverfahrens sowie die Kontrolle
und den Ausgleich von Abweichungen von diesen Vorgaben, regelt
das Gesetz.

Wie kann die Hessische Verfassung geändert werden?
Artikel 123 Absatz 2 der Hessischen Verfassung regelt die
Modalitäten der Verfassungsänderung:

(2) Eine Verfassungsänderung kommt dadurch zustande, daß
der Landtag sie mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl
seiner Mitglieder beschließt und das Volk mit der Mehrheit
der Abstimmenden zustimmt.

Noch im November sollte im Hessischen Landtag abschlie-
ßend ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Verfassung
abgestimmt werden, um eine „Schuldenbremse“, das heißt
ein generelles Verbot zur Aufnahme von Krediten zum
Ausgleich des Landeshaushalts ab dem Jahr 2020, zu
verankern. Bei Redaktionsschluss der HLZ waren die Ge-
spräche zwischen der Regierungskoalition von CDU und
FDP und den Oppositionsparteien SPD und Bündnis90/Die
Grünen über einen gemeinsamen Gesetzentwurf noch nicht

abgeschlossen. Die Verfassungsänderung soll nach dem
Willen der Regierungsparteien am Tag der hessischen
Kommunalwahlen am 27. März 2011 durch eine Volksab-
stimmung legitimiert werden. Die HLZ dokumentiert die bis
Mitte November vorliegenden Gesetzentwürfe und die gül-
tigen Regelungen zur Änderung der Hessischen Verfassung.
Die Fraktion Die Linke lehnt die Überlegungen grundsätz-
lich ab und stellte keine Änderungs- oder Ergänzungsan-
träge.
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Für ein handlungsfähiges Hessen
Im Gespräch mit dem Vorsitzenden des DGB Hessen-Thüringen Stefan Körzell

HLZ:   Der DGB Hessen-Thüringen fordert auch für das Land Hessen
„einen ausgeglichenen Haushalt“. Wie soll das gehen, ohne die
Schulden zu bremsen?

Körzell: Bei den Staatsausgaben ist ja nicht mehr viel zu
reduzieren. Was CDU und FDP wollen, ist ein Magerstaat, wie
wir ihn nicht wollen und den wir uns auch gar nicht leisten
können. Was wir wollen, ist eine Debatte über die Einnahme-
seite, die bisher sträflich vernachlässigt worden ist. Das heißt

Vermögenssteuer, das heißt Spitzen-
steuersatz, das heißt Erbschaftssteuer,
aber auch: Wo sind die Unternehmen
entlastet worden? Wer in den letzten
Jahren von den politischen Entschei-
dungen profitiert hat, muss seinen Bei-
trag leisten, um die Schulden abzu-
bauen.

HLZ:  Du sprichst vom „Magerstaat“. Droht
mit der Schuldenbremse eine zweite „Opera-
tion düstere Zukunft“ wie 2003?

Körzell: Wenn das so umgesetzt wird, wie CDU und FDP das
vorhaben, dann droht eine „Operation düstere Zukunft“ im
Quadrat. Leider ist das vielen so noch nicht bewusst. Die
Einschnitte in den kommunalen Leistungen sind nur der
Anfang: Straßenlaternen, die nicht mehr brennen, erhöhte
Friedhofsgebühren, Vereine, die sich die Mieten für Bürger-
häuser nicht mehr leisten können – das ist nicht das, was wir
als Gewerkschaften wollen.

HLZ:  Du hast jetzt die Verschlechterung der kommunalen Infra-
struktur angesprochen: Was befürchtet der DGB für die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst des Landes?

Körzell: Der öffentliche Dienst wird unter diesen Prämissen
verstärkt unter die Räder des Wettbewerbs mit privaten
Anbietern kommen – in den Gemeindeverwaltungen und
Stadtwerken genauso wie bei der Bildung. Es wird dann am
Ende so sein, dass nur derjenige Sicherheit bekommt, der sich
einen privaten Sicherheitsdienst leisten kann, dass nur dieje-
nigen für ihre Kinder eine gute Bildung bekommen, die sich
eine Privatschule leisten können, weil die öffentlichen Schu-
len ausgehungert werden. Und wer den öffentlichen Dienst
von der allgemeinen Gehaltsentwicklung abkoppelt, wird
spüren, dass er zukünftig keine Leute mehr bekommt. Das
kann man heute in Thüringen schon sehen: Gute Leute gehen
weg, und wer dableibt, geht nicht in den öffentlichen Dienst.

HLZ:  Aber gibt es nicht ein Effizienzdefizit im öffentlichen Dienst
gegenüber den Privaten?

Körzell: Ich kann das nicht mehr hören, wenn vom „über-
bordenden Staat“ oder nötiger „Effizienzsteigerung“ die Rede
ist. Was fällt denn den Grünen ein, wenn sie von „Effi-
zienzgewinnen“ reden? Die Zusammenlegung von Schul-
ämtern. Gut, wenn man durch die Zusammenlegung von
Staatlichen Schulämtern 1,5 Milliarden sparen kann, sollte
man vielleicht wirklich mal darüber reden.

HLZ:  Gegen die „Operation düstere Zukunft“, gegen Roland Kochs
Sparpaket zu Lasten der Beschäftigten und der sozialen Netzwerke,
waren 2003 fast 50.000 Menschen in Wiesbaden auf der Straße.
Jetzt geht es um ganze andere Dimensionen und es ist sehr ruhig
in Hessen.

Körzell: Ich bin erst einmal sehr froh, dass in der Anhörung
des Landtags die ganze Breite der Ablehnung deutlich
geworden ist, dass nicht nur der DGB die Pläne für eine
Schuldenbremse in der Verfassung kritisiert. Da ist der
Beamtenbund, da sind die beiden großen Kirchen, die sich
sehr kritisch bis ablehnend geäußert haben, und da sind die
Wohlfahrtsverbände. Sie fürchten um das soziale Gefüge,
den sozialen Ausgleich in Hessen. Da kamen Leute zu Wort,
die im Leben stehen, die wissen, was Kürzungen für Kinder-
und Jugendeinrichtungen, für Beratungsstellen und vieles
mehr bedeuten. Jetzt beginnen die Gespräche, was wir
gemeinsam stemmen können, wie wir die Bevölkerung
gemeinsam aufklären können über das, was auf sie zukommt.

HLZ:  Sind nicht auch die Städte und Gemeinden angesichts der
drohenden Kürzungen beim kommunalen Finanzausgleich ein Bünd-
nispartner? Was sind denn eure Erfahrungen in der DGB-Kampagne
„Vorfahrt für Kommunen“?

Körzell: Schwierig war es mit den Spitzenverbänden der
Städte und Landkreise. Die hoffen immer noch auf einen
„fairen Ausgleich“ mit dem Land, obwohl sie doch wissen
müssten, was von Zusagen des Landes zu halten ist. Ich
erinnere nur an das Versprechen von Sozialminister Banzer,
Mehrkosten der Kommunen für die Verbesserung der Stan-
dards in den Kitas zu übernehmen. Wer sich darauf verlassen
hat, sitzt heute auf den Kosten. Aber gut, wir müssen das zur
Kenntnis nehmen und setzen deshalb auf Einzelgespräche,
auf – übrigens gut besuchte – Veranstaltungen vor Ort. Und
inzwischen haben 260 Bürgermeister und Landräte unseren
Aufruf unterschrieben.

HLZ:  Wie sieht der DGB die Gesetzentwürfe von SPD und Grünen?
Die wollen Verbesserungen auf der Einnahmenseite genauso in der
Verfassung festschreiben wie eine angemessene Finanzierung von
Bildung, Sozialausgaben und Umweltinvestitionen.

Körzell: Das fängt ja schon mit den Formulierungen an. Was
ist denn eine „angemessene“ Finanzierung? CDU und FDP
sagen doch auch nicht, dass sie die Bildung kaputt sparen
wollen. Aber das wird die Folge einer Schuldenbremse sein.
Und die genannten Staatsziele sind ausgesprochen weiche
Ziele, die nicht einklagbar sind. Deshalb stießen die Vor-
schläge von SPD und Grünen in der Anhörung auch nicht
gerade auf Begeisterung. Aber ich gehe davon aus, dass CDU
und FDP auf einen Alleingang setzen, nicht aus inhaltlichen
Gründen, sondern weil sie einfach kein anderes Thema für
die Kommunalwahl haben. Und die FDP hat ja schon gesagt,
dass sie keine „Schuldenbremse light“ will, und das heißt für
sie vor allem: keine Veränderungen auf der Einnahmenseite.
Mit dem jetzigen Vorgehen wird allerdings eine gute Tradi-
tion in Hessen gebrochen, dass Verfassungsänderungen dem
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„Nein“ zur Schuldenbremse (von links nach rechts): Jochen Nagel
(GEW), Jürgen Bothner (ver.di), Lothar Hölzgen (GdP), Stefan Giel-
towski (Hessischer Städtetag)

Gewerkschaft der Polizei: Sicherheit gefährdet
Grundsätzlich sollte die Handlungsmaxime des Staates sein,
nicht mehr Geld auszugeben als man einnimmt. Aber gerade
die Bankenkrise und die damit verbundenen milliarden-
schweren Unterstützungen angeschlagener Banken lassen die
Einführung einer Schuldenbremse in ganz neuem Licht
erscheinen. Auch die sonstigen Steuern und Abgaben wurden
in den letzten Jahren, insbesondere zu Lasten der Normal-
und Geringverdiener, gesenkt und somit die Staatshaushalte
in immer prekärere Situationen gebracht.

Wenn die Politik die Wählerinnen und Wähler über die
Einführung einer Schuldenbremse entscheiden lässt, sollte
sie konsequent sein und Wählerinnen und Wähler auch
darüber entscheiden lassen, wer welche Steuern und Abgaben
in welcher Höhe zu entrichten hat. Gleichzeitig sollten die
Wählerinnen und Wähler auch über eine Ausgabenpriorisie-
rung entscheiden können. Dadurch könnten sie unmittel-
bar auch über die zu erbringenden staatlichen Leistungen
und Aufgaben entscheiden.

Für die Bürgerinnen und Bürger stellt sich die Frage, ob
sie auf verfassungsrechtlich geschützte Leistungen des Staa-
tes wie Sicherheit und Demonstrationsfreiheit verzichten
müssen. Die Polizei steht im verfassungsrechtlich garantier-
ten Leistungskatalog des Staates mit an oberster Stelle.
Aufgabe der Polizei ist es, bestehende Gesetze zu überwa-
chen, die das Zusammenleben der Menschen gewährleisten
sollen. Dazu zählen insbesondere die Bekämpfung der Krimi-
nalität, die Überwachung des Straßenverkehrs, Prävention,
Maßnahmen im Bereich des Jugendschutzes, Suchmaßnah-
men von abgängigen Personen und Großeinsätze bei Demon-
strationen, Sportveranstaltungen und Brauchtumsfesten. Um
der Polizei ihre Arbeit zu ermöglichen und damit den
Bürgerinnen und Bürgern ein Höchstmaß an Sicherheit zu
gewährleisten, kann und darf die Einführung einer Schulden-
bremse im Bereich der Inneren Sicherheit keine Anwendung
finden.

Ewald Gerk, Sprecher der Gewerkschaft der Polizei (GdP)

ver.di: Vollbremsung für kommunale Investitionen
Bereits in der Vergangenheit hat ver.di die Regelung zur
„Schuldenbremse“ für den Bund wie die Länder kritisiert. Die
„Schuldenbremse“
• schränkt die Handlungsspielräume für eine aktive Wirt-
schaftspolitik, die Krisen und steigender Arbeitslosigkeit
entgegenwirkt, massiv ein;
• droht zu einer massiven Wachstumsbremse zu werden;
• führt zu deutlichen Wohlstandsverlusten, weil selbst Inves-
titionen in die Zukunft mit hoher Rendite (z.B. Bildung) nicht
mehr über Kredite vorfinanziert werden dürfen;
• droht die Solidarität zwischen den Bundesländern zu
schwächen und den Abstand zwischen den reicheren und den
ärmeren Regionen Deutschlands noch größer werden zu
lassen;
• droht einen weiteren Abbau des Sozialstaats, Personalab-
bau und Lohndrückerei im öffentlichen Dienst zu bewirken;
• stellt eine unzulässige, weil demokratiewidrige Einschrän-
kung der künftigen Willens- und Entscheidungsbildung
gewählter Parlamente dar.
Angesichts der aufgrund der Schuldenbremse zu erwarten-
den Wachstumsreduzierung und der durch sie verschärften
sozialen Schieflage wäre es rational, die entsprechenden
Regelungen möglichst schnell wieder aus dem Grundgesetz
zu streichen. Da die gesetzliche Regelung der Schulden-
bremse im Grundgesetz nicht der Ewigkeitsklausel unter-
liegt, kann sie auch wieder aus dem Grundgesetz gestrichen
werden. Eine Verankerung der Schuldenbremse in der hessi-
schen Landesverfassung würde sich dann als unnötige Hürde
erweisen und ist deshalb strikt abzulehnen.
Frank Bsirske, Vorsitzender der Gewerkschaft ver.di

Volk nur dann vorgelegt werden, wenn sie im Landtag von
allen Fraktionen getragen wurden.

HLZ: In der Debatte ist sehr oft von der „Generationengerech-
tigkeit“ die Rede. Was bedeutet das Wort für dich?

Körzell: Interessant ist doch, dass es bei der Debatte um
„Generationengerechtigkeit“ immer nur ums Geld geht: Das
ist so bei der Rentendebatte, bei der Sozialversicherung. Wir
dürften keine „Lasten“ an die kommenden Generationen
weiter reichen, aber dabei wird übersehen, dass wir ihnen
auch keine kaputten Straßen, keine überfüllten Hochschu-
len, keine maroden Schulen und auch keine „dummen
Kinder“ weiter reichen dürfen. Wenn die Union von Nachhal-
tigkeit und Generationengerechtigkeit spricht, dann ist das
für mich unglaubwürdig. Denn sie hinterlassen durch den

Weiterbetrieb von Atomkraftwerken den kommenden Gene-
rationen strahlenden Müll. Ist das nachhaltig, ist das gerecht?

HLZ:  Wie geht es nach dem Beschluss des Landtags weiter?

Körzell: Ich gehe jetzt mal davon aus, dass CDU und FDP ihr
Ding durchziehen. Dann werden wir die öffentliche Debatte
führen, dann werden wir den Menschen sagen, was sie
erwartet, was das für die öffentlichen Leistungen, aber auch
für die Demokratie heißt. Die Verwerfungen, die kommen
werden, gefährden den sozialen Frieden und damit eben
auch die Demokratie. Und dann werden wir sehen, wie die
Mehrheit am 27. März entscheidet.

HLZ:  Vielen Dank, Stefan.

Das Gespräch führte HLZ-Redakteur Harald Freiling.
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Stimmen aus dem Landtag
Die HLZ bat alle Fraktionen des Hessischen Landtags um eine
Stellungnahme zur geplanten Aufnahme einer Schulden-

bremse in die Hessische Verfassung und die Auswirkungen auf
die Investitionen in Bildung und Erziehung.

Es gibt keine Alternative
Trotz wiederholter Erinnerungen per Post, Mail und Telefon erhielt
die HLZ auf ihre Anfragen an die CDU-Fraktion keine Antwort. Wir
zitieren ersatzweise eine Pressemitteilung des CDU-Fraktionsvor-
sitzenden Dr. Christean Wagner:
Die Schuldenbremse macht Hessen zukunftsfest und sichert
den Handlungsspielraum kommender Generationen. Weniger
Schulden bedeuten eine geringere Zinslast und damit größere
politische Gestaltungsmöglichkeiten, auch im Bereich der
Sozialpolitik. Zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte
gibt es keine Alternative. Die Schuldenbremse erzeugt genau
das Gegenteil von dem, was vereinzelte Kritiker glauben zu
wissen. Durch das Verbot von neuen Schulden wird es in
Zukunft überhaupt nur möglich sein, weiter in wichtige
Bereiche wie Bildung oder Infrastruktur zu investieren.

Wir brauchen keine Hessenbremse
Unter Schwarz-Gelb sind die Landesschulden seit 1999 explo-
diert. Jährlich zahlt Hessen deshalb rund 1,5 Milliarden Euro
Zinsen an Banken und Reiche, die dem Staat Geld leihen
können. Die Schulden sind aber nicht nur wegen mangelnder
Ausgabendisziplin entstanden, sondern auch weil Einnahmen
nicht realisiert und Steuergeschenke verteilt wurden. Wir
wollen deshalb, dass die Schuldenbremse so ausgestaltet wird,
dass sie nicht zur Hessenbremse mutiert. Wir wollen ein
handlungsfähiges Hessen und keinen abgemagerten Staat. In
vier Punkten sehen wir deshalb deutlichen Änderungsbedarf
gegenüber dem Vorschlag der Koalitionsfraktionen:
• Die Schuldenbremse darf die Staatsziele der Hessischen
Verfassung nicht ausbremsen. Deshalb muss das Verhältnis
der Schuldenbremse zu den Staatszielen so definiert werden,
dass diese nicht ausgehöhlt werden. Die hessische Schulden-
bremse darf nicht dazu führen, dass die zentralen staatlichen
Aufgaben – vor allem Bildung – nicht mehr erfüllt werden.
Wir wollen die Landesregierung und den Landtag verpflich-
ten, für ausreichende Einnahmen zu sorgen.
• Die Schuldenbremse muss weiterhin eine aufgabenge-
rechte Finanzierung der Gemeinden und Gemeindeverbände
sicherstellen. Mit dieser Forderung nehmen wir den Minister-
präsidenten beim Wort, der zugesichert hat, dass die
Schuldenbremse nicht auf dem Rücken der Kommunen
verwirklicht werde.
• Die Schuldenbremse muss eine Abweichung von der
Nullverschuldung beim Eintreten bestimmter Indikationen
zeitlich befristet zulassen, wenn etwa eine erhebliche Verän-
derung der Ein- oder Ausgabenseite durch Bundesentschei-
dungen eingetreten ist. Es kann nicht sein, dass auf Bundes-
ebene Beschlüsse gefasst werden, die dann sofort und ohne
Abfederung auf die Landeshaushalte durchschlagen
• Die Schuldenbremse muss in Anlehnung an das Grundge-
setz die Schritte zur Nullverschuldung auch in der Verfas-

sung definieren. Eine Regelung nach dem Motto „Gespart
wird übermorgen“ darf es nicht geben.

Leider wirkt die aktuelle Politik der Regierung in Bezug
auf ihre Sparwilligkeit nicht sehr überzeugend. Die mittelfris-
tige Finanzplanung sieht weitere verfassungswidrige Haus-
halte bis zum Jahr 2014 vor. Bis dahin solle der Schuldenberg
auf fast 48 Milliarden Euro ansteigen. Daher erscheint uns die
beste Schuldenbremse zu sein, Schwarz-Gelb abzuwählen.
Norbert Schmitt, finanzpolitischer Sprecher der SPD-Frak-
tion im Hessischen Landtag

Den Kindern zuliebe
Die FDP-Fraktion im Hessischen Landtag hat sich gemeinsam
mit ihrem Koalitionspartner darauf verständigt, am Tag der
Kommunalwahl am 27. März 2011 eine Volksabstimmung
über die Einführung des Schuldenverbots in der Hessischen
Landesverfassung durchzuführen.

Wir Liberale erfüllen damit ein wesentliches Anliegen
unseres Wahlprogramms und eines der zentralen finanzpoli-
tischen Ziele aus dem Koalitionsvertrag. Die Konsolidierung
der Staatsfinanzen sowie eine nachhaltige und generationen-
gerechte Haushaltspolitik sind Kernanliegen der hessischen
FDP. Solide Staatsfinanzen als tragendes Fundament für eine
prosperierende Volkswirtschaft und als Garant für eine
stabile und sichere Währung sind Markenzeichen liberaler
Finanz- und Wirtschaftspolitik.

Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner sind wir fest
entschlossen, die Verschuldungsspirale in Hessen zu stoppen.
Dies sind wir unseren Kindern und den nachfolgenden
Generationen schuldig. Wir wollen die drückende Zins- und
Tilgungslast reduzieren, um unseren Kindern wieder politi-
schen und gesellschaftlichen Handlungsspielraum zu eröff-
nen und auch zukünftig Investitionen in Bildung und in die
Köpfe der jungen Menschen in unserem Land tätigen und
ausbauen zu können.

Mit dem Haushaltsentwurf für das Jahr 2011 hat die
christlich-liberale Koalition den Beweis angetreten, dass kon-
sequente Einsparungen in allen Bereichen und zusätzliche
Investitionen in Bildung und Forschung miteinander verein-
bare Ziele sind. Die dauerhafte Konsolidierung der Staatsfinan-
zen ist jedoch eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Deshalb
wollen wir ein aktives „Ja“ der Menschen in Hessen für dieses
gemeinsame Ziel. Aus diesem Grund benötigen wir ein eigen-
ständiges Schuldenverbot in unserer Landesverfassung und
eine damit verbundene Volksabstimmung. Wir sind davon
überzeugt, dass die Mehrheit der Menschen unsere Überzeu-
gung teilt, dass der Zeitpunkt zum Umsteuern gekommen ist.
Nicht zuletzt die Griechenland-Krise hat gezeigt, dass nur
solide Staatsfinanzen ein Garant dafür sind, dass die geschaf-
fenen Werte und der erarbeitete Wohlstand in unserem Land
dauerhaft sicher sind.
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Bildungsinvestitionen sichern
Im Grundgesetz ist verankert, dass die Bundesländer ab dem
Jahr 2020 ihre Haushalte in wirtschaftlichen Normalzeiten
ohne neue Schulden ausgleichen müssen. Unabhängig davon,
wie die Volksabstimmung zur Aufnahme einer Schulden-
bremse in die hessische Verfassung ausgeht, wird die Rege-
lung des Grundgesetzes also auch für Hessen gelten. Deshalb
ist für uns GRÜNE die inhaltliche Debatte über die Schulden-
bremse und ihre Ausgestaltung vordringlich.

Zu Beginn der Diskussion muss aus unserer Sicht die Frage
stehen: Welchen Staat wollen wir? Welche Aufgaben soll der
Staat erbringen, welche die Zivilgesellschaft und welche jede
und jeder Einzelne? Erst dann folgt die Frage, wie der Staat
seine Leistungen finanzieren kann. Fiskalische Nachhaltig-
keit darf nicht zu Lasten der Bereitstellung der notwendigen
öffentlichen Güter gehen. Für die Generationengerechtigkeit
ist beispielsweise nichts gewonnen, wenn notwendige Inves-
titionen in Bildung unterbleiben, um die Schuldenbremse
einzuhalten. Umgekehrt stimmt etwas in einem Staat nicht,
wenn die heutigen Bildungsinvestitionen nur mit Schulden
zu Lasten künftiger Generationen finanziert werden können.

Wir GRÜNE sind für die Schuldenbremse, aber sie darf
nicht zu einem handlungsunfähigen Staat führen. Aufgrund
der Dimension der Finanzierungslücke kommen einseitige
Maßnahmen wie ausschließlich Steuererhöhungen oder nur
Ausgabenkürzungen nicht in Betracht. Stattdessen setzen wir
uns dafür ein, Maßnahmen in drei Handlungsbereichen zu
kombinieren: Einsparungen, Effizienzsteigerungen und Ein-
nahmeerhöhungen.

Derzeit bleiben in unserem Bildungssystem viele
Potenziale unentwickelt, und die Chancen für einen guten
Schulabschluss sind stark von der sozialen Herkunft abhän-
gig. Dies ist ein bildungspolitischer Skandal. Die bisherige
Finanzausstattung oder die demografische Rendite allein
werden nicht reichen, die Herausforderungen im Bildungs-
system zu lösen. Vielmehr brauchen wir für Schulen und
Hochschulen auch unter Bedingungen der Schuldenbremse
mehr Mittel als bislang.

Mathias Wagner, bildungspolitischer Sprecher von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN im Hessischen Landtag

Schuldenbremse = Sozialabbau
Die Fraktion DIE LINKE im Hessischen Landtag und der
Landesverband DIE LINKE lehnen das Vorhaben von CDU und
FDP strikt ab, die Schuldenbremse in der hessischen Verfas-
sung zu verankern. Deren Umsetzung hätte fatale Folgen: Die
Vorgabe, dass die Schulden nicht weiter ansteigen, heißt, dass
zukünftige Generationen schlechter ausgebildet werden, über
eine abgewirtschaftete Infrastruktur verfügen und in einer
schlechten Umwelt leben müssen.

Schon jetzt sind viele Kommunen am Rande des Ruins,
weil die Landesregierung auf ihre Kosten die Steuersenkun-
gen der letzten Jahre finanziert. Dies wird sich verschärfen,
wenn das Land keine neuen Kredite mehr aufnehmen darf. Es
ist schlicht ökonomisch sinnvoll, Kredite für öffentliche
Investitionen aufzunehmen. Ein Blick auf die baufälligen
Schulen, Universitäten und Krankenhäuser lässt die schlim-
men Folgen einer Schuldenbremse ahnen.

CDU und FDP versuchen, mit der in die Irre führenden
Argumentation, die Schuldenbremse diene dem Wohl der
nachfolgenden Generationen, zu punkten. Das Gegenteil ist
richtig: Die schwarz-gelbe Landesregierung spricht von der
Verantwortung für die nachfolgenden Generationen, doch sie
hat nur zu deren Lasten gehende Spar- und Kürzungs-
programme im Gepäck.

Die Schuldenbremse ist das Gegenteil von Generationen-
gerechtigkeit. Die nachfolgenden Generationen erben nicht
nur eine kaputtgesparte Infrastruktur, sondern auch noch ein
Schuldenverbot, das es ihnen erschweren wird, marode
Zustände auf sinnvolle Art und Weise zu ändern.

Um die Handlungsfähigkeit des Staates in Zukunft zu
sichern, sind höhere Einnahmen und eine andere Steuerpo-
litik vonnöten. DIE LINKE tritt für eine andere Steuerpolitik
ein: Notwendig ist eine „Steuersenkungsbremse“ für Unter-
nehmen und Besserverdiener. Wer in sozial verantwortbarer
Weise Schulden begrenzen will, muss auf Dauer Vermögen,
Großverdiener und Unternehmensgewinne wieder stärker
besteuern. Die Ursachen für die anwachsende Staatsverschul-
dung müssen bekämpft werden, nicht die Symptome.

Thomas Klein, Pressesprecher der Fraktion DIE LINKE im
Hessischen Landtag

Die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse verschärft die
Sparmaßnahmen – auch bei der Bildung. Der vom GEW-
Vorsitzenden Ulrich Thöne und von Kai Eicker-Wolf herausge-
gebene Sammelband liefert eine  Analyse der staatlichen
Haushaltspolitik und der bildungspolitischen Erfordernisse.
Untersucht werden unter anderem die folgenden Fragen: Hat
die öffentliche Hand – wie häufig behauptet – in der
jüngeren Vergangenheit wirklich über ihre Verhältnisse
gelebt? Welche Auswirkungen hatten die Steuerreformen
der zurückliegenden Jahre? Wie sind die deutschen Bil-
dungsausgaben im internationalen Vergleich zu bewerten
und wie hoch fällt der zusätzliche Bedarf im Bereich
Erziehung und Bildung aus? Außerdem wird das Steuerkon-
zept der GEW vorgestellt. Folgende Autorinnen und Auto-
ren kommen zu Wort:

• Achim Truger: Steuersenkungen, Schulden-
bremse und Konjunkturrisiken
• Kai Eicker-Wolf: Sparen und Kürzen als langjähri-
ges haushaltspolitisches Leitmotiv – Beispiel Hessen
• Roman Jaich: Welcher Finanzierungsbedarf be-
steht für das deutsche Bildungssystem?
• Cornelia Heintze: Die Bildungsausgaben in
Deutschland im OECD-Vergleich.
• Gunter Quaißer und Tobias Kaphegyi: Privati-
sierung von Bildung – warum das Marktdenken in
die Irre führt
Kai Eicker-Wolf, Ulrich Thöne (Hg.): An den Grundpfeilern
unserer Zukunft sägen. Bildungsausgaben, Öffentliche
Haushalte und Schuldenbremse. 199 Seiten, 22,80 Euro,
Metropolis Verlag Marburg 2010

Bildungsausgaben und Schuldenbremse
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Schuldenbremser ausbremsen!
Das Märchen von einer expansiven Ausgabenpolitik des Landes

Bereits in ihrem Anfang 2009 verfassten Koalitionsvertrag
hatte die aktuell in Hessen regierende Koalition aus CDU und
FDP angekündigt, ein absolutes Verschuldungsverbot in die
Hessische Verfassung einführen zu wollen – und zwar unab-
hängig davon, ob die Schuldenbremse in das Grundgesetz
aufgenommen wird oder nicht. Nach der Verankerung der
Schuldenbremse im Grundgesetz war lange unklar, wann und
wie die hessische Landesregierung die Regelungen der
Schuldenbremse für Hessen konkretisieren will. Anfang Juli
2010 wurde bekannt, dass CDU und FDP einen Gesetzentwurf
zur Aufnahme der Schuldenbremse in die Landesverfassung
in den Landtag einbringen wollen, um dann im Zuge der
Kommunalwahl im März 2011 eine Verfassungsänderung
durch Volksentscheid herbeiführen zu lassen. Bei dem Vor-
haben sind dabei die beiden folgenden Aussagen zentral:
„Wir haben in der Vergangenheit über unsere Verhältnisse
gelebt und können uns vieles nicht mehr leisten!“
„Wir leben auf Kosten der kommenden Generationen!“

Mit diesen beiden Thesen wird unterstellt, dass die Ursache
für die Defizite in den öffentlichen Haushalten und den damit
einhergehenden steigenden Schuldenstand ausschließlich
bei der staatlichen Ausgabenentwicklung zu suchen ist. Umso
erstaunlicher ist es, dass die tatsächliche Ausgabenentwick-
lung fast nirgends genauer unter die Lupe genommen wird.

Ausgabenentwicklung seit 1998
Wer sich die Mühe macht, die staatliche Ausgabentätigkeit in
Deutschland für einen längeren Zeitraum zu untersuchen, und
dann einen internationalen Vergleich vornimmt, kann sich
angesichts der Kürzungs- und Spardebatten nur noch ver-
wundert die Augen reiben. Die Ausgabenentwicklung der
öffentlichen Hand von 1998 bis 2008 fällt extrem zurückhal-
tend aus: Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der
gesamtstaatlichen Ausgaben beträgt gerade einmal 1,4 Pro-
zent. Der Durchschnitt der EU-Länder liegt knapp dreimal so
hoch. In diesem Zeitraum verzeichnet kein anderes entwi-
ckeltes Land mit Ausnahme von Japan ein niedrigeres Staats-
ausgabenwachstum als Deutschland. Wird die Inflationsrate
herausgerechnet, dann sind die deutschen Staatsausgaben im
Jahresdurchschnitt sogar um 0,2 Prozent gesunken.

Auch in Hessen war die Ausgabenpolitik im Zeitraum
1998 bis 2008 alles andere als expansiv: Die Ausgaben sind
mit einem durchschnittlichen Wert von rund zwei Prozent
pro Jahr gewachsen, nach Abzug der Inflationsrate liegt das
reale Ausgabenwachstum unter einem Prozent.

Steuerreformbedingte Einnahmeausfälle seit 1998
Angesichts solcher Zahlen stellt sich natürlich die Frage,
warum bei den öffentlichen Haushalten in Deutschland ein
permanenter Konsolidierungsdruck zu bestehen scheint und
warum selbst in konjunkturell guten Jahren keine nennens-
werten Überschüsse in den öffentlichen Kassen ausgewiesen
wurden. Die Antwort auf diese Frage liefert ein Blick auf die
Einnahmenentwicklung.

Insbesondere die Steuerrechtsänderungen der rot-grünen
Bundesregierung seit dem Jahr 1998 haben hohe Einnahme-
ausfälle hervorgerufen. Von den Steuersenkungen haben
aufgrund des drastisch abgesenkten Einkommensteuerspit-
zensatzes in starkem Maße reiche Haushalte profitiert. Und
auch der Unternehmenssektor ist von Rot-Grün kräftig
entlastet worden, insgesamt um jährlich elf Milliarden Euro.

Die Große Koalition verfolgte bis zum Ausbruch der
Wirtschaftskrise im Herbst 2008 in der Summe einen anderen
steuerpolitischen Kurs: Trotz zahlreicher steuerlicher Entlas-
tungen vor allem für den Unternehmenssektor haben die in
den Jahren 2006 und 2007 beschlossenen Maßnahmen die
Haushaltslage insgesamt verbessert, da Steuererhöhungen
wie der Anstieg der Umsatzsteuer zum 1. Januar 2007 quan-
titativ dominiert haben. Durch die Steuersenkungen in den
Konjunkturpaketen und im Ende 2009 auf den Weg gebrach-
ten „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“ haben sich die Steu-
erausfälle – ausgehend vom Rechtsstand 1998 – auf aktuell
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jährlich gut 50 Milliarden Euro erhöht. Dem Land Hessen
fehlen aufgrund der Steuerreformen seit 1998 allein im
laufenden Jahr zwei Milliarden Euro.

Vorgebliches Ziel der im Sommer 2009 im Grundgesetz
verankerten Schuldenbremse ist ein Ausgleich der öffentli-
chen Haushalte über den Konjunkturzyklus hinweg. Kon-
junkturelle Schwankungen seien möglich, so ihre Befürwor-
ter, abgebaut werden müsse die strukturelle, nicht durch
Konjunkturschwankungen verursachte Staatsverschuldung.

Tatsächlich ist selbst ein konjunkturgerechtes Schwanken
der öffentlichen Haushalte nicht gewährleistet. Dieser Aspekt
ist allerdings in der aktuellen Lage nebensächlich, denn für
die nächsten Jahre wird die Haushaltspolitik des Bundes und
der Bundesländer von der so genannten Strukturkomponente
der Schuldenbremse bestimmt sein: Mit Blick auf die Gerech-
tigkeit zwischen den Generationen ist eine strukturelle
Verschuldung nur noch in sehr engen Grenzen zulässig. Der
Bund darf sich ab dem Jahr 2016 nur noch in Höhe von 0,35
Prozent des Bruttoinlandsprodukts pro Jahr neu verschul-
den, den Bundesländern ist ab 2020 jede strukturelle Ver-
schuldung untersagt.

Sachzwang „Schuldenbremse“
Mit den Folgen der Schuldenbremse für Hessen hat sich eine
Studie des Instituts für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung (IMK) ausführlich auseinandergesetzt. Ob der von der
Schuldenbremse für das Jahr 2020 vorgeschriebene strukturell
ausgeglichene Haushalt in Hessen erreicht werden kann, hängt
danach vom Wirtschaftswachstum und der darauf beruhenden
Entwicklung der Steuereinnahmen sowie dem Umfang des
strukturellen Defizits ab. Nimmt man das vom Finanzministeri-
um prognostizierte Finanzierungsdefizit im Jahr 2010 in Höhe
von 3,3 Milliarden Euro zum Ausgangspunkt, dann ergibt sich
nach Berechnungen des IMK ein zu konsolidierendes struktu-
relles Defizit in Hessen in Höhe von rund 2,5 Milliarden Euro
und damit angesichts eines geplanten Volumens der bereinigten
Ausgaben in Höhe von knapp 21,5 Milliarden Euro ein gewal-
tiger Konsolidierungsbedarf bis zum Jahr 2020. Angesichts
dieser Zahlen stellt sich die Frage, wie realistisch es ist, ein
solches strukturelles Defizit bis zum Jahr 2020 abzubauen.

Selbst unter optimistischen Wachstumsannahmen müsste
das Land Hessen bis zum Jahr 2020 auf der Ausgabenseite
noch sparsamer agieren als im Zeitraum 1998 bis 2008. Falls
die Konjunktur- und damit auch die Steuerentwicklung nicht
besonders gut ausfällt, kann sehr schnell eine langjährige
reale Stagnation der Ausgaben erforderlich sein, um die
Vorgaben der Schuldenbremse zu erreichen. Ob der hessische
Staat unter diesen Bedingungen angesichts eines erheblichen
Ausgabenbedarfs im Bildungsbereich noch wirklich hand-
lungsfähig bliebe, kann bezweifelt werden.

Mit Blick auf die Schuldenbremse ist zu bedenken, dass
eine Verankerung der Schuldenbremse in der hessischen
Landesverfassung nicht erforderlich ist. Tatsächlich gilt das
grundgesetzliche Verbot des Haushaltsausgleichs durch Kre-
dite für die Länder unmittelbar. Die Zulassung und Ausgestal-
tung der gestatteten Ausnahmen, die auf der Länderebene
erfolgen sollte, kann auch durch ein einfaches Landesgesetz
geregelt werden. Sollte das Land Schleswig-Holstein mit
seiner Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die
Schuldenbremse erfolgreich sein (was aus den angeführten
Gründen zu begrüßen wäre und von Union und FDP befürch-
tet wird), dann wäre eine einfache gesetzliche Regelung
vergleichsweise problemlos und schnell zu revidieren.

Zurückzuweisen ist im Übrigen das einleitend zitierte
„Generationenargument“. Es suggeriert, dass die heutige
Generation durch die Verschuldung der öffentlichen Hand
auf Kosten der kommenden Generationen lebe, da die Staats-
verschuldung von heute von unseren Kindern zurückzuzah-
len sei. Dieses in haushaltspolitischen Auseinandersetzungen
immer wieder bemühte Argument ist aus gesamtwirtschaftli-
cher Sicht unhaltbar: Wenn die öffentliche Hand einen Kredit
aufnimmt, dann wird der Staat zum Schuldner und die Kredit
gebende Person oder Institution, z.B. eine Bank, zum Gläubi-
ger. An kommende Generationen wird dann diese Gläubiger-
Schuldner-Struktur „vererbt“: Die öffentliche Hand wird in
Zukunft Zins und Tilgung aus dem laufenden Steueraufkom-
men an den Gläubiger zahlen und dieses ist Teil der zukünftig
erwirtschafteten Einkommen.

Keine Hessenbremse in die Verfassung!
Alles in allem stellt die Schuldenbremse keine Generationen-
gerechtigkeit her, sondern sie verhindert diese, indem die
dringend notwendige Erhöhung der Ausgaben für Erziehung
und Bildung unterbleibt. Schon jetzt hat die hessische
Landesregierung mit Bezug auf die Schuldenbremse für das
kommende Jahr Kürzungen im Bildungsbereich in Höhe von
75 Millionen Euro beschlossen. Die Schuldenbremse fungiert
so als Sachzwang, auf dessen Grundlage die öffentliche Hand
nach den Steuersenkungsorgien der jüngeren Vergangenheit
zum „Magerstaat“, so der Wirtschaftsweise Peter Bofinger,
degradiert wird.

Deshalb bleibt zu hoffen, dass die Schuldenbremse im
Interesse der jungen Generationen nicht in der Hessischen
Verfassung verankert wird. Statt unverantwortlicher Kürzun-
gen sollte die öffentliche Hand ihren Gestaltungsspielraum
durch eine angemessene Besteuerung von hohen Einkommen
und Vermögen erweitern, um so höhere staatliche Ausgaben
in den Zukunftsfeldern Bildung, öffentliche Infrastruktur,
Soziales und erneuerbare Energien tätigen zu können.
Kai Eicker-Wolf, DGB Hessen-Thüringen
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Schuldenbremse trifft Kommunen
Die Entwicklung der Kommunalfinanzen in Hessen seit Mitte der 1990er Jahre

Viele Kommunen in Deutschland und auch in Hessen stehen
vor kaum zu bewältigenden finanziellen Problemen. Für 2010
wird ein neues Rekorddefizit auf der Gemeindeebene erwar-
tet, und auch für die kommenden Jahre ist keine Besserung
in Sicht. Es drohen Leistungseinschränkungen, Privatisie-
rung und Beschäftigungsabbau. Dabei lässt sich am Beispiel
Hessen zeigen, dass die Kommunen über einen langen
Zeitraum eine sehr zurückhaltende Ausgabenpolitik betrie-
ben haben.

Wer in der aktuellen Situation meint, Städte, Gemeinden
und Landkreise sollten den Gürtel enger schnallen, ist
realitätsfremd und verweigert sich einer Analyse der kommu-
nalen Haushaltslage.

Die Kommunalhaushalte in Hessen
Die Gemeindefinanzen in Hessen seit Mitte der 1990er Jahre
sind in den ersten Jahren von einer Konsolidierung der
Ausgaben geprägt, die bei einer moderaten Entwicklung der
Einnahmen ab 1998 für drei Jahre zu Haushaltsüberschüssen
führt. Ab 2001 geraten die Kommunen dann wieder unter
beträchtlichen Druck, weil die Einnahmen wegbrechen. Im
Zuge der konjunkturellen Belebung, die im Jahr 2005
beginnt und in den darauf folgenden Jahren zu beträchtli-
chen Einnahmensteigerungen führt, erzielen die Kommunen
wieder Überschüsse und erhöhen ihre Ausgaben.

Die wichtigste Einnahmequelle der Gemeindeebene sind
die Steuereinnahmen, die besonders stark schwanken. Dane-
ben spielen die Landeszuweisungen an die Kommunen eine
bedeutende Rolle. Besonders wichtig sind dabei die Zuwei-
sungen der Länder, die im Zuge des Kommunalen Finanzaus-
gleichs (KFA) erfolgen. In Hessen sinken die Landeszu-
weisungen von 1994 bis 1998, dann erhöhen sie sich bis zum
Jahr 2000 wieder auf das Niveau von 1994 und verharren
dort für die nächsten vier Jahre. Danach erfolgt 2004 ein
Einbruch und ein langsamer Anstieg bis 2006. 2007 steigen
die Zuweisungen dann deutlich. Insgesamt schwanken die
Zuweisungen des Landes in Hessen zwischen 1994 und 2006
in einem Korridor zwischen 2,8 und 3,1 Milliarden Euro.

Trotz zurückhaltender Ausgabenpolitik kämpfen die Kom-
munen seit Mitte der 1990er Jahre mit einer strukturellen
Unterfinanzierung. Ein Beleg für die schwierige kommunale
Finanzsituation ist der Anstieg der sogenannten Kassenkre-
dite, die von der langfristigen Kreditaufnahme zu unterschei-
den sind. Langfristige Kredite dürfen nur dann im Vermögens-
haushalt aufgenommen werden und werden auch nur dann
von der Kommunalaufsicht genehmigt, wenn die Kommunen
die anfallenden Zinszahlungen und Tilgung auch leisten
können. Kassenkredite dienten im Gegensatz zur Kreditauf-
nahme ursprünglich der Überbrückung kurzfristiger finanzi-
eller Engpässe, sie haben sich aber mittlerweile zu einem
umfangreichen Finanzierungsinstrument entwickelt. Dieser
Sachverhalt lässt sich für Hessen verdeutlichen: Während der
Schuldenstand seit Mitte der 1990er Jahre annähernd stabil
ist, ist bei den Kassenkrediten ab 2003 ein Anstieg und ab
2006 das Verharren auf einem Niveau von über 3 Milliarden
Euro zu verzeichnen. Krisenbedingt ist im Jahr 2009 dann
wieder eine deutliche Erhöhung auszumachen.

Noch klarer tritt die angespannte Situation der Kommu-
nen zu Tage, wenn die Entwicklung der Sachinvestitionen der
Gemeinden betrachtet wird, denen bei der (langfristigen)
Kreditaufnahme sehr enge haushaltsrechtliche Grenzen ge-
setzt sind. Im Falle von finanziellen Engpässen schränken die
Kommunen ihre Investitionstätigkeit ein. Da diese Ausgaben-
kategorie im Gegensatz zu anderen Bereichen vergleichswei-
se flexibel erhöht und gesenkt werden kann, können die
Kommunen hierüber frei entscheiden. Im starken Rückgang
der kommunalen Investitionen seit Anfang der 1990er Jahre
kommt daher die prekäre finanzielle Situation der Kommu-
nen zum Ausdruck. Dieser Rückgang ist sowohl in Deutsch-
land insgesamt als auch in Hessen zu beobachten.

Wie stark der Rückgang der öffentlichen Investitionen auf
der Gebietskörperschaftsebene der Gemeinden ausfällt, wird
deutlich, wenn die Investitionsquote, also das Verhältnis von
öffentlichen Investitionen und BIP, betrachtet wird. Erst die
wirtschaftliche Belebung nach der langen Stagnationsphase
2001 bis 2005 ging mit einer moderaten Erholung der
öffentlichen Investitionstätigkeit einher.

Im vergangenen und im laufenden Jahr standen bezie-
hungsweise stehen den hessischen Kommunen beträchtliche
investive Mittel aus dem Konjunkturpaket II des Bundes und
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dem Sonderinvestitionsprogramm des Lan-
des zur Verfügung, zusammen 1,6 Milliarden
Euro. Im Jahr 2009 ist gegenüber dem Vor-
jahr allerdings kaum ein Anstieg der kommu-
nalen Investitionen in Hessen auszumachen.
Aufgrund ihrer desolaten Finanzlage ist da-
mit zu rechnen, dass Städte und Gemeinden
ihre Investitionen nach dem Auslaufen der
Investitionsprogramme deutlich reduzieren
werden.

Damit bleibt zur Finanzentwicklung der
Gemeindeebene in Hessen bis zum Ausbruch
der Weltwirtschaftskrise Folgendes festzu-
halten:
• Die Kommunen haben seit Mitte der
1990er Jahre eine sehr schwache Einnahmen-
entwicklung zu verzeichnen.
• Erst mit der im Jahresverlauf 2005 einset-
zenden konjunkturellen Belebung verbessert
sich ihre Einnahmesituation spürbar.
• Auf der Ausgabenseite haben die hessischen Kommunen
seit 1994 lange sehr restriktiv agiert. Ab 1995 sind für einige
Jahre selbst nominale Rückgänge bei den Ausgaben zu
verzeichnen.
• Erst im Zuge der konjunkturellen Belebung ab 2005
steigen auch die Ausgaben wieder stärker an, ohne dass
allerdings von einer übermäßig expansiven Ausgabentätig-
keit gesprochen werden kann.
• Im Zuge der Weltwirtschaftskrise sind die Steuern und
damit die gesamten Einnahmen der hessischen Kommunen
stark eingebrochen. Der Rückgang bei den Steuereinnahmen
beläuft sich im Jahr 2009 auf immerhin 1,1 Milliarden Euro
gegenüber dem Vorjahr. Trotz erheblichen Sparanstrengun-
gen in der Vergangenheit ist die Finanzlage damit wieder sehr
angespannt.

Steuerreformbedingte Einnahmeausfälle
Damit stellt sich die Frage, warum trotz einer wenig expan-
siven Ausgabenpolitik ein permanenter Konsolidierungs-
druck zu bestehen scheint und warum im Landeshaushalt
selbst in konjunkturell guten Jahren keine nennenswerten
Überschüsse ausgewiesen wurden. Die Antwort auf diese
Frage liefert ein Blick auf die Einnahmenentwicklung.

In den letzten Jahren sind zahlreiche Steuerreformen
erfolgt, die zu erheblichen Einnahmeausfällen in den öffent-
lichen Kassen geführt haben, so dass trotz einer moderaten
Ausgabenentwicklung selbst in konjunkturell guten Zeiten
keine nennenswerten Überschüsse erzielt werden konnten
(vgl. HLZ S. 12f.).

Ohne diese Steuersenkungen hätte sich die Kommunal-
finanzsituation ganz anders dargestellt. Allein im laufenden
Jahr haben die Kommunen in Hessen Mindereinnahmen in
Höhe von fast 1,2 Milliarden Euro zu verkraften, wenn die
steuerreformbedingten Ausfälle seit 1998 zu Grunde gelegt
werden.

Die voran stehenden Ausführungen belegen, dass seit
Mitte der 1990er Jahr bis zum Ende der Stagnationsphase
2005 auf der kommunalen Ebene in Hessen eine sehr schwa-
che Einnahmeentwicklung zu verzeichnen war. Dies ist in
erheblichem Umfang die Folge von Steuerreformen, die
große Einnahmeausfälle auf der kommunalen Ebene verur-
sacht haben. Städte, Gemeinden und Landkreise haben in

diesem Zeitraum eine sehr restriktive Ausgabenpolitik be-
trieben. Erst mit dem danach einsetzenden Aufschwung in der
Zeit ab dem Jahr 2006 haben sich die Einnahmen spürbar
erholt, und auch die Ausgabentätigkeit belebte sich leicht. Im
Zuge der Weltwirtschaftskrise hat sich die Finanzlage der
Kommunen aufgrund des konjunkturbedingten Einnahme-
einbruchs dramatisch zugespitzt. Trotz einer seit Mitte der
1990er Jahre verfolgten insgesamt sehr zurückhaltenden
Ausgabentätigkeit stehen viele Kommunen angesichts von
Rekorddefiziten vor der Handlungsunfähigkeit.

Trübe Aussichten
Das Land Hessen tut nichts, um dieser Situation entgegenzu-
wirken, ganz im Gegenteil: Durch die ab dem Jahr 2011
geplanten Kürzungen bei den Landeszuweisungen in Höhe
von 360 Millionen Euro wird die kommunale Finanzsituation
erheblich verschärft. Auch der von der Landesregierung
angekündigte „Kommunale Schutzschirm“ („Kommunaler
Gemeinschaftsfonds“) in einer Größenordnung von 3 Milli-
arden Euro ist skeptisch zu sehen. Innerhalb von rund acht
Jahren finanziert die kommunale Ebene diesen Fonds über
die Kürzungen bei den Zuweisungen selbst. Zwar liegt die
konkrete Ausgestaltung des geplanten Schutzschirms noch
völlig im Dunkeln. Es ist aber zu befürchten, dass man nur bei
Erfüllung harter Spar- und Kürzungsauflagen unter diesen
Schutzschirm schlüpfen darf.

Es bleibt die Erkenntnis, dass Mehrheiten für eine tatsäch-
liche Stärkung der kommunalen Finanzen – und darüber
hinaus auch der öffentlichen Finanzen insgesamt – gefunden
werden müssen. Was die kommunale Ebene betrifft, so ist hier
in erster Linie an eine dauerhafte Stärkung der kommunalen
Einnahmenbasis zu denken, gerade auch angesichts der
erheblichen steuerreformbedingten Ausfälle, die die Kom-
munen, aber auch die beiden anderen Gebietskörperschafts-
ebenen zu verzeichnen hatten und haben. Eine sinnvolle
Maßnahme wäre aus Sicht der Kommunen die Weiterentwick-
lung der Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftsteuer,
wie dies im Rahmen der gescheiterten Gemeindefinanzreform
im Jahr 2003 vorgesehen war. Darüber hinaus würde auch
eine Wiedererhebung der Vermögensteuer den Ländern Geld
in die Kassen spülen – hieran sind die hessischen Kommunen
über den KFA beteiligt.
Kai Eicker-Wolf, DGB Hessen-Thüringen
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Geht es nach dem Willen der Landesregierung, werden die
hessischen Bürgerinnen und Bürger am 27. März 2011 in
einem Volksentscheid über die Aufnahme der bereits im
Grundgesetz verankerten „Schuldenbremse“ in die hessi-
sche Verfassung abstimmen. Was diese für die öffentliche
Hand bedeuten würde und wie eine alternative Finanz- und
Haushaltspolitik aussehen könnte, fragte das „Bündnis
Soziale Gerechtigkeit in Hessen“, dem auch der DGB
angehört, bei einer Veranstaltung am 4. Oktober im Haus
am Dom in Frankfurt. In seiner Begrüßungsrede konstatier-
te Hejo Manderscheid, Sprecher des Bündnisses, eine
Zuspitzung der sozialen Gegensätze in der Gesellschaft. Die
Tatsache, dass die schwarzgelbe Bundesregierung die ALG
II-Sätze nach der Rüge des Bundesverfassungsgerichts nur
marginal angehoben hat und der Regelsatz für Kinder auf
Grundlage der angestellten Berechnungen sogar hätte
sinken müssen, verweise darauf, dass aktuell abstrakte
Rechenmodelle die Feststellung menschlicher Grundbe-
dürfnisse regulierten. Die „Schuldenbremse“ diene im Kon-
text der geplanten Einsparungen zur „Legitimation für
weitere Kürzungen“.

Anschließend skizzierte Achim Truger vom gewerk-
schaftsnahen Institut für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung (IMK) die Entwicklung der öffentlichen Einnah-
men und Ausgaben. Das hohe Defizit im hessischen Landes-
haushalt führte er dabei auf einen Absturz der Einnahmen
infolge der Steuerreformen der rotgrünen Bundesregierung
und der großen Koalition zurück, die insgesamt zu Minder-
einnahmen in Höhe von 51 Milliarden Euro geführt hätten.
Die Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand bezeichnete
Truger hingegen als moderat. Die deutsche Staatsquote liegt
deutlich unter dem Durchschnitt der EU-Staaten. Auch die
jährliche Wachstumsrate der Ausgaben lag in den Jahren
1998 bis 2008 durchschnittlich bei einem Nominalwert von
nur 1,4 % und damit unter der des Bruttoinlandsproduktes
(BIP). Als Alternative zur Sparpolitik forderte der Ökonom
eine nationale Konsolidierungsstrategie durch Einnahme-
verbesserungen vor allem auf Bundesebene sowie den Ver-
zicht auf Steuersenkungen. Da die „Schuldenbremse“ durch
die Festschreibung im Grundgesetz zwangsläufig auch in
Hessen wirksam wird, sei eine mögliche Abstimmung über
die Aufnahme in die Landesverfassung primär eine politische

Frage: Wenn das Wahlvolk die aktuelle Sparpolitik mit einem
„Ja“ zusätzlich legitimiere, verhindere das die notwendige
Diskussion über Zukunftsinvestitionen.

In der anschließenden Diskussion betonte der CDU-
Landtagsabgeordnete Gottfried Milde, dass nur etwa 50 %
der Steuereinnahmen den Ländern zukämen. Die Einsparun-
gen bei den finanziell klammen hessischen Kommunen, die
sich auf rund 360 Millionen Euro aus dem Kommunalen
Finanzausgleich belaufen, entsprächen den staatlichen Min-
dereinnahmen. Von zukünftigen Mehreinnahmen durch den
wirtschaftlichen Aufschwung würden auch die Kommunen
ihren Anteil erhalten. Sein Parteikollege Robert Fischbach,
Landrat des Landkreises Marburg-Biedenkopf und Präsi-
dent des Hessischen Landkreistages, verwies auf hohe
Sozialkosten, die den Kommunen aufgebürdet würden. Bis
zum Jahr 2013 sei mit einer Verdreifachung des Defizits bei
den Landkreisen zu rechnen. Fischbach führte dies auf eine
Mittelverteilung zurück, die nicht der Aufgabenverteilung
entspräche und die Kommunen vor immer größere Proble-
me stelle. Stefan Körzell, Vorsitzender des DGB-Bezirks
Hessen-Thüringen, machte deutlich, dass die Gewerkschaf-
ten nicht bereit sind, Gebührenerhöhungen, Schließungen
von kommunalen Einrichtungen und Personalkürzungen
kampflos hinzunehmen. Das Problem bestehe nicht in zu
hohen Ausgaben, sondern in fehlenden Einnahmen. Zur
Steigerung der Einnahmen forderte Körzell die Wiederein-
führung der Vermögensteuer und eine Erhöhung der Erb-
schaftsteuer. Die Verursacher und Gewinner der Krise
müssten nun zu ihrer Überwindung herangezogen werden.
Dafür sei auch das Engagement der Landespolitik nötig.
Milde warb hingegen für ein Verschuldungsverbot und
argumentierte, dass die geplanten Einsparungen vor allem
bei den reichen Kommunen vorgenommen werden sollten.
Im Widerspruch zu Truger sprach er sich für Steuersenkun-
gen aus, die zu mehr Wachstum und damit auch mehr
Einnahmen führen würden.

In seiner Replik lobte Truger die antizyklische Krisenpo-
litik der großen Koalition und hob die Instrumente der
Kurzarbeit und der Arbeitszeitkonten hervor. Er mahnte  eine
Abkehr von der dominierenden Exportorientierung an und
forderte Investitionen zur Stärkung der Binnenkonjunktur.
Norbert Schmitt (SPD) signalisierte eine Zustimmung zur

„Schuldenbremse“, wenn sie nicht zu
Lasten der Kommunen und wesentli-
cher Staatsziele (Bildung, Soziales,
Umwelt) gehe und auch die Einnahme-
seite berücksichtigt werde. Janine
Wissler (Die Linke) lehnte für ihre
Partei die „Schuldenbremse“ katego-
risch ab. Sigrid Erfurth (Bündnis 90/
Die Grünen) sprach sich für einen Mix
aus Einsparungen, höheren Einnahmen
und Effizienzsteigerungen etwa durch
die Zusammenlegung von Schuläm-
tern aus.

Matthias Freiling

Haushaltskonsolidierung durch Sparzwang?
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Themen sind unter anderem das „Spu-
rensuchen“, die „Beschäftigung mit
rechtsradikalen Symbolen“ oder die
Auseinandersetzung mit der Autobio-
grafie Hans J. Massaquois „Neger, Ne-
ger, Schornsteinfeger“ im Rahmen ei-
ner Unterrichtsreihe für den Englisch-
unterricht. Eine Zukunftswerkstatt mit
der Thematik „Fremdenfeindlichkeit
und Rechtsextremismus unter Jugend-
lichen“ sowie ein Beitrag aus der
Theaterpädagogik „White Noise – fle-
xibles Theater“ bieten pädagogische
Partizipationsmöglichkeiten.

Initiatoren des Projektes waren
Ralph Giordano, Autor des erfolgreich
verfilmten Buchs „Die Bertinis“, AfL-
Direktor Frank Sauerland und Geert
Platner vom Studienseminar für
Grund-, Haupt-, Real- und Förder-
schulen in Kassel. Seit Jahrzehnten
setzt sich Giordano mit der Thematik
Rechtsextremismus auseinander. In sei-
nem Buch „Die zweite Schuld“ be-
schreibt er die problematische Wieder-
eingliederung der NS-Täter in die bun-
desrepublikanische Gesellschaft und
damit möglicherweise eine der Wur-
zeln des heutigen Rechtsextremismus.

Die ehemalige Landesschulspreche-
rin Fiona Merfert brachte die Perspek-

tive der Schülerschaft bei der inhaltli-
chen Ausgestaltung des Werkes ein.
Prof. Dr. Klaus Moegling, der am Fach-
bereich Gesellschaftswissenschaften der
Universität Kassel und am Studiensemi-
nar für Gymnasien in Kassel tätig ist,
sorgte für die wissenschaftliche Beglei-
tung. Er stellte der Gruppe ein passen-
des Kompetenzmodell der politischen
Bildung gegen Rechtsextremismus vor,
auf das sich die Autorinnen und Auto-
ren in ihren Entwürfen beziehen konn-
ten. Klaus Moegling stellte  die Dring-
lichkeit des Anliegens vor:

„Das Erscheinungsbild der rechtsradi-
kalen Szene hat sich in den letzten
Jahrzehnten stark gewandelt. Auf dem
Lande konnten rechtsextreme Gruppie-
rungen Fuß fassen und ihr Gedanken-
gut bis in die Jugendkultur tragen. Die
Verbreitungsmöglichkeiten über Inter-
net sind größer geworden, die Parolen
und Symbole facettenreicher. Die Grup-
pierungen und Netzwerke sind wesent-
lich umfassender und vielschichtiger
geworden.“

Sowohl bei der Wahrnehmung dieser
neuen Phänomene als auch bei der
Auseinandersetzung mit der Thematik
„Rechtsextremismus“ müssten Lehrkräf-

te kompetente Unterstützung erfahren.
Denn nur dann können sie Schülerin-
nen und Schüler in die Lage versetzen,
sich sachgerecht und reflektierend mit
dem Thema „Rechtsextremismus“ aus-
einanderzusetzen, und ihnen die Mög-
lichkeit geben, eine Haltung zu ent-
wickeln, die sich von rechtsextremem
Gedankengut distanziert.

Die Arbeitsgruppe traf sich an un-
terschiedlichen Orten in Hessen zur
Überprüfung und Überarbeitung der
Materialien. Inhaltliche Impulse be-
kam die Gruppe beispielsweise bei
einem Treffen mit den Eltern eines 13-
jährigen Mädchens, das in 2008 in
einem von der Linksjugend solid orga-
nisierten Jugendcamp von Rechtsradi-
kalen schwer verletzt wurde. Die Eltern
stellten nicht nur die Tat für die Ar-
beitsgruppe einfühlsam dar, sondern
informierten auch über rechtsextreme
Gewalttaten und Aktivitäten im nord-
hessischen Raum. Joachim Tornau,
freier Mitarbeiter der Frankfurter
Rundschau und Experte auf dem Ge-
biet „Rechtsextremismus“, beschrieb
aktuelle Entwicklungstendenzen der
nordhessischen Neonaziszene und de-
ren Symbole und Zeichen.

Die Arbeitsgruppe kooperiert mit
dem Wetteraukreis, der vielfältige Ak-
tivitäten gegen Fremdenfeindlichkeit
im Zusammenhang mit dem Bundes-
programm Xenos entwickelt hat. Aa-
ron Löwenbein (AfL) ist es dabei gelun-
gen, die Aktivitäten der Arbeitsgruppe
mit den Zielen von Xenos in Einklang
zu bringen (HLZ 7-8/2010). Xenos ge-
hört zudem zu den finanziellen Unter-
stützern der Publikation.
• Die Publikation erscheint im Oktober
2010 und kann zu einem Preis von 10 Euro
angefordert werden: publikationen@afl.
hessen.de

Frank Ernemann, AfL Frankfurt

Ende Oktober stellte das Amt für Lehrerbildung (AfL) eine
neue Veröffentlichung zum Thema „Schule mit Courage –
Rechtsextremismus als pädagogische Herausforderung“
vor. Die Broschüre mit 15 Unterrichtsentwürfen und
anregenden Arbeitsmaterialien entstand über einen Zeit-
raum von zweieinhalb Jahren. Beteiligt waren 50 Lehr-
kräfte aller Schulformen, Studierende, Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst und Ausbilderinnen und Ausbilder
hessischer Studienseminare.

Schule mit Courage

In der AG Geschichtsreisen der  Schren-
zerschule in Butzbach entstanden Bil-
der und Plakate gegen Rechtsradika-
lismus und Fremdenfeindlichkeit.“
Schülerinnen und Schüler ergänzten
Bildpostkarten mit eigenen Texten,  so
dass diese einen Aufforderungscha-
rakter bekamen. Der Eisbär, der sein
Hinterteil nach oben streckt, den Kopf
aber auf dem Stein liegen lässt, wurde
ergänzt um die Aussage „Zivilcourage
sieht anders aus“. Eine andere Karte

wurde zum Plakat weiter entwickelt:
Das Bild mit dem Kahlkopf und der Zeile
„Verändert ihre Denkweise“ weist auf
die rechte Szene hin.  Es kam im Novem-
ber 2009 in Friedberg zum Einsatz, als
Schülerinnen und Schüler der XENOS-
Schulen gegen einen geplanten Auf-
marsch von Neonazis demonstrierten
Foto oben), ebenso im Oktober 2010, als
die NPD-Fraktion im Kreistag des
Wetteraukreises gegen die XENOS-
Aktivitäten polemisierte.

XENOS: Plakate gegen Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit
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Keep Cool
Die Lehrkräfte in der Debatte um die Kerncurricula

wissen und vor allem können sollten, und
dass sie obendrein an Letzterem auch
kaum interessiert seien. Die Lehrkräfte
seien zu sehr auf Wissensvermittlung
fixiert, hantierten deswegen zu viel mit
dem Nürnberger Trichter und seien me-
thodisch zu einfallslos. Deswegen müssten
eben solche Standards aufgestellt werden.
Dafür muss man nur einige Fachkom-
missionen bezahlen, ferner eine Serie von
Fortbildungsmaßnahmen für Unterrichts-
methoden, was  Herrn Klippert ziemlich
reich gemacht haben dürfte.

In dasselbe Horn stieß auch Klaus
Dyrda. Der Unternehmensberater be-
scheinigte den Lehrkräften, sie seien
durchaus lernbereit, „wenn auch an-
fangs ächzend“. „Völlig ungewohnt“ sei
es dagegen für die Lehrkräfte in seinen
Fortbildungen gewesen, „dass bei An-
strengungen auch etwas herauskom-
men muss, das messbar und gegebenen-
falls verbesserungswürdig ist“ (2). Sein
Werbeslogan: „Was Klippert für die
Schüler tut, das machen wir für die
Lehrer!“ Deshalb kann er schon im Jahr
2007 erkennen, dass „die Schulland-
schaft in Bewegung“ ist und sich „ein
‚Markt‘ entwickeln“ kann, in dem er sich
selbst zum Marktführer erklärt (3).

Auch wenn unbestritten manche
Fortbildung in Methodenkompetenz
hilfreich war und ist: Es gibt seitdem
auch unproduktiven „schülerorientier-
ten“ Unterricht!

Obwohl von manchen Medien ange-
heizt, wurde dieser Zangenangriff auf
den professionellen Status und das
Selbstbewusstsein der Lehrkräfte durch
eine reformunwillige Politik auf der
Suche nach Sündenböcken und eine
Privatwirtschaft auf der Suche nach
gewinnträchtigen Märkten kein durch-
schlagender Erfolg. Das kann sich die
GEW nicht alleine zugutehalten. Das
HKM trug dazu bei: Aller Rhetorik zum
Trotz drückte Karin Wolff die
stofflastigsten Lehrpläne der letzten
Jahrzehnte durch, und in dem breiten
gesellschaftlichen Widerstand gegen G8
wurde die Frage, was Schule soll und
unter welchen Bedingungen kann, ziem-
lich produktiv öffentlich debattiert.

Die Bildungsstandards der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) gewannen –

erfreulicherweise – in Hessen nie prak-
tische Relevanz. Dann wurden hessi-
sche Bildungsstandards angekündigt,
und indem ein angekündigter Veröf-
fentlichungstermin nach dem anderen
gestrichen wurde, verwandelten sich
Bildungsstandards als „große Unbe-
kannte“ in wahre Heilsbringer. Jetzt
komme der „Paradigmenwechsel“, „et-
was völlig Neues“‚ bei dem „alle umler-
nen müssen“. In diesen letzten Jahren
gab es manches Begriffsgeschwurbel in
amtlichen Broschüren, größere oder
kleine Karrieren in Ämtern und Univer-
sitäten und die Verschiebung von
Stellenkontingenten für die „große Auf-
gabe“, dass die Lehrkräfte endlich
„kompetent“ werden.

PHASE  2 :  Die Lehrkraft ist
doch ziemlich kompetent.

2010: Der Berg kreißte – und die Ent-
würfe für hessische Kerncurricula (KC)
sind da. Vieles bleibt offen und unge-
klärt (und kann an dieser Stelle nicht
weiter erörtert werden): der Bildungs-
begriff, ihr Stellenwert und der Umgang
mit dem Nichtmessbaren im Bildungs-
prozess. Gleichwohl dürfte zunächst der
Einleitungsteil im Großen und Ganzen
auf Zustimmung stoßen. Schließlich ist
doch für die Lehrkräfte – entgegen aller
Diffamierung in Phase 1 - seit Jahrzehn-
ten das Ziel, Können und Wissen im
Lernprozess zu entwickeln, wahrlich
nichts Neues, sondern wesentlicher Be-
standteil des Professionsverständnisses!
Dass nach wie vor der Kompetenz-
begriff in der IQ/AfL-Publizistik inkon-
sistent ist, werden die meisten ver-
schmerzen. Und dass die Frage der
Lernbedingungen durch die Kerncurri-
cula geklärt wird, konnte man nicht
erwarten, wohl aber vom HKM. Die
abschlussbezogenen Kompetenzerwar-
tungen werden wahrscheinlich nicht
allererster Streitpunkt sein, wenngleich
angemerkt werden muss, dass sie be-
züglich der Schulformdifferenzen zum
Teil schon lächerlich sind.

Vor allem aber sollen die jetzt doch
kompetenten Lehrkräfte das zentrale
Defizit der Kerncurricula beseitigen,
die je nach Fach nur rudimentäre oder

Wie könnte man die chronische Unter-
finanzierung der Schulen deutlich ab-
mildern? Jede Lehrkraft, jede Mitarbei-
terin und jeder Mitarbeiter im Hessi-
schen Kultusministerium (HKM), im
Amt für Lehrerbildung (AfL) oder im
Institut für Qualitätsentwicklung („IQ“)
(1) müsste jedes Mal, wenn er oder sie
„Kompetenz“ (oder auch „Bildungsstan-
dards“) sagt oder schreibt, einen Euro in
den Schuletat einzahlen. Dieser in der
Regel ein gequältes Lächeln hervorru-
fende Witz aus Kreisen von Skeptikern
und Kritikern der hessischen Schul-
politik in den Lehrerzimmern sagt na-
türlich noch nichts aus über die Sinn-
haftigkeit des K-Begriffs, wohl aber
wirft er ein Schlaglicht auf die Stim-
mungslage. Diese wiederum ist stark
bestimmt von der Rolle, die der vor-
herrschende Diskurs über Bildungsstan-
dards den Lehrkräften zuschreibt.

Um diese – sich seit diesem Jahr
verändernde – Zuschreibung geht es in
diesem Artikel. Auf die inhaltlichen
Kontroversen zu den hessischen Bil-
dungsstandards, wie sie in der HLZ 8/
2010 vorgestellt wurden, kann dabei
nur am Rande eingegangen werden. Am
Ende bemühe ich mich um einige Vor-
schläge, wie Schulen mit den „Kerncur-
ricula“ umgehen könnten.

PHASE  1 :
Die Lehrkraft ist inkompetent.

In der hitzigen Debatte um die Frage, was
nach PISA & Co. zu tun sei, verfiel (nicht
nur) die hessische Schulpolitik auf die
scheinbar einfachste, auf jeden Fall aber
billigste Lösung: Das Land braucht Bil-
dungsstandards im Sinn von Schüler-
leistungsstandards. Hartnäckig zurück-
gewiesen wurden dagegen Vorschläge
zur Erforschung und Erstellung von
„opportunity-to-learn-Standards“, denn
Änderungen am System der scharfen Aus-
lese, an der Mehrgliedrigkeit und beim
Sitzenbleiben, an den zum Teil katastro-
phalen Zuständen der Lernräume und der
Ausstattung, bei den Klassenfrequenzen
und der Überlastung der Lehrkräfte soll-
ten tabu bleiben. Im Klartext hieß das, dass
den Lehrern nicht so recht klar sei, was die
Schüler am Ende der Schulzeit eigentlich
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schlicht gar keine nach Jahrgängen
sequenzierten Inhalte enthalten. So liest
man in vielen Kerncurricula in Kapi-
tel 7 Folgendes:
„Lernzeitbezogene Kompetenzerwartungen
und Inhaltsfelder: Mit Bezug auf die
Stundentafel des Gymnasiums und die dort
ausgewiesenen Unterrichtszeiten lassen sich
lernzeitbezogene Kompetenzerwartungen im
Fach (...). nicht sinnvoll formulieren. Aus
diesem Grund entfällt das Kapitel 7 im
vorliegenden Entwurf.“

Das ist a) eine Bankrotterklärung und b)
eine Zumutung für die Lehrkräfte, die
jetzt diese Aufgabe an Stelle eines Insti-
tuts für Qualitätsentwicklung mit 63
Beamtinnen und Beamten (davon 45 in
A15 und höher) und zahlreichen Teilab-
geordneten erledigen sollen.

S C H L U S S F O L G E R U N G E N :
Was tun?

„KC“ werden die Kerncurricula als Datei
abgekürzt. Im Jargon des Web steht die
Abkürzung für „Keep cool“. Es gibt
keinen Grund, sich durch die neue
Papierflut aus dem „IQ“ einschüchtern
zu lassen. Natürlich darf der Druck auf
die Politik nicht nachlassen:
• Es kann nicht oft genug gesagt werden:
Die Rahmenbedingungen für das Lernen
müssen deutlich verbessert werden.
• Alle Kerncurricula müssen sequen-
ziert mit fachbezogenen Inhalten ge-
füllt werden. Es würde nicht nur einen
unvertretbaren Arbeitsaufwand bedeu-
ten, wenn jede Schule ein eigenes Cur-
riculum hat, es ist auch schlicht irrsin-
nig: Welchen guten Grund gibt es ei-
gentlich dafür? Der Staat muss nach
einer öffentlichen Debatte unter Betei-
ligung der Fachwissenschaften, der
Fachdidaktik und der an Lernen direkt
Beteiligten festlegen, welche Inhalte
unabweisbar wichtig sind. Diese ver-
bindlichen Inhalte als Problemfelder
eines (natürlich!) kompetenzorientier-
ten Unterrichts dürfen nur einen mäßi-
gen Anteil des gesamten Unterrichts
beanspruchen, der Rest sollte weitge-
hend der Entscheidung der Lehrkräfte
und der der Schülerinnen und Schüler
unterliegen! Wie sollen diese sich je
die angestrebten Kompetenzen erar-
beiten, wenn sie nie an der Auswahl
von Fragestellungen und Inhalten be-
teiligt werden? Das macht verbindliche
Absprachen von Fachkonferenzen von
Fall zu Fall nicht überflüssig, ein Schul-
curriculum ist jedoch nur für das Erler-
nen überfachlicher Kompetenzen ge-
boten.

• Man darf die Politik nicht aus der
Verantwortung entlassen, vor der sie
sich offensichtlich drücken will, weil der
Streit um exemplarisches Lernen und
„unverzichtbare Inhalte“ schwierig ist,
nicht zuletzt wegen der Lobbyisten, die
immer schnell das Abendland unterge-
hen sehen, wenn „bewährtes Bildungs-
gut“ nicht mehr verbindlich ist oder
vielleicht auch, weil unter der Hand die
Frage der Stundentafel und der Schul-
zeitdauer (!) hochkommen kann!
• Ein solches Kerncurriculum kann
verhindern, dass andere, völlig unlegi-
timierte Curricula hinterrücks durch
zentrale Tests, Schulbücher oder Vor-
gaben für Abschlussprüfungen den Un-
terricht dominieren. Das Zentralabitur
ist dafür abschreckendes Beispiel: Ohne
jede demokratische Beteiligung wird
Jahr für Jahr per ordre de mufti über
Inhalte entschieden, im Fach Deutsch
sogar über die verbindliche Lektüre!
• Last but not least: Es lässt sich kaum
eine wirksamere „Qualitätsoffensive“
vorstellen als eine Absenkung der Unter-
richtsverpflichtung – und sei’s anfangs
nur um eine Stunde, die für gegenseitige
Hospitation im Unterricht, Austausch und
Kooperation genutzt werden muss. Wie
viel fruchtbarer kann das sein als Power-
pointvorträge zum Kompetenzbegriff
oder die Lektüre mancher IQ-Schrift! Um
es unmissverständlich zu machen: Dies
ist keine Alternative zur GEW-Forde-
rung nach Arbeitszeitverkürzung!

Und wenn der Landeselternbeirat die
„Kerncurricula“ passieren lässt und wenn

diese politischen Forderungen nicht in
Bälde durchgesetzt werden können?
Dann muss man erstens einen langen
Atem haben und zweitens aktuell nicht
in die Falle gehen, aus Zeitmangel an den
alten Lehrplänen festzuhalten. Kein ver-
nünftiger Weg führt dann dran vorbei,
sich wenigstens vorläufig auf die Strei-
chung einiger Inhalte zu einigen, um
endlich dem schlechten Gewissen bei
der Stoffhuberei zu entgehen. Das gilt
zumindest für die meisten Fächer.

Zur Professionalität gehört aber auch,
dass man sich kollektiv der Durchfüh-
rung von zentralen Tests (oder der Wei-
tergabe ihrer Ergebnisse) verweigert,
wenn diese hintenherum (un-)heimliche
Curricula in die Schulen transportieren.
Die englische Lehrergewerkschaft hat
das schon einmal vorexerziert. Es wäre
eine Aufgabe der GEW, der pädagogi-
schen Vernunft auf diese Weise zum
Durchbruch zu verhelfen.

Gerd Turk

(1) Wie lange will dieses „Institut für Qualitäts-
entwicklung“ noch an der offiziellen Abkür-
zung „IQ“ festhalten, die doch bis in die Um-
gangssprache hinein für „Intelligenzquotient“
etabliert ist? Merkt da niemand, wie peinlich
das ist? Erst recht, wenn man das Publikum
für so beschränkt hält, dass man noch explizit
auf der Homepage unter „Über uns“ auf diese
Bedeutung hinweist.
(2) Die Zeit 13/1999
(3) Klaus Dyrda, Thesen zur Bildungskonfe-
renz 2007 (www.q-zwh.de/imi/bk07/Dyrda-
Thesen.pdf)
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Raffaelo Sanzio (1483-1520), „Die Philosophenschule vo
gemälde zeigt - einträchtig versammelt - Philosophen, Kü
tike bis zur Renaissance, in der Mitte Aristoteles und Leon

Ulrich Mayer hat in der HLZ 10-11/2010
auf die Kritik an den „Bildungsstandards
– Kerncurriculum für Hessen“ für das
Fach Geschichte reagiert und zwar auf
die Kritik von Franziska Conrad (HLZ
9/2010), vor allem aber auf die des
Historikerverbands (1). Darüber hinaus
gab es Kritik des Geschichtslehrerver-
bands, von Ausbilderinnen und Ausbil-
dern, Studienseminaren, GEW und Phi-
lologenverband: Selten war man sich so
einig.

Entzündet hat sich die Kritik an der
im Frühjahr vorgelegten „Rohfassung“
der Bildungsstandards und Inhaltsfel-
der. Diese wurde dann aufgrund der
Kritik überarbeitet zu einem im August
vorgelegten „Entwurf“. Und man darf
noch weiter hoffen, zum Beispiel auf die
für das Frühjahr angekündigten Lehrer-
handreichungen. Der jetzige „Entwurf“
hat tatsächlich wesentliche Elemente
der Kritik aufgenommen und den in-
haltlichen Teil immerhin soweit ver-
vollständigt, dass jetzt aus dem Rudi-
ment, der er war, ein „Kerncurriculum“
geworden ist, in dem eine adäquate
Auflistung von inhaltlichen Themen
quasi als Überschriften durch die ganze
Geschichte hindurch verzeichnet ist.
Das nennt sich jetzt „Basisnarrative“,
damit bloß kein Eindruck einer „Meis-
tererzählung“ entsteht.

Curriculum oder Konstruktion?
Man denke aber mal über den Sinn des
Begriffs Curriculum nach. Er bedeutet
nämlich jenen „chronologischen Durch-
gang“, der laut Ulrich Mayer zu keinen
nachweisbaren „nachhaltigen histori-
schen Kenntnissen“ führe. Seine Argu-
mentation gehört zu den Wunderwaffen
der PISA-Didaktiker, die vorgeben al-
les empirisch beweisen zu können und
dabei die Beweislast umkehren: Der
Sinn des chronologischen Durchgangs
muss nicht etwa widerlegt, sondern be-
wiesen werden, ansonsten gilt das Ge-
genteil.

Ob der chronologische Durchgang
zu nachhaltigen historischen Kenntnis-
sen führt oder nicht, lässt sich aber gar
nicht beweisen, da allenfalls das Ergeb-
nis, aber nicht die Ursache dafür empi-

risch durch Tests zu ermitteln ist.
Schlechte Ergebnisse können gar nicht
kausal mit dem „chronologischen
Durchgang“ erklärt werden. Was soll
das also? Unbestritten ist doch wohl,
dass Geschichte chronologisch verläuft,
wie überhaupt menschliches Handeln
einen chronologischen Ablauf von Ur-
sache und Wirkung impliziert. Von da-
her ist es naheliegend, dies im Unter-
richt analog nachzuvollziehen und dies
geschieht sogar dann, wenn man ausge-
hend von einem aktuellen Anlass rück-
blickend Vergangenes vergegenwärtigt.

Dass man nicht willkürlich von heu-
te ohne eine entsprechende historische
Kontextualisierung einen Bogen zu-
rück schlagen kann, sollte klar sein. Ist
es aber offenbar nicht, wie der Vor-
schlag radikaler Konstruktivisten zeigt,
im Unterricht den Fall Dominik Brunner
in München als Beispiel für Zivilcoura-
ge zu nehmen und ihn in eine Reihe mit
historischen Vorläufern zu setzen, von
Sophie Scholl bis zurück zu Jan Hus.
Barbara Völkel sieht in diesem Vor-
schlag das „konsequente Ablösen der
Chronologie (sic) im Geschichtsunter-
richt“ (2).

So radikal konstruktivistisch ist der
Geist der hessischen Bildungsstandards
Gott sei Dank nicht: Dort heißt es zutref-
fend:
„Es genügt nicht, historische Fakten zu
kennen. Geschichtsbewusstsein zeigt sich
vielmehr darin, geschichtliche Phänomene
zu untersuchen, zu klären und darzustellen,
Zusammenhänge und Zeitverläufe zu deuten
sowie Folgerungen für Gegenwart und Zu-
kunft zu ziehen. […] Der Geschichtsunter-
richt zeigt vergangene Ereignisse, Hand-
lungsoptionen von Individuen und Gruppen
sowie Strukturen auf und führt sie auf die
Bedingungen ihres Werdens und Wirkens
zurück.“ (S.11)

Und natürlich basiert die im Entwurf
genannte „Wahrnehmungs-, Analyse-
und Urteilskompetenz für Kontinuität
und Veränderung in der Zeit“ auf den
„diachronen Zusammenhängen“, die
Mayer in der Kritik des Historiker-
verbandes missfallen. Dennoch gibt es
auch in den hessischen Bildungsstan-
dards Ansätze in Richtung Konstrukti-
vismus und Relativismus, die hinter-

fragt werden dürfen. Im Einzelnen ist
hierfür kein Platz, aber Ulrich Mayers
Kritik an den „Meistererzählungen“ in
der letzten HLZ nimmt ja auch ein
Stichwort aus der Diskussion der Kon-
struktivisten der 70er Jahre (Frank-
reich) und 80er Jahre (Deutschland) auf.
Dies ist umso verwunderlicher – und darf
an dieser Stelle wohl gesagt werden –, als
Ulrich Mayer Mitherausgeber und Au-
tor eines neuen Realschulbuchs im Ver-
lag Buchner ist, das durchaus dem klas-
sischen Modell folgt und nicht alles auf
den Kopf stellt (3).

Kompetenz und Vorratswissen
Eine weitere Waffe der Didaktik nach
PISA ist nicht neu, sondern uralt. Sie
besteht in der alten „Meistererzählung“
des Fortschrittsglaubens, wonach das
Neue immer besser als das Alte sei.
Optimisten dürfen das hoffen, aber in
der Geschichte wurden sie schon oft
enttäuscht. Der Auftrieb, den die erste
PISA-Studie der Didaktik und der
Kompetenzdiskussion beschert hat, und
zwar sicher berechtigt, wird von etli-
chen Didaktikern im Sinne einer neuen
Meta-Meistererzählung missbraucht, in
der sie sich selbst wie Apostel eines
didaktischen Wahrheitsnarrativs (frü-

Wissen und Können
Bildungsstandards für Geschichte
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n Athen“,  Stanza della Segnatura (Vatikan): Das Wand-
ünstler und Naturwissenschaftler von der griechischen An-
nardo da Vinci in der Rolle des Platon

her Offenbarung genannt) verstehen.
Vokabeln wie „rückwärtsgewandt“ sind
in dieser Debatte deswegen ideologi-
sche Kampfbegriffe. Warum sind „dia-
chrone Zusammenhänge“ und „histori-
sches Orientierungswissen“ rückwärts-
gewandt? Wofür brauchen wir Wissen
denn sonst als zur Orientierung? Wie
kann Orientierung ohne Wissen ge-
schehen? Über die „konzeptionellen
Grundlagen“ heißt es einleitend in den
Bildungsstandards:
„Kompetenzen werden dabei verstanden als
Verbindung von Wissen und Können. Wis-
sen soll transferierbar und in Anwendungs-
situationen nutzbar sein.“ (S.5)

In der Tat kommt es auf die Verbindung
von Wissen und Können an. Früher
befand sich dies gewiss im Ungleichge-
wicht zugunsten der Seite Wissen, in
der neuen Didaktikdebatte schlägt das
Pendel jedoch ins andere Extrem aus.
Früher stand das „Was“ im Licht und das
„Wie“ im Schatten, heute ist es umge-
kehrt.

Dass wir uns mit den Ergebnissen,
dem Output des Lernprozesses, und mit
den zu erwerbenden Kompetenzen be-
fassen müssen, sollte unbestritten sein.
Die Fragen oszillieren jedoch auch hier
zwischen dem „Was“ und dem „Wie“.
Der Neuheitsdiskurs der Didaktiker

überdeckt, dass vieles bereits Ende der
70er, Anfang der 80er Jahre mit dem
Konzept der „Operationalisierung der
Lernziele“ vorweggenommen wurde
und die Kompetenzdiskussion nur eine
Fortsetzung dessen darstellt. Deren Ver-
absolutierung relativiert den Faktor
Wissen in der Verbindung von Wissen
und Können zu einem „Steinbruch für
Kompetenzen“, wie die Historiker kriti-
sieren.

Die Bildungsstandards sind jedoch
auch hier, das möchte ich noch einmal
betonen, in der jetzt vorliegenden Fas-
sung nicht mehr die radikalste Ausprä-
gung dieser Entwicklung.

Mayers Kritik an einem „wandeln-
den Ploetz“, der der Studienanfänger
nach dem klassischen Bildungsideal
sein solle, stellt allerdings auch die
Notwendigkeit von Orientierungswis-
sen in Frage: „Stoff auf Halde“, wie er in
der HLZ schreibt, oder „Vorratswissen“,
wie es in einer der vielen Diskussionen
in jüngster Zeit hieß. Ich möchte den
Begriff Vorratswissen gerne aufgreifen,
denn er drückt ideal die Grundlage
dafür aus, auf der sich historische Kom-
petenzen überhaupt erst entfalten kön-
nen. Analog gilt dies aber letztlich für
jedes Fach. Der Wert des Faches Ge-
schichte hinsichtlich der geforderten
Orientierungskompetenz, sich in der
heutigen Welt zurechtzufinden, kann
doch nur im historischen Vergleich
liegen. Und dafür brauche ich einen
Fundus, der mir Vergleichsmaßstäbe
liefern kann.

Zentrale Prüfungen
Die Autorinnen und Autoren der
Bildungsstandards meinen, dass sie den
Wissensaspekt vernachlässigen können,
weil die Ausgestaltung des Unterrichts
an die Schulen delegiert wird. Man
glaubt es kaum: In Zeiten der Unifor-
mierung auf europäischer Ebene (Bolo-
gna-Prozess), des Landesabiturs und
bald auch eines Zentralabiturs auf Bun-
desebene (wenn auch nicht für Ge-
schichte) werden die Schulen mit nie
dagewesenen „Freiheiten“ geködert.
Während man Lehrkräften ständig vor-
wirft, hinter der didaktischen Entwick-
lung hinterherzuhinken und ihre Fort-
bildung zu vernachlässigen, sollen eben
diese Lehrkräfte die neuen Bildungs-
standards an ihrer Schule mit Leben
füllen. Was soll das?

Abgesehen von schulspezifischen
Curricula im Detail, die es immer schon
gegeben hat, können die Unterrichts-

inhalte doch nicht von Schule zu Schu-
le anders aussehen. Es gibt dafür keine
sachliche Legitimierung, sondern nur
das neoliberale Denken der Konkurrenz
zwischen den Schulen um den Platz im
Ranking, auch wenn dieser nicht durch
das Fach Geschichte entschieden wird,
sondern durch die Ergebnisse in
Deutsch oder Mathematik.

Dass diese scheinbare Freiheit den
Zielsetzungen der neuen Didaktik gera-
dezu entgegensteuert, wurde offenbar
noch nicht erkannt. Die Konzeption der
Kultusministerkonferenz zur Nutzung
der Bildungsstandards für die Unter-
richtsentwicklung vom Mai 2010 (4)
betont mehrfach, offenbar von einem
schlechten Gewissen geplagt, dass es
nicht um „teaching to the test“ gehe.
Doch genau das dürfte dabei heraus-
kommen, wie vielfältige Erfahrungen,
auch und gerade im Ausland, befürch-
ten lassen. Die Testeritis ist jedoch dem
von der neuen Didaktik geforderten
selbstregulierten Lernen konträr entge-
gengesetzt.

Zum Schluss sei noch darauf hinge-
wiesen, dass der Verband der Ge-
schichtslehrer Deutschlands in Bälde
eine überarbeitete Fassung seines eige-
nen Vorschlags von Bildungsstandards
ins Internet stellen wird (5). Nachdem
die Fassung von 2006/07 berechtigter
Kritik unterzogen wurde, hat der Ar-
beitskreis, dem ich angehöre, eine neue
Konzeption entwickelt, die Kompeten-
zen und Inhalte eng mit einander ver-
knüpft. Auch daran wird es sicherlich
Kritik geben – und wir bitten dann
darum.

Wolfgang Geiger

Der Autor ist Lehrer an der Dreieichschule in
Langen und Mitglied des Landesvorstands des
Hessischen Geschichtslehrerverbandes und des
Arbeitskreises Bildungsstandards des Verban-
des auf Bundesebene.

(1) Die Kritik des Historikerverbandes findet
man im Internet unter www.kgd-geschichts-
didaktik.rub.de > Aktuelles > Kontroverse zu
den neuen hessischen Bildungsstandards
(2) Barbara Völkel: „Was war, ist doch wahr,
oder!?“ Geschichte(n) im Spannungsfeld zwi-
schen Positivismus und Konstruktivismus, in:
Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 12/
09, S.726 f.
(3) Band 1 ist für das zweite Quartal 2011 an-
gezeigt.
(4) www.kmk.org; suche: Konzeption Bil-
dungsstandards 2010-10-31
(5) Dieser Entwurf der Bildungsstandards ist
abrufbar unter www.geschichtslehrerverband-
hessen.de/aktuelles/mitteilungen/index.php
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Was bedeutet „Inklusive Schule“?
Es geht nicht um Fürsorge, sondern um egalitäre Teilhabe

Inklusive Schule ist die Schule, die
gemäß § 24 der UN-Konvention über
die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (UN-BRK) wesentlicher Be-
standteil eines inklusiven Bildungs-
systems ist (1). Durch Ratifizierung der
Konvention durch den deutschen Bun-
destag haben sich Bund und Länder
völkerrechtlich verpflichtet, ihre Um-
setzung national zu gewährleisten. Seit
März 2009 ist sie geltendes Recht.

Die Inklusive Schule bezieht sich auf
das deutsche Schulsystem, besonders
auf das Recht auf Bildung für alle Kin-
der und Jugendlichen in der Zeit der
zehnjährigen Schulpflicht. Sie bedeutet
eine Verpflichtung zum Systemwech-
sel, bezogen auf das bisherige Schulsys-
tem. Sie tritt ein für das Recht aller
Kinder und Jugendlichen, unabhängig
von ihren Fähigkeiten oder Beeinträch-
tigungen, unabhängig von ihrer ethni-
schen, kulturellen oder sozialen Her-
kunft, miteinander und voneinander zu
lernen. Sie bezieht sich nicht nur auf die
Gruppe behinderter oder von Behinde-
rung bedrohter Menschen. Es geht ihr
nicht um eine „Sonderpädagogisierung“
der Schule.

Mit dem bisherigen gegliederten
Schulsystem verträgt sie sich nicht, auch
wenn die Kultusministerkonferenz (KMK)
in ihrer letzten Stellungnahme vom
Juni 2010 (2) dies erneut zu ignorieren
scheint.

Die Inklusive Schule betrachtet Viel-
falt und Unterschiedlichkeit – Hetero-
genität und Diversität – als Bereiche-
rung, als Ressource. Sie geht von der
Besonderheit und den Bedürfnissen ei-
nes jeden Kindes aus. Im Gegensatz zur
Integration will sie nicht vorher aussor-
tierte Kinder eingliedern oder wieder-
eingliedern. Kein Kind soll ausgeglie-
dert werden, weil es den Anforderun-
gen der Schule nicht entspricht. Sie will
nicht die Kinder der Schule anpassen,
sondern sich an den individuellen Stär-
ken, Bedürfnissen und Erfordernissen
aller Kinder ausrichten.

Sie kennt keine Kategorisierung
nach „festgestellten Förderbedarfen“
und „angemessenen Förderorten“, ist
gegen Selektion und Ausschluss und
ist dem Leitbild der Inklusion ver-

pflichtet, wie es bereits 1994 in der
Erklärung von Salamanca (UN-Welt-
konferenz) formuliert wurde (3). Darin
heißt es,
„dass menschliche Unterschiede normal sind,
dass das Lernen daher an das Kind angepasst
werden muss und sich nicht umgekehrt das
Kind nach vorbestimmten Annahmen über
das Tempo und die Art des Lernprozesses
richten soll.“

Das Recht auf gemeinsames Lernen stellt
also ein Menschenrecht dar, das an
keine andere Bedingung geknüpft ist
als an das Menschsein. Dies gilt unein-
geschränkt für alle Kinder.

Wie gelingt individuelles Lernen?
Wenn die Inklusive Schule das Men-
schenrecht auf gemeinsames Lernen al-
ler Kinder in einer Schule bis zum Ende
der Pflichtschulzeit bedeutet, so hat
dies erhebliche Auswirkungen auf
Schulstruktur und Lernkultur.

Ihr Konzept ist der Abbau von Bar-
rieren für individuelles Lernen und
Teilhabe am Leben durch entsprechend
gesicherte Rahmenbedingungen. Dafür
müssen ausreichend Ressourcen zur
Verfügung gestellt werden, vor allem
durch Umschichtung und Bündelung
bereits vorhandener Ressourcen. Hier-
zu bedarf es des politischen Willens und
Handelns und der entsprechenden de-
mokratischen und bürgerrechtlichen
Kontrolle eines jeden einzelnen Bür-
gers dieses Staates.

Der derzeitig offensichtlich ineffek-
tive Umgang mit Ressourcen im beste-
henden gegliederten Schulsystem kann
deutliche Hinweise auf Umschichtungs-
möglichkeiten geben (4).

Darüber hinaus gibt es weitere Er-
fordernisse für gelingendes individuel-
les Lernen:
• Fortbildungen für Führungs- und
Leitungspersonal, pädagogisches, so-
ziales, therapeutisches Fachpersonal,
weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter und Eltern, die alle in ihrer Biografie
nur ein separierendes Schulsystem er-
lebt haben, sind unbedingt erforderlich.
• Darüber hinaus müssen Schulen
ganztagsmäßig mit rhythmisiertem Ta-
gesablauf als Lebens- und Lernräume

sowohl innerlich als auch äußerlich
umgestaltet werden.
• Lerngruppen müssen überschaubar
und heterogen zusammengesetzt sein.
• Sie müssen von multiprofessionellen
Teams begleitet werden, in denen die
jeweiligen Schülerbiografien mit ihren
entsprechenden Angeboten, Anforde-
rungen und Hilfebedarfen im Fokus
sind.
• Lehr- und Lernpläne müssen im
Team angepasst und individuelle Er-
ziehungspläne entwickelt, dokumen-
tiert, überprüft und fortgeschrieben
werden.
• Prozesse des selbstorganisierten und
eigenverantwortlichen Lernens in so-
zialen Zusammenhängen müssen me-
thodisch verankert sein und den Alltag
bestimmen.
• Koordination, Kooperation und
Dialogfähigkeit aller Beteiligten sind
selbstverständlich.
• Enge Partnerschaften zu außerschu-
lischen Kooperationspartnern, die für
die Lern-, Erziehungs- und Hilfe-
planung erforderlich sind, müssen
durch verlässliche Kooperationsverein-
barungen sichergestellt und inner-
schulisch verankert werden. Dabei ist
auch zu prüfen, ob Änderungen ent-
sprechender sozial- und schulrechtli-
cher Bestimmungen zugunsten einer
größeren Verantwortlichkeit auf Seiten
des kommunalen Schulträgers notwen-
dig sind.

Welche Schritte müssen wir auf dem
Weg zu einem inklusiven Schulsys-
tem in einem Zeitraum von zehn
Jahren gehen?

Notwendig ist eine systematische Rah-
menplanung, mit der sich Bund und
Länder rechtsverbindlich festlegen, die
personellen, sächlichen und räumlichen
Voraussetzungen zu schaffen. Hierher
gehört auch die Überlegung zur Schaf-
fung eines Bundesschulgesetzes, allen
Schülerinnen und Schülern den Besuch
einer Regelschule zu ermöglichen und
damit eine Schule für alle ohne Ausson-
derung zu schaffen.

Da sich alle Schulen auf Grund der
Rechtslage zu inklusiven Schule ent-



23 HLZ 12/2010

wickeln müssen, kann der Umgestal-
tungsprozess des Schulsystems be-
stimmte zurzeit existierende Schulfor-
men, wie zum Beispiel Gymnasien oder
auch Förderschulen, nicht ausnehmen.

Das Recht auf Bildung für alle muss
sich im Erziehungs- und Bildungs-
auftrag und den Grundsätzen der Ver-
wirklichung des Rechts auf Bildung in
den Ländergesetzgebungen nieder-
schlagen.

Alle Schulen der Bundesländer ha-
ben den Auftrag, sich zu inklusiven
Schulen zu entwickeln.

Das bezieht sich nicht nur auf die
sonderpädagogische Förderung, son-
dern grundsätzlich auf Individualisie-
rung und Förderung aller Schülerinnen
und Schüler in der Regelschule im
gemeinsamen Lernen. Die Schulgesetz-
gebung der Bundesländer muss sich in
allen daraus folgenden Rechts- und
Verwaltungsvorschriften daran anpas-
sen. Das bedeutet auch, dass Erforder-
nisse und Hilfen – sonderpädagogische
und unterstützende pädagogische Hil-
fen, auch Eingliederungshilfen und the-
rapeutische Hilfen – in einem vor Ort in
der Regelschule zu schaffenden Unter-
stützungszentrum zusammengeführt
und schulleitungsmäßig angebunden
werden müssen.

Bestehende Beratungs- und Förder-
zentren an Förderschulen gehen in die-
se Unterstützungszentren ein, entspre-
chendes Fachpersonal wird auf diese
Weise gewonnen und umgeschichtet. In
diesen Unterstützungszentren arbeitet
zum Beispiel auch Fachpersonal der
Kinder- und Jugendhilfe und aus der
Berufs- und Arbeitswelt.

Auch wenn die Bildungspolitik jetzt
am Zuge ist, kann jede Einzelschule
ihrerseits bereits jetzt etwas tun, im
Zuge einer Selbstevaluierung ihrer pä-
dagogischen Schulentwicklung kann
sie die Entwicklung zur Selbständigen
Schule nutzen und den Weg zur Inklu-
siven Schule in Angriff nehmen.

Hilfe zur Erfassung des Standes und
Prozesses der Weiterentwicklung bietet
hier der „Index für Inklusion“ der Uni-
versität Halle (5).

Unabdingbar für die nächsten Jahre
ist eine umfassende aufklärende Öf-
fentlichkeitskampagne, in der die Be-
deutung von Inklusion und Selektion
für das demokratische Selbstverständ-
nis einer Gesellschaft mehr ins Be-
wusstsein der Allgemeinheit gehoben
wird.

Wie können wir unsere Menschen-
und Bürgerrechte als Staatsbürger
unseres Gemeinwesens in Bezug auf
ein inklusives Schulsystem zur Stär-
kung unserer Demokratie nutzen?

Die gegenwärtige Diskussion bringt die
Politik unter Druck zu handeln. Je öf-
fentlicher die Diskussion, umso größer
der Druck, vor allem wenn internatio-
nale Vergleiche herangezogen werden.
Für viele Menschen in Deutschland ist
der bevorstehende Strukturwandel noch
unvorstellbar, obwohl er in anderen
Staaten bereits selbstverständlich ist,
zumindest aber begonnen hat.

Gerade die Herausforderung, Schu-
le inklusiv zu gestalten, bietet Deutsch-
land eine historische Chance, sein Bil-
dungssystem für alle zu verbessern, neu
zu gestalten. Dazu ist ein Abschied von
tradierten Vorstellungen nötig. Wir
müssen in einen öffentlichen Dialog
darüber eintreten, wie veraltete Struk-
turen aus Fremdbestimmung und Nor-
mierung überwunden und zu demokra-
tischen weiterentwickelt werden kön-
nen.

Selektion, Elitebildung und Ausson-
derung liegen nicht im gesamt-
gesellschaftlichen Interesse, wie auch
die Wirtschaftskrise zuletzt gezeigt hat.
„Wenn eine Demokratie innerlich star-
ke Menschen braucht, dann muss die
Breite der Gesellschaft auch in der
Schulklasse zu finden sein“, sagt Prof.
Dr. Matthias von Saldern von der Uni-
versität Lüneburg (6).

Außerdem ist die Überwindung ei-
ner separierenden Gesellschaft durch
die Schaffung und Wahrung egalitärer
Teilhabe aller am Leben und die Ach-
tung der Menschenrechte endlich auch
die Überwindung vieler noch immer
unbewusster extremer Einstellungen
aus der deutschen Geschichte.

Schaffen wir also Öffentlichkeit, zei-
gen wir Zivilcourage und nutzen wir
unsere Widerstands- und Beteiligungs-
rechte, um gegen Menschenrechtsver-
letzungen – und jede Diskriminierung
und Ungleichbehandlung ist eine sol-
che – vorzugehen.

Dies kann zum Beispiel über die
Zusammenarbeit mit der unabhängigen
nationalen Monitoringstelle geschehen,
die beim Deutschen Institut für Men-
schenrechte in Berlin gemäß Vorgaben
der UN-BRK eingerichtet wurde. Ihre
Aufgabe ist es, die Umsetzung der Kon-
vention in Deutschland konstruktiv und
kritisch zu begleiten. Sie betreibt Moni-
toring sowohl auf struktureller Ebene
wie auch in Einzelfällen.

Verändern wir unsere Sichtweise
von einer Politik der Fürsorge hin zu
einer Politik der Rechte.

Siegrid Trommershäuser

Der Beitrag beruht auf einem Thesenpapier
der Autorin für den Workshop „Inklusive
Schule“ bei der Summer Factory des Instituts
Solidarische Moderne vom 24. bis 26. Sep-
tember 2010 in Frankfurt

(1) Gesetz zu dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen vom 13. Dezember 2006
über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen sowie zu dem Fakultativprotokoll
vom 13. Dezember 2006 zum Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen. Bundes-
gesetzblatt Jahrgang 2008 Teil II Nr. 35. Bonn
2008, S.1419 ff.
(2) Pädagogische und rechtliche Aspekte der
Umsetzung des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen vom 13. Dezember 2006 über
die Rechte von Menschen mit Behinderungen
in der schulischen Bildung. Diskussionspapier
der Kultusministerkonferenz am 21. und
22. 6. 2010
(3) Deutsche UNESCO-Kommission e.V. (Hg.):
Inklusion – Leitlinien für die Bildungspolitik.
Bonn 2009
(4) Ulf Preuss-Lausitz (Hg.): Gemeinschafts-
schule – Ausweg aus der Schulkrise? Kon-
zepte, Erfahrungen, Problemlösungen. Wein-
heim und Basel 2008
(5) Ines Boban, Andreas Hinz: Index für
Inklusion. Lernen und Teilhabe in der Schule
der Vielfalt entwickeln. Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg 2003
(6) Andreas Hinz, Ingrid Körner, Ulrich
Niehoff (Hg.): Auf dem Weg zur Schule für
alle. Barrieren überwinden – inklusive Päda-
gogik entwickeln. Marburg 2010



24HLZ 12/2010S E L B S T S T Ä N D I G E S  L E R N E N

Mit Freude und Neugier öffneten wir
die HLZ 10-11/2010, versprach doch
das Titelthema neue An- und Einsich-
ten zu einer pädagogischen Frage,
welche unsere Schule seit über vier
Jahren stark umtreibt. Leider fanden
wir ideologisch festgefahrene Haltun-
gen vor, die wir nicht nur für ober-
flächlich und einseitig-abwehrend hal-
ten, sondern schlichtweg auch für
falsch.

Aus der Erfahrung unserer schuli-
schen Praxis mit dem selbstorganisier-
ten Lernen (bei uns: „SOL“) müssen und
wollen wir hier – auch als GEW-Mit-
glieder – widersprechen:

Zunächst wird auf der sprachlichen
Ebene kritisiert, dass das „selbstorgani-
sierte Lernen“ ja gar nicht wirklich
„selbst organisiert“ sei. Natürlich ist
SOL nicht völlig frei und selbstorgani-
siert! Es findet vielmehr ein Prozess
statt, der von der engen Anleitung hin
zur Eigenverantwortlichkeit führt. Die-
ser Prozess bedarf eines klaren Rah-
mens. Am Ende steht als Zielbeschrei-
bung das selbstständige, eigenverant-
wortliche Lernen.

Der zweite große Kritikpunkt in den
Artikeln bezieht sich darauf, dass wir
Lehrerinnen und Lehrer uns zum Hand-
langer für die Wirtschaft machten, da
„Schlüsselkompetenzen“ nur dazu da
seien, die Kinder passgenau für die
Ansprüche der Unternehmen abzurich-
ten.

In und während SOL lernen unsere
Schülerinnen und Schüler auch plan-
voll zu handeln, ihr Reflexionsver-
mögen auszubauen, Selbstbewusstsein
zu entwickeln, ihren eigenen Lernweg
zu kennen, zu gehen und ihm zu ver-
trauen, selber zu denken und ihren
„eigenen Kopf“ auszubilden! All dies
zielt unserer Meinung nach deutlich
auf Teilhabe und Emanzipation. Dieser
Anspruch wird noch dadurch ver-
stärkt, dass die hierfür notwendigen
Kompetenzen, die in SOL erworben
werden können, den Lehrerinnen und
Lehrern, den Schülerinnen und Schü-
lern sowie den Eltern schriftlich vor-
liegen.

Der nächste Kritikpunkt, die Lehrer
würden sich mit SOL selbst abschaffen,

wird in unserem Schulalltag eindeutig
widerlegt. Kritisiert wird, dass weniger
Lehrkräfte mehr selbstständig arbeiten-
de Schülerinnen und Schüler beauf-
sichtigen könnten. Hierzu gab es auch
zwei Karikaturen.

Unsere Erfahrung zeigt aber viel-
mehr, dass wir als Lehrerinnen und
Lehrer durch die sich bietenden Eins-
zu-eins-Situation während der SOL-
Zeit viel näher an den Kindern dran
sind als während des Regelunterrichtes
und so eine stärkere Bedeutung be-
kommen. Auch haben sich unsere
Aufgaben keinesfalls erledigt. Es gibt
allerhand zu tun: Grenzen ziehen, Rah-
men abstecken, individuelle Anforde-
rungen an unsere Schülerinnen und
Schüler stellen, ausführliche Feedbacks
geben, den Prozess im Blick behalten
usw.

Verlässliche Regeln, Respekt und
Fürsorge sind auch im SOL Bedingun-
gen für ein lernförderliches Klima! Dies
stellt übrigens auch Franziska Conrad
in ihrem Artikel fest:
„Wege zur Selbstbestimmung sind mög-
lich, wenn man weiß, dass auch im
offenen Unterricht die Lehrperson, ihre
Überzeugungen und ihre Beziehungs-
fähigkeit entscheidende Faktoren für
das Lernen der Schülerinnen und Schü-
ler sind.“ (S. 13)
Vor diesem Hintergrund ist es nicht
verwunderlich, dass unser Lehrer-
schlüssel, im Gegensatz zu der obigen
Behauptung, nie so dicht ist wie wäh-
rend der SOL-Zeiten. Dies erreichen wir
zum Beispiel durch unterschiedliche
Förderkurse oder DAZ-Stunden, wel-
che als „Intensivs“ hinzukommen.

SOL stärkt die Schwachen
Als stärkster Kritikpunkt wird immer
wieder angeführt, dass SOL besonders
die schwachen Schülerinnen und
Schüler benachteilige, weil es nur von
den leistungsstärkeren Schülerinnen
und Schülern genutzt würde. Und ge-
rade die Schwächeren, so die Beiträge
in der HLZ weiter, bräuchten Zuwen-
dung und Hilfe, Strukturierung und
Unterstützung, Anleitung, Beratung,
Ermutigung und Geduld. Dass diese

Aussage völlig richtig ist, steht außer
Frage. Doch leider wird mit ihr sugge-
riert, dass man mit SOL die Schwachen
mutwillig abhänge und die gutbürger-
lichen Kinder alleine lernen lasse. Ein
Vorwurf, der uns richtig ärgerlich
macht: Jeder Unterricht, in welcher
(methodischen) Form auch immer, wird
von  leistungsstärkeren Kindern inten-
siver genutzt als von den leistungs-
schwächeren. Dies hat zum Beispiel
mit der Menge an Vorwissen zu tun
oder mit der Aufmerksamkeitsspanne,
mit der Größe des Arbeitsspeichers,
mit der Motivation oder mit volitio-
nalen Prozessen.

Wir sehen die Bedürftigkeit der
schwächeren Lernerinnen und Lerner
genauso wie in der HLZ beschrieben
und gerade darum machen wir SOL!
Denn Tatsache ist, dass wir noch nie so
viel Zeit für einzelne, besonders für die
schwachen Kinder hatten wie während
der SOL-Zeit.
• Zuwendung und Hilfe: Indem sich
die Lehrperson neben ein Kind setzt,
versteht sie oft zum ersten Mal, wo
genau das Lern- oder Verständnispro-
blem liegt. Im gemeinsamen, geduldi-
gen Arbeiten haben wir mehr über
unsere Schülerinnen und Schüler er-
fahren als in vielen Stunden Regel-
unterricht.
• Strukturierung und Unterstützung:
Während der SOL-Zeit ist es uns zum
ersten Mal während der Unterrichts-
zeit möglich, gemeinsam mit einem
Schüler oder einer Schülerin das Fach
oder den Schulranzen aufzuräumen.
Dies ist, besonders für unstrukturierte
Kinder ohne ausreichende häusliche
Unterstützung, extrem hilfreich und
eine Voraussetzung für den Lerner-
folg. Ist ein Kind krank gewesen, bietet
SOL Raum und die Struktur, das
Verpasste nachzuholen, Blätter zu ko-
pieren, sich bei einem Mitschüler oder
einer Mitschülerin zu informieren oder
die Aufgaben nachzutragen. Gerade
schwache Kinder machen dies nicht
von alleine, in SOL lernen sie das. Auch
die Dokumentation des Lernens in ei-
nem eigens entwickelten „Logbuch“ ist
für die schwachen Kinder eine klare
Strukturierungshilfe.

Ideologisch festgefahren
Enttäuschung über Beiträge zum Titelthema „Selbstständiges Lernen“
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• Anleitung, Beratung und Ermuti-
gung: In wöchentlichen Feedbacks und
Präsentationsrunden oder bei Lehrer-
Schüler-Beratungsgesprächen können
wir auf Grund der Beobachtungen und
Erfahrungen während der SOL-Zeit end-
lich sicher anleiten und qualitativ stim-
mig beraten sowie gemeinsam mit dem
Kind realistische Ziele vereinbaren.
• Geduld: Die braucht man immer,
egal in welcher Unterrichtsform. SOL
tut aber auch weh, denn in SOL werden
unterschiedliche Leistungsvermögen
sichtbar. Unserer Meinung nach geht
es aber nicht darum, diese zu vertu-
schen, sondern sie zu kennen, zu re-
spektieren und individuell zu „bedie-
nen“. So sind ehrliche und positive
Bestärkungen im Klassenkreis mög-
lich. Da gibt es schon mal spontanen
Applaus, wenn Julia freiwillig eine
Mathe-Intensiv-Stunde besucht oder
Luca eine verständliche Geschichte
geschrieben hat. Natürlich bekommt
auch Sophie Applaus für ihren frei
gewählten Vortrag zur Liebesgeschich-
te von Kleopatra und Caesar.

Wir erleben in unserem SOL-Alltag,
dass individuelles Fördern und Fordern
möglich ist und dass unterschiedliche
Lerntempi wirklich berücksichtigt wer-
den können, was in heterogenen Lern-
gruppen ein unbedingtes Muss ist und
zur Zufriedenheit aller (!) beiträgt.

Durch die Planung von SOL ist die
eigene Unterrichtsplanung deutlich
strukturierter geworden: Im Regelun-
terricht wird das Basiswissen vermittelt,
und hier finden Diskussionen statt. In
die SOL-Zeit werden die Übungs-, Ver-
tiefungs-, Anwendungs- und Transfer-
phasen gelegt mit Aufgaben, die nach
Anspruch, Methodik und Selbststän-
digkeitsgrad differenziert sind. So er-
gänzen sich die unterschiedlichen Un-
terrichtsphasen und schließen sich kei-
nesfalls gegeneinander aus.

Wir können und wollen uns Schule
ohne SOL als eine von mehreren Säulen
des Unterrichts nicht mehr vorstellen.
Selbstverständlich gibt es auch bei uns
Reibungspunkte: Phasen, in denen es
schlechter läuft, Sorgen um die Fach-
inhalte und immer wieder die Frage
nach dem „richtigen“ Weg. Hierzu hät-
ten wir uns von unserer Gewerkschaft
dringend hilfreiche Anregungen in der
HLZ gewünscht.

Elke Blum, Rektorin für pädagogische
Aufgaben an der IGS Nordend Frankfurt
Uwe Gehrmann, stellvertretender Schul-
leiter der IGS Nordend, Frankfurt

Michael Felten ist in der HLZ ein Kom-
mentar zu Schulentwicklung und Bil-
dungsdebatte gelungen, der kurz und
knapp elementare Defizite von Schule
benennt, nämlich die Abwesenheit
„pädagogischer Bezüge“ und pädago-
gischen Handelns. Leider wird Feltens
Appell am Mainstream quasi religiöser
Verehrung einer technokratischen
Schulerneuerung unverstanden abpral-
len. „Schule“ hat sich bereits so weit von
einer „pädagogischen Instanz“ entfernt,
dass vielen dort Beschäftigten die Ge-
dankengänge Feltens nicht mehr zu-
gänglich erscheinen.

„Pädagogische Beziehungsebenen“
oder „der pädagogische Bezug“ (Klafki)
liegen für die heutige schulische „päda-
gogische Ausbildung“ – die keine mehr
ist – Lichtjahre entfernt im dunklen
Rauschen galaktischer Dimensionen.

„Schnell, reibungslos und messbar“: die
organisatorisch-evaluationäre Erneue-
rung der Schulorganisation überdeckt
und ersetzt längst alle inhaltlichen
Überlegungen. Das Primat des Organi-
satorischen hat auf ganzer Linie Erwä-
gungen über schulische und pädagogi-
sche Inhalte abgelöst und ersetzt. (...)

Als „pädagogisch“ gelten höchstens
noch messbare Programme berechen-
barer Verhaltenstechnologien. Wieso
soll man Beziehungsarbeit leisten,
wenn „Super Nanny“ das auch mit paar
Tricks in einer Sendung schafft?

Mit scheint, jeder soziale Autist –
pardon! – kann heute mit besten Noten
sein Referendariat abschließen und auf
die Menschheit losgelassen werden,
solange er oder sie passende Module
und Programme stets griffbereit zur
Verfügung hat und deren Ergebnisse so
evaluiert, dass keine Widersprüche auf-
treten. Es kann nur besser werden.

Paul Brandt, Linden

Betr.: HLZ 10-11/2010
Selbstständiges Lernen
Es kann nur besser werden
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Man staunt nicht schlecht über diese
politische Unverfrorenheit. Während
„Stuttgart 21“ vielleicht der Beginn ei-
ner neuen demokratischen Streitkultur
und verstärkten Bürgerbeteiligung im
demokratischen Willensbildungspro-
zess in der deutschen Republik sein
könnte, schickt sich die Hessische Lan-
desregierung an, klammheimlich die
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst (LiV)
zu entmündigen. Menschen im Alter
von weit über 18 Jahren soll das passive
Wahlrecht, die Wählbarkeit für den
Personalrat am Studienseminar entzo-
gen werden. Und so begründet die Lan-
desregierung ihre Vorlage vom
27. 9. 2010 zur Änderung des Hessischen
Personalvertretungsgesetzes (HPVG):
„Die Wählbarkeit dieser Personen für den
Seminarpersonalrat hat in der Vergangen-
heit immer wieder zu Problemen geführt, da
die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst den
größten Teil der Mitglieder der Personalräte
stellen und auf Grund der Fluktuation eine
geregelte Personalratsarbeit nur schwer mög-
lich war. Daher soll künftig die Wählbarkeit
entfallen. Stattdessen können die Lehrkräfte
im Vorbereitungsdienst eine Vertrauensper-
son wählen, die an den Sitzungen des Semi-
narpersonalrats mit beratender Stimme teil-
nehmen kann, wenn Angelegenheiten behan-
delt werden, die auch die Referendare
betreffen. Wahl und Stellung der Vertrauens-
person ist § 107 HPVG nachgebildet.“

Und das steht in dem noch geltenden
HPVG in § 108 Abs. 1:
„Die Fachlehreranwärter sind für die Wahl
zum Personalrat des berufspädagogischen
Fachseminars, die Lehramts- und Studien-
referendare für die Wahl zum Personalrat des
Studienseminars wahlberechtigt und wähl-
bar.“

Zukünftig soll folgendes gelten:
„Die Fachlehreranwärter sowie Lehramts-
und Studienreferendare sind für die Wahl
zum Personalrat des Studienseminars wahl-
berechtigt. Darüber hinaus können sie aus
ihrer Mitte eine Vertrauensperson wählen.
Für die Zusammenarbeit der Vertrauensper-
son mit dem Personalrat gilt § 37 Abs. 2
entsprechend (...).“
Wer bereits Ende der 1980er Jahre in
der hessischen Lehrerausbildung tätig
war, erinnert sich nur ungern an die
Novellierung des HPVG durch eine

schwarz-gelbe Koalitionsregierung. Man
spaltete das Mitbestimmungsvertretung
der Beschäftigten in Lehrkräfte, die den
Hauptpersonalrat der Lehrerinnen und
Lehrer (HPRLL) wählten, und in einen
sogenannten Hauptausbildungsperso-
nalrat (HAPR). Den HAPR durften nur
die Referendarinnen und Referendare
wählen. Mehr als 80 % aller Studien-
seminare und die hessische GEW prote-
stierten vehement gegen diese Teile-
und-Herrsche-Politik.

Ideologie der Spaltung
Es half nichts. CDU und FDP setzten
ihren Willen durch. Die Absicht: Man
versprach sich davon, dass aufgrund
der gespaltenen Personalvertretung die
GEW nicht mehr die Mehrheit im
HPRLL stellen würde, da Referendarin-
nen und Referendare in der Regel mit
großer Mehrheit die Lehrergewerk-
schaft wählen. Die Analyse war nur
teilweise richtig. Die Wahlen endeten
mit einem Fiasko für die anderen Leh-
rerorganisationen und waren zugleich
eine Ohrfeige für die Landesregierung.
Das höchst durchsichtige, unsolide Tak-
tieren wurde von den hessischen Lehr-
kräften voll durchschaut. Trotz Spal-
tung vergrößerte die GEW ihren Stim-
menanteil im HPRL. Und im HAPR
erzielte sie bei den drei Wahlen Rekord-
ergebnisse zwischen 83,2 % und 87,3 %
der Stimmen. In mehr als einem Fünftel
aller Studienseminare erhielt die GEW
sogar 100 % der Stimmen. Die rot-
grüne Regierung beendete diesen Spuk
und novellierte 1992 das HPVG. Der
HAPR, ein Gremium mit begrenzten
demokratischen Rechten und Hand-
lungsmöglichkeiten, wurde abgeschafft.
Seit dieser Zeit hat die hessische GEW
ihr Stimmenanteil ständig erhöht. Seit
den letzten Wahlen zum HPRLL ist sie
mit zwei Dritteln der Sitze in diesem
obersten Mitbestimmungsorgan der
hessischen Lehrkräfte vertreten.

Der neue Anlauf, die Rechte der LiV
zu beschneiden, zielt nunmehr direkt
auf die Basis. Aufgrund der objektiven
Zahlenverhältnisse stellen „naturge-
mäß“ die LiV die Mehrheit in den örtli-
chen Personalräten an den Studien-

seminaren. Ob sie überhaupt und wie sie
gegen die Interessen von Ausbilderin-
nen und Ausbildern gehandelt haben,
ist vollkommen unbekannt. Belege gibt
es nicht. Bekannt ist allerdings, dass
gelegentlich einige Ausbilderinnen und
Ausbilder vornehmlich von gymnasia-
len Studienseminaren sich nicht von
LiV vertreten lassen wollen und dies
auch auf Fortbildungsveranstaltungen
im inneren Kreis halblaut zum Aus-
druck brachten. Vielleicht entspricht
dies nicht ihrem Bewusstsein von Re-
präsentanz, zumal in der zweiten Regie-
rungszeit unter Koch das Hessische Kul-
tusministerium keine Gelegenheit aus-
ließ, diesen Personenkreis mit dem
Emblem „Mittleres Management der
Bildungselite Hessen“ quasi zu adeln.

Nur konsequent: Auch Politikern
das Wahlrecht entziehen
Im obersten Führungskreis (OFK) des
Amtes für Lehrerbildung (AfL) echauf-
fierte sich ein Mitglied darüber, dass LiV
sogar den Vorsitz im Seminarpersonalrat
inne hätten: Igittigitt! Neuer Korpsgeist:
oligarchisches statt demokratisches Be-
wusstsein? Im AfL dürfte wohl auch die
Marx‘sche These gelten, wonach das Sein
dieser selbst ernannten „Bildungselite“
auch ihr Bewusstsein bestimmt. Wo kä-
men wir denn hin, wenn in der Regel 30-
jährige Bürgerinnen und Bürger, die als
LiV im Vorbereitungsdienst von etwa 20
Jahre älteren Ausbilderinnen und Aus-
bildern pädagogisch qualifiziert werden,
diese personalvertretungsrechtlich ver-
treten? Damit wird doch die gesamte
Hierarchie im wahrsten Sinne (des Wor-
tes) auf den Kopf gestellt!

Und schließlich ein drittes „Argu-
ment“ gegen LiV im Personalrat: das
Effizienz- und Kosten„argument“. Wenn
LiV für die Seminarpersonalräte wähl-
bar sind, steigt die Anzahl der Mitglie-
der, was bis zu zwei Anrechnungsstun-
den kostet, macht landesweit bei 30
Studienseminaren zusammen vielleicht
zwei oder drei Lehrerstellen für Demo-
kratie aus. Das entlastet den durch die
Koch-Regierung über Jahre gezielt über-
schuldeten Landeshaushalt. Und schließ-
lich wird länger diskutiert, weil der

Entmündigung der LiV!
Passives Wahlrecht für Seminarpersonalrat soll wegfallen
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HLbG-Regierungsentwurf:
21 Monate Referendariat
Nach harten Auseinandersetzungen
zwischen Kultusministerin Dorothea
Henzler (FDP) und dem bildungspoli-
tischen Sprecher der CDU-Landtags-
fraktion Hans-Jürgen Irmer beschloss
das Kabinett noch unter Leitung von
Ministerpräsident Roland Koch (CDU)
am 23. August einen Regierungsent-
wurf zur Novellierung des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes (HLbG). Die-
ser sieht entsprechend dem Votum der
Ministerin eine Verkürzung des Vor-
bereitungsdienstes um drei auf 21 Mo-
nate vor. Daraus resultierende Einspa-
rungen in Höhe von 8,7 Millionen
Euro sollen „anderweitig zur Ausbil-
dung genutzt werden“. Öffentlich be-
kannte sich Ministerin Henzler durch-
gängig, dieses Geld für eine Men-
torenentlastung in Höhe von einer
Anrechnungsstunde zu verwenden.
Der Entwurf enthält zahlreiche Ände-
rungen, die der GEW-Landesvorstand
mit einem Beschluss unterstützt und
die mit dem GEW-Grundsatzbeschluss
vom 20. Januar 2009 übereinstimmen.
Dazu gehören neben den 21 Monaten
auch die neuen Einstellungstermine
1. 5. und 1. 11., die pädagogische Aus-
bildung für das Lehramt an Grund-
schulen nur noch in den Unterrichtsfä-
chern Deutsch oder Mathematik und in
einem weiteren Fach, eine Reduzie-
rung der bewerteten Module von zwölf
auf acht, die bewertungsfreie Ein-
führungsphase, das Bestehen der Prü-
fung auch wenn die pädagogische
Facharbeit und die mündliche Prüfung
mit nur einem Punkt bewertet wurden.
Die Fortbildungspunkte werden abge-
schafft und Fortbildung kann auch in
der Unterrichtszeit stattfinden. Die
GEW vermisst eine politische Aussa-
ge zur Reduzierung des eigenverant-
worteten Unterrichts für die Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst (LiV).
Sie fordert zudem prinzipielle Aus-
sagen zur Arbeitszeit der LiV, der
Ausbilderinnen und Ausbilder, Men-
torinnen und Mentoren. Die Letztge-
nannten oder eine Lehrkraft des Ver-
trauens sollten im Prüfungsausschuss
vertreten sein. Schließlich sollten die
Vorleistungen mit 70 % und Leistun-
gen am Prüfungstag mit 30 %  ge-
wichtet werden. Der HLbG-Regie-
rungsentwurf dürfte erstmals im
Dezember 2010 im Kulturpolitischen
Ausschuss des Hessischen Landtags
beraten werden.

Personalrat größer ist. Das ist betriebs-
wirtschaftlich ineffizient, unökono-
misch. Seitens der CDU gab es deswegen
gezielte Nachfragen. Man muss sich fra-
gen, ob die hessische Lehrerausbildung
zu einem politischen Tollhaus verkom-
men ist. Wenn dann noch „argumentiert“
wird, dass aufgrund der nicht bestritte-
nen Fluktuation durch Abgänge der LiV
und damit verbundenen Neuwahlen
„eine geregelte Personalratsarbeit nur
schwer möglich war“, sind Ross und
Reiter zu nennen, also die Studiense-
minare, die diese Auffassung vertreten.
Die Argumentationsgrundlage ist insge-
samt außerordentlich dürftig, peinlich
und dünn wie brüchiges Eis. Politikerin-
nen und Politikern, die mit diesem Coup
ihre Demokratieunfähigkeit öffentlich
dokumentieren, sollte – gleichsam wie
bei den LiV – zumindest auch ihre
Wählbarkeit für den Hessischen Landtag
entzogen werden.

Widerstand gegen schlechtes
Gewissen
Offensichtlich ist der Landesregierung
unter Volker Bouffier ihr politisches
Vorgehen selbst nicht geheuer. Einen
Monat nach dem Abgang von Roland
Koch legt sie einen Gesetzentwurf auf
gut einer halben Seite vor, als Sandwich
nach 30 Seiten Textänderungen zum
Hessischen Schulgesetz und vor der
Ermächtigung zur Neubekanntma-
chung dieses Artikelgesetzes. Für eine
derartige demokratische Kultur darf es
kein Verständnis geben. Kein Wort in
der Öffentlichkeit bis heute über diese

HPVG-Novellierungsabsicht! Mit einer
derartigen Überrumpelungstaktik, die-
ser Blitz-Offensive, die im Innenmini-
sterium wahrscheinlich noch vom vor-
maligen Innenminister (und heutigen
Ministerpräsidenten) Bouffier ausge-
heckt wurde, soll keine Zeit für Wider-
stand gegen dieses schamlose, undemo-
kratische Vorgehen bleiben.

Man darf gespannt sein, ob und wie
die Opposition im Hessischen Landtag
diese Entmündigung der LiV aufgreift
und wie sie selbst diese politische Ab-
sicht in die hessische Medienlandschaft
einpflegt.

Wer hat eigentlich den Mut, dieser
Landesregierung offen ins Gesicht zu
sagen, dass sie kräftig daran arbeitet,
jungen Menschen den Lehrerberuf zu
verleiden? Die Belege sind erdrückend,
die Lage bedrückend:
• für die LiV im Vorbereitungsdienst
ein Hungerlohn an der Grenze zur Armut
• Arbeitszeiten von durchaus mehr als
60 Wochenstunden im Referendariat
• Dauerstress durch permanente Mo-
dulprüfungen in der Pädagogischen
Ausbildung
• geplante Entmündigung bei der Per-
sonalvertretung
• trotz Lehrermangel in vielen Fä-
chern geringe Einstellungschancen
In der Privatwirtschaft würden Betriebe
mit einem derartigen Missmanagement
bei der Nachwuchsgewinnung und
Nachwuchsförderung vom Markt ver-
schwinden. Zu Recht.

Joachim Euler
Landesvorstandsreferat Aus- und Fortbildung
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Am 9. Juli 2010 wurde der Öffentlich-
keit demonstriert, welche Prioritäten
die Politik setzt: Bildungsministerin
Annette Schavan trotzte den Bundes-
ländern die Zustimmung zu ihrem Pre-
stige-Projekt, dem „nationalen Stipen-
dienprogramm“, ab – nicht aber zur
vorgesehenen BAföG-Erhöhung um
2 %. Wenngleich sie im Oktober doch
noch den Bundesrat passierte, verblieb
dennoch ein eindeutiges Signal gegen
das BAöG und zu Gunsten von Stipen-
dien (1).

Das BAföG wurde 1971 eingeführt
und begründet einen individuellen
Rechtsanspruch auf Ausbildungsförde-
rung. Damit unterscheidet es sich grund-
sätzlich von Stipendien, auf die kein
Anspruch besteht, sondern die nach
bestimmten Kriterien vergeben werden
können. Das BAföG sollte ausdrücklich
Studierende aus bildungsfernen Eltern-
häusern für die Hochschulbildung mo-
bilisieren. Damit hat es einen großen
Beitrag zur Bildungsexpansion der sieb-
ziger Jahre geleistet. In den Folgejah-
ren wurde das BAföG zurückgestutzt:
Die Fördersätze und die Freibeträge auf
das anzurechnende Elterneinkommen
hielten nicht mit der Lohn- und Preis-
entwicklung mit, so dass der Anteil der
geförderten Studierenden von 45 % im
Jahr 1972 auf 23 % im Jahr 2009 kon-
tinuierlich zurück ging (2).

Die Diskussion änderte sich Ende der
neunziger Jahre, als im Zusammenhang
mit der Durchsetzung des Leitbildes der
unternehmerischen Hochschule auch
die Einführung von allgemeinen Studi-
engebühren gefordert wurde. Diese soll-
ten, so die Befürworterinnen und Befür-
worter, durch begleitende Stipendien-

programme und Darlehensangebote
sozial abgefedert werden. Dies ermög-
licht einerseits dem „schlanken Staat“,
sich aus der Bildungsfinanzierung zu-
rückzuziehen, andererseits beeinflusst
der erhöhte finanzielle Druck auch das
Studierverhalten: Das Studium soll
schneller abgeschlossen werden und
sich an der beruflichen Verwertbarkeit
des Abschlusses orientieren.

Die aktuelle Sozialerhebung des
Deutschen Studentenwerks von 2009
zeigt auf, dass sich diese Entwicklung
bislang nur bedingt in der Finanzierung
des Studiums niederschlägt: Die mit
Abstand wichtigsten Einkommens-
quellen sind weiterhin die Unterhalts-
zahlung der Eltern und der eigene Ver-
dienst, der Beitrag des BAföG ist deut-
lich geringer. Obwohl die Mittel für die
bestehenden Begabtenförderungswerke
schon in den letzten Jahren deutlich
erhöht wurden, erhalten lediglich 3%
aller Studierenden ein Stipendium. Der
versprochene Ausgleich der Studien-
gebühren über Stipendien ist offen-
sichtlich nicht eingetreten, denn Ge-
bühren betrafen 59 % der Studieren-
den. Im Vergleich zur vorherigen
Sozialerhebung ist der Anteil der Sti-
pendiatinnen und Stipendiaten immer-
hin um 1 % gestiegen (3).

Die verschiedenen Finanzierungs-
quellen werden allerdings in Abhän-
gigkeit von der sozialen Herkunft der
Studierenden sehr unterschiedlich wahr-
genommen: Während die Studieren-
den aus der niedrigen sozialen Her-
kunftsgruppe ihre Einnahmen zu 32 %
aus dem BAföG bestreiten, sind es bei
denen aus der hohen sozialen Her-
kunftsgruppe nur 6 %. Von Stipendien

profitieren hingegen überwiegend Stu-
dierende aus gehobenen sozialen Ver-
hältnissen. Einzige Ausnahme hiervon
ist die Hans-Böckler-Stiftung des DGB.

Diese Daten zeigen, dass Stipendien
ungeeignet sind, um die Hochschulbil-
dung sozial zu öffnen. Für das „nationa-
le Stipendienprogramm“ gilt das erst
recht: Mit 300 Euro, die nur für ein Jahr
bewilligt werden, deckt es nur einen
Bruchteil der Studienkosten ab. Das
von der Koalition erklärte Ziel von 8%
geförderter Studierender wird in ab-
sehbarer Zeit nicht erreicht, denn dafür
werden nicht die erforderlichen Mittel
bereit gestellt.

Mehr Einfluss für Unternehmen
Das Programm markiert einen weite-
ren Schritt hin zur unternehmerischen
Hochschule: Die Hälfte der Kosten
müssen die Hochschulen bei Unter-
nehmen einwerben. Damit werden sie
noch stärker zur Mobilisierung von
Drittmitteln gezwungen. Ob dies Hoch-
schulen in strukturschwachen Regio-
nen gelingt, darf bezweifelt werden.
Gleichzeitig erhalten die Unterneh-
men erheblichen Einfluss, da sie über
ihre Stipendien bestimmen dürfen.
Somit ist die öffentliche Studienfinan-
zierung unternehmerischen Partikular-
interessen preisgegeben. Dabei kön-
nen die Unternehmen ihren Aufwand
steuerlich absetzen, so dass sie faktisch
nur einen kleinen Teil der Kosten tra-
gen. Das Stipendium „gehört“ zudem
nicht den Stipendiatinnen und Stipen-
diaten, sondern der Hochschule: Wer
diese wechselt, verliert das Stipen-
dium.
Roman George
Regionalverband Hochschule und Forschung
Mittelhessen

(1) T. Bultmann: Eliten statt Massen. Zum neu-
en Nationalen Stipendienprogramm, in: Fo-
rum Wissenschaft 3/2010, S. 30-32
(2) Deutsches Studentenwerk (Hg.): 25 Jahre
BAföG, Bonn 1996
3) W. Isserstedt u.a.: Die wirtschaftliche und
soziale Lage der Studierenden in der Bundes-
republik Deutschland 2009, Berlin 2010;
http://www.sozialerhebung.de/

BAföG oder Stipendium?
Aktuelle Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks von 2009

Soziale Herkunft von Stipendiatinnen und Stipendiaten

Herkunft
Studierende
insgesamt

alle Begabten-
förderungswerke

Hans-Böckler-Stiftung

hoch 35 % 51 % 21 %

gehoben 24 % 21 % 22 %

mittel 26 % 19 % 29 %

niedrig 15 % 9 % 28 %
Quelle: Böckler Impuls 7/2010, S. 5
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Gerade mal ein Jahr ist es her, dass die
GEW ein wissenschaftspolitisches Pro-
gramm erarbeitet hat – und schon ist ein
darauf aufbauendes Manifest in aller
Munde.

Das WiPoP – so nennen die GEW-
Aktiven in Hochschule und Forschung
(HuF) ihr wissenschaftspolitisches Pro-
gramm – hat Bewegung in die Bil-
dungspolitik in Deutschland gebracht.
Mit den Stichworten „Wissenschaft de-
mokratisieren, Hochschulen öffnen,
Qualität von Forschung und Lehre ent-
wickeln, Arbeits- und Studienbedin-
gungen verbessern“ hat sich die GEW
ein Programm gesetzt, das die Arbeit
derzeit bestimmt.

Im Zusammenhang mit dieser Arbeit
des GEW-Bereichs Hochschule und
Forschung müssen die jährlichen GEW-
Wissenschaftskonferenzen gesehen wer-
den. Die erste Konferenz „nach“ dem
WiPoP nahm mit dem Thema „Endsta-
tion Bologna?“ die Studienbedingun-
gen im europaischen Hochschulraum in
den Blick und wurde in den Medien
ausgiebig behandelt. Damit ist ein ent-
scheidendes Merkmal politischer Ar-
beit erfüllt: die innergewerkschaftli-
chen Diskussionen nach außen zu tra-
gen, die Öffentlichkeit – und damit auch
die Entscheidungsträger in der Bil-
dungspolitik – zu erreichen. In diesem
Jahr hat die GEW hier noch eins drauf
gesetzt: Die diesjährige Wissenschafts-
konferenz stand unter dem Titel
„Traumjob Wissenschaft? Karrierewege
in Hochschule und Forschung“, fand in
Templin statt und hat gleich ein Mani-
fest zum „Traumjob“-Thema hervorge-
bracht.

Das Templiner Manifest (www.tem-
pliner-manifest.de) wurde Anfang Sep-
tember vorgestellt, von 108 Personen
„erstunterzeichnet“ und bis Anfang
November 2010 von über 3.300 Men-
schen unterschrieben. Dazu gehört auch
eine Reihe von Bundestagsabgeordne-
ten aus drei Fraktionen, so die Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung Ulla Burchardt (SPD).

Bessere Arbeitsbedingungen und
berechenbare Karrierewege, das sind
die zentralen Forderungen des Mani-

fests. An den Hochschulen gibt es nach
Angaben des statistischen Bundesamtes
neben rund 38.500 Professorinnen und
Professoren etwa 121.500 wissenschaft-
liche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im Angestelltenverhältnis. Davon sind
gerade mal 13 Prozent unbefristet be-
schäftigt: 12.000 auf Vollzeitstellen und
3.700 auf Teilzeitstellen! Die anderen
87 Prozent (!) sind befristet beschäftigt:
55.000 in Vollzeit und 51.000 in Teil-
zeit. Allein letztere Gruppe – Teilzeit/
befristet – macht damit rund 42 Prozent
aller wissenschaftlichen Angestellten
aus. Wenn das nicht prekär ist?

Eine Besonderheit des deutschen
Hochschulsystems ist, dass hier fast nur
Professorinnen und Professoren ein
gesichertes (unbefristetes) Arbeitsver-
hältnis haben. Der große Rest wird mit
Kettenverträgen beschäftigt. Das ist
nichts anderes als ein andauerndes
„Ausbildungsverhältnis“, das in man-
chen Fällen tatsächlich durch eine Pro-
fessur „belohnt“ wird. Aber eben nur
manchmal.

Gegen prekäre Beschäftigung
Hier setzt das Templiner Manifest mit
seinen Forderungen „Daueraufgaben
mit Dauerstellen erfüllen“ und „Prekäre
durch reguläre Beschäftigung ersetzen“
an.

Aber die zunehmende prekäre Be-
schäftigung an deutschen Hochschulen
ist nur ein Mangel, den es zu beheben
gilt:
• Die Promotionsphase als erster
Schritt zur wissenschaftlichen Karriere
ist zumeist schlecht abgesichert.
• „Postdocs“ haben keine verlässli-
chen Perspektiven, denn dazu fehlen
neben der Professur andere, dauerhafte
Beschäftigungsverhältnisse.
• Eine familiengerechte Gestaltung
von Hochschule und Forschung ist nur
in Ansätzen erkennbar. Die Arbeitsbe-
lastung insbesondere jüngerer Forsche-
rinnen und Forscher ist einfach zu hoch
für eine „ordentliche“ Work-Life-Ba-
lance.
• Frauen sind in leitenden Funktionen
des Wissenschaftsbetriebs immer noch
stark unterrepräsentiert.

• Die Selbstverwaltung an Hochschu-
len und die demokratische Mitbestim-
mung ist in den letzten Jahren eher
eingeschränkt als ausgebaut worden.
• Die Mobilität der wissenschaftlich
Beschäftigten ist durch die Art der Be-
schäftigungsverhältnisse behindert.
• Die Hochschulen sind unterfinan-
ziert und können so den gesellschaftli-
chen, ökonomischen und ökologischen
Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts nicht gerecht werden.
• Die meisten Beschäftigungsverhält-
nisse der wissenschaftlichen, aber vor
allem auch der studentischen Beschäf-
tigten im Hochschulbereich unterlie-
gen keinen Tarifverträgen.

Aktionen vor Ort
Die GEW ruft alle auf, sich zusammen
mit den Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern an den Hochschulen für
die Erfüllung der Forderungen des
Templiner Manifests einzusetzen. Dazu
gehört auch, die Situation an den Hoch-
schulen zu diskutieren und vor Ort mit
den Betroffenen Lösungswege zu er-
arbeiten. Die GEW Hessen hat daher
zusammen mit den Beschäftigten des
„wissenschaftlichen Mittelbaus“ am 19.
November 2010 in Frankfurt eine Fach-
tagung organisiert, auf der Erfahrungen
mit dem „Arbeitsplatz Hochschule und
Forschung“ ausgetauscht wurden. An-
hand von Beispielen aus dem In- und
Ausland wurden Verbesserungsper-
spektiven besprochen und die im
Templiner Manifest erhobenen Forde-
rungen diskutiert. Über die auf der
Tagung diskutierten Projekte und Maß-
nahmen zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen in der Wissenschaft wird
an dieser Stelle weiter berichtet werden.
Jede und jeder ist aufgerufen, das
Templiner Manifest zu unterzeichnen!
Auch wer nicht an einer Hochschule
beschäftigt ist, kann und sollte sich mit
den Kolleginnen und Kollegen solida-
risieren: www.templiner-manifest.de

Gunter Quaißer
Bundesfachgruppenausschuss und Landes-
fachgruppenvorstand Hochschule und For-
schung der GEW

Traumjob Wissenschaft?
GEW fordert bessere Arbeitsbedingungen an Hochschulen



30HLZ 12/2010S C H U L G E S E T Z

Bildungsstandards (§ 4)
Nach dem gültigen Schulgesetz sollen
Schulen
„den Schülerinnen und Schülern aus den
Bildungszielen der Bildungsgänge abgelei-
tete Kompetenzen vermitteln“.

Jetzt werden „abschlussbezogene Bil-
dungsstandards“ zur „verbindlichen
Grundlage des Unterrichts“ erklärt. Sie
sollen mit „fachspezifischen Inhalts-
feldern (Kern von Lernbereichen) ver-
knüpft“ werden und „lernzeitbezogene
Kompetenzerwartungen (Kerncurricu-
la) einschließlich der zugrundeliegen-
den Wissensstände enthalten“:
„Bildungsstandards enthalten wesentliche
Ziele der pädagogischen Arbeit, ausge-
drückt als Lernergebnisse der Schülerinnen
und Schüler für einzelne Fächer in Form
konkreter Beschreibungen des Könnens-
standes und des Ausprägungsgrades zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt.“
Die Kritik der GEW an den Entwürfen
für hessische Bildungsstandards bezieht
sich damit auch auf deren Verankerung
im Schulgesetz:

„Zum ersten Mal in der neueren Cur-
riculumgeschichte Hessens wird der Ver-
zicht des Nachdenkens über Bildungszie-
le und Bildungsbegriff zum Programm
erhoben. (...) Die gesellschafts- und bil-
dungspolitische Abstinenz bildet den
Hintergrund für den Verzicht auf Inhalte.
Es kann nämlich nicht mehr begründet
werden, welche Inhalte warum aus der
Fülle der möglichen Unterrichtsgegen-
stände ausgewählt werden. Der Verzicht
einer – durchaus strittigen – Verständi-
gung über ‚oberste Lernziele’ bewirkt
einen Verzicht auf die Auswahl darauf
bezogener bedeutsamer Inhalte. Statt-
dessen hält die inhaltliche Beliebigkeit
Einzug.“

Während in den Erläuterungen noch
von „Könnenserwartungen“ gespro-
chen wird, verlangt das Gesetz „konkre-
te Beschreibungen des Könnensstandes
und des Ausprägungsgrades zu einem

bestimmten Zeitpunkt“. „Konkret“ be-
deutet dies, dass der Unterricht ein-
schließlich aller Leistungsmessungen
bis ins Kleinste operationalisiert und
getaktet werden muss, damit zum glei-
chen Zeitpunkt derselbe „Könnens-
stand“ bei allen Schülern erreicht wird.
Was dann noch der „Ausprägungsgrad“
bedeuten soll, ist nebulös. Vermutlich
sind damit verschiedene Kompetenz-
niveaus gemeint. Weiter sollen die Schu-
len nach dem Gesetzentwurf
„ein Schulcurriculum entwickeln.Dabei sind
als zentrale Aspekte pädagogischen Han-
delns Individualisierung und Differenzie-
rung, Diagnose und Förderung, Beurteilung
und Bewertung sowie die Konstruktion
kompetenzorientierter Aufgaben zu berück-
sichtigen.“
Diese Aufgabe stellt eine Überforde-
rung für die Kolleginnen und Kollegen
dar. Sie sollen inhaltlich vage Kerncur-
ricula mit Inhalt füllen, das schulische
Konzept auf der Basis der Inhaltsfelder
und der überfachlichen und fachlichen
Kompetenzen entwickeln und die Auf-
gabenformate (auf fünf Niveaustufen)
festlegen, an denen das Erreichen der
Standards überprüft werden kann. Da-
mit aber niemand auf die Idee kommt, er
könne jetzt selbstständiger über Un-
terrichtsinhalte und -methoden ent-
scheiden, heißt es im Gesetz weiter:
„Bildungsstandards bilden zugleich die
Grundlage für die Entwicklung von Maß-
nahmen interner und externer Evaluation.“
Bessere Kontrolle, das ist das Ziel - nicht
bessere Pädagogik. Wäre es nicht sinn-
voller, anstelle von „Papiersteuerung“
durch Tests Lehrkräften und Kollegien
Zeit für die Weiterentwicklung fach-
licher, fachdidaktischer und pädago-
gischer Qualitäten zur Verfügung zu
stellen und zwar – so der Bielefelder
Professor Rainer Dollase – mit Un-
terstützung durch Dozentinnen und Do-
zenten, die guten Unterricht real vor-
machen?

Selbstständige Schule (§ 127d)
Jede Schule soll zukünftig auf Antrag
ihrer Gremien eine „selbstständige Schu-
le“ werden können. Dazu soll der  beste-
hende „Experimentierparagraph“ 127c
reanimiert werden, denn nach dem neu-
en § 129d können die neuen „selbst-
ständigen allgemeinbildenden Schulen
und beruflichen Schulen“ „die Entschei-
dungsrechte nach § 127c Abs. 1 selbst-
ständig wahrnehmen“. In diesem nie ge-
nutzten. aber weiter bestehenden § 127c
heißt es in Absatz 1:
„Zur Weiterentwicklung des Schulwesens
und zur Erprobung neuer Modelle erweiter-
ter Selbstverwaltung und Eigenverant-
wortung sowie rechtlicher Selbststän-
digkeit kann Schulen (...) gestattet wer-
den, abweichend von den bestehenden
Rechtsvorschriften bei der Stellenbewirt-
schaftung, Personalverwaltung, Sach-
mittelverwaltung sowie in der Unter-
richtsorganisation und inhaltlichen
Ausgestaltung des Unterrichts selbst-
ständige Entscheidungen zu treffen. Ab-
weichungen bei der Unterrichtsorganisa-
tion und -gestaltung sind insbesondere bei
der Bildung von Lerngruppen, bei Formen
der äußeren Differenzierung, der Ausge-
staltung der Leistungsnachweise sowie
bei den Lehrplänen und Stundentafeln
zulässig, sofern die Standards der Bil-
dungsgänge eingehalten werden.“
Kommen jetzt also endlich die klei-
neren Klassen? Schließlich sollen die
„selbstständigen Schulen“ nach den
Worten von Ministerin Henzler in
ihrer jüngsten Regierungserklärung
„nicht mehr an die Verordnung über
die Klassengrößen gebunden sein“.
Der  Pferdefuß kommt nicht überra-
schend:
„Als Grundlage für die Stellenzuweisung
hat diese Verordnung natürlich weiterhin
Bestand, aber es bleibt dann den Schulen
überlassen, wie sie Anzahl und Größe der
Klassen, Gruppen und Kurse je nach pä-
dagogischen Erfordernissen selbst festle-
gen.“

Henzlers Gesetz
Erste Informationen und Einschätzungen zur Änderung des Schulgesetzes

Am 27. September hat die hessische Landesregierung einen
Entwurf zur Novellierung des Hessischen Schulgesetzes be-
schlossen. Der folgende Artikel erhebt keinen Anspruch auf
Vollständigkeit. Neben den großen Veränderungen gibt es
eine große Anzahl kleinerer Änderungen, die oft nur redak-

tioneller Natur sind, aber auch weitreichende Folgen haben
können. Die HLZ wird weiter informieren. Weitere Informa-
tionen und die Stellungnahmen der GEW im Beteili-
gungsverfahren findet man auf der Homepage der GEW unter
www.gew-hessen.de.
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Weiter sieht der neue § 127d vor, dass
die selbstständigen Schulen
„Entscheidungen beim Einsatz des Perso-
nals selbstständig treffen und von den Rege-
lungen zur Versetzungsentscheidung abwei-
chen, sofern die Bildungsstandards nach § 4
eingehalten werden.“
Für „selbstständige berufliche Schulen“
(SBS) wird der Rahmen noch weiter
gefasst. Hier sollen auch andere Formen
der Schulverfassung möglich sein,
durch die die Gesamtkonferenz und die
Schulkonferenz ersetzt werden (HLZ
S.6).

All das heißt aus Sicht der GEW, den
Widerstand gegen Ökonomisierung und
Demokratieabbau in der Schule zu ver-
stärken und mehr Ressourcen für die
Schulpersonalräte zu fordern. Wer Ent-
scheidungen auf die Ebene der Schule
verlagert, muss die Mitbestimmung der
Schulpersonalräte ausbauen. Die Ent-
scheidung, „selbstständige Schule“ zu
werden, trifft die Schulkonferenz auf
der Grundlage eines Konzepts der
Gesamtkonferenz.

Leiharbeit (§ 15b)
Der neue § 15b sorgt weiter für Wir-
bel:
„Kann eine vollständige Unterrichtsver-
sorgung (...) nicht gewährleistet werden,
können Verträge mit Anbietern von Personal-
dienstleistungen geschlossen werden, sofern
diese den Einsatz qualifizierten Personals
gewährleisten.“
Aus der auch von ihr selbst vielfach
gescholtenen „Unterrichtsgarantie plus“
hat Ministerin Henzler offensichtlich
nichts gelernt.

Neue Arbeitszeitmodelle (§ 91 Abs. 2)
Durch die Änderung des § 91 soll das
Kultusministerium ermächtigt wer-
den, durch Rechtsverordnung „die
Arbeitszeit der Lehrkräfte unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen
Anteile der unterrichtlichen und
außerunterrichtlichen Tätigkeit“ zu
regeln. Hier feiert das schon einmal
gescheiterte „neue Arbeitszeitmodell“
fröhliche Urständ. Die GEW lehnt ein
solches Faktorenmodell grundsätzlich
ab, da nach dem vom Kultusministeri-
um zugrunde gelegten „Auskömm-
lichkeitsprinzip“ jede Entlastung einer
Lehrergruppe durch die Mehrbelas-
tung anderer Gruppen finanziert wer-
den soll.

Dass besondere Belastungen bei der
Festlegung der Pflichtstundenzahl be-

rücksichtigt werden müssen, ist für die
GEW eine Selbstverständlichkeit. Des-
halb fordert die GEW schon lange zum
Beispiel eine Klassenlehrerstunde und
eine deutliche Ausweitung der Schul-
deputate.

Mittelstufenschule (§23c)
In der Sekundarstufe I werden die
Schulformen durch die neue „Mittelstu-
fenschule“ von sechs auf sieben ausge-
weitet. Die GEW hat im Frühjahr 2010
ihre Ablehnung dieser „Reform“ be-
gründet:

„Schon jetzt meldet fast niemand mehr
sein Kind freiwillig im Bildungsgang
Hauptschule an. Um diese Schulform
nicht gänzlich sterben zu lassen, sollen
zukünftig Haupt- und Realschulklassen
bis in Klasse 7 in einer ‚Neuen Mittelschu-
le’ zusammengefasst werden. (...) Die
Selektion im gegliederten Schulwesen
wird somit nicht abgebaut. Vielmehr
wollen CDU und FDP unter dem Deck-
mantel einer ‚individuelleren Förderung’
das System der Auslese verfestigen und
das Überleben des gegliederten Schulsys-
tems sichern.“

Die beruflichen Schulen sollen in Ko-
operation mit der neuen „Mittelstufen-
schule“ „berufsbildende Kompetenzen“
vermitteln und so zusätzliche Aufgaben
schultern. Schon jetzt sind die Kapazitä-
ten der beruflichen Schulen im perso-
nellen und sächlichen Bereich nicht
ausreichend. Einige Schulen unterrich-
ten bereits im Schichtbetrieb, und in
vielen Berufsfeldern können Stellen
nicht durch ausgebildete Lehrkräfte be-
setzt werden. Nach Angaben des Statis-
tischen Landesamts haben fast 20 % der
hauptamtlichen Lehrpersonen an beruf-
lichen Schulen keine Lehrerausbildung.

Qualifizierender Realschulabschluss
Neben dem „einfachen“ soll es zukünftig
auch einen „qualifizierenden Realschul-
abschluss“ geben, der zum „Übergang in
die studienqualifizierenden Bildungs-
gänge der Sekundarstufe II“ berechtigen
soll (§ 13 Abs.4). Wie er konkret aus-
sieht, geht aus dem Gesetz nicht hervor.
Ein neues Zweiklassensystem beim Real-
schulabschluss wird weder die Leistun-
gen der Schülerinnen und Schüler ver-
bessern noch das Lehrstellenangebot
attraktiver machen, sondern lediglich
den Prüfungsdruck vergrößern. Gleich-
zeitig will Ministerpräsident Bouffier
den Druck auf die Kultusministerkonfe-
renz erhöhen, dass den Schülerinnen

und Schülern der Gymnasien der Real-
schulabschluss ohne jede Prüfung nach
Klasse 8 geschenkt wird.

Fachoberschulen (§ 83 Abs.3)
Auch an Fachoberschulen (FOS) soll eine
zentrale FOS-Prüfung eingeführt werden
(§ 83 Abs.3). Die in der Begründung des
Gesetzentwurfs formulierte Behauptung,
„landesweit einheitliche Prüfungsaufga-
ben“ würden die Qualität der Abschlüsse
verbessern, steht im Widerspruch zu den
Erfahrungen der Praxis: In den meisten
neu geordneten Ausbildungsberufen
wurde die Prüfung aufgrund dauerhaft
schlechter Erfahrungen durch den „be-
trieblichen Auftrag“ mit abschließendem
Prüfungsgespräch ersetzt. Die pädagogi-
sche Freiheit der Schule und der Lehr-
kräfte wird durch eine solche zentrale
Prüfung massiv eingeschränkt.

Arbeitslehre für alle? (§ 5 Abs.2)
Arbeitslehre als „Pflichtfach“ in der
Mittelstufe wird abgeschafft und durch
eine allgemeine Formulierung ersetzt:
„Die Hinführung zur Arbeitswelt (...) ist durch
Pflichtunterricht, Betriebspraktika und durch
besondere Unterrichtsprojekte zu fördern.“

S C H U L G E S E T Z

Kultusministerin Henzler am 5.10. beim
Bildungskongress der GEW Hessen
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Sonderpädagogik (§§ 49 - 54)
Um scheinbar den Vorgaben der Be-
hindertenrechtskonvention der Verein-
ten Nationen (BRK) auf ein „inklusives
Schulsystem“ gerecht zu werden (HLZ
S. 24-25), wird in § 49 Abs. 2 die Rei-
henfolge der Schulformen vertauscht.
Den Anspruch auf sonderpädagogische
Förderung erfüllen zukünftig nicht mehr
„die Förderschulen (...) oder die allge-
mein bildenden und beruflichen Schu-
len“, sondern die „allgemein bildenden
und beruflichen Schulen (...) oder die
Förderschulen“. Unverändert gilt für die
allgemein bildenden Schulen, dass „eine
angemessene personelle, räumliche und
sächliche Ausstattung vorhanden“ sein
muss. Eine Verpflichtung, dass die Vor-
aussetzungen entsprechend der Vorga-
ben der BRK zu schaffen sind, fehlt.
Schülerinnen und Schüler an Förder-
schulen für Lernhilfe sind zu
„einem den Zielsetzungen [der allgemeinen
Schule] entsprechenden Abschluss zu führen,
soweit nicht der Übergang in den Bildungs-
gang einer allgemeinen Schule möglich ist.“
Die Kleinklasse für Erziehungshilfe wird
abgeschafft. „Vorbeugende Maßnahmen“
finden künftig als „Angebote der dezen-
tralen Erziehungshilfe und der Sprach-
heilförderung“ statt (§ 54 Abs.3). Der
gemeinsame Unterricht (GU) wird zwar
zur „Regelform in der allgemeinen
Schule“ (§ 51 Abs.1), doch endet das
Wahlrecht der Eltern, wenn
„die räumlichen und personellen Möglich-
keiten oder die erforderlichen apparativen

Hilfsmittel oder die besonderen Lehr- oder
Lernmittel nicht zur Verfügung gestellt wer-
den können.“ (§ 54 Abs.5)
Dann bestimmt das Staatliche Schulamt
den Förderort an einer anderen allge-
meinen Schule oder an einer Förder-
schule. Ebenso erfolgt die Aufnahme an
einer Förderschule „auf Antrag der El-
tern“ (§ 54 Abs.2).

Jede allgemeine Schule muss einen
„Förderausschuss“ unter Vorsitz der
Schulleiterin oder des Schulleiters bil-
den. Weitere stimmberechtigte Mitglie-
der sind eine Lehrkraft des sonderpäda-
gogischen Beratungs- und Förderzen-
trums und die Eltern des Kindes. Der
Förderausschuss soll einen individuel-
len Förderplan erstellen und über Um-
fang und Organisation der sonderpäda-
gogischen Förderung entscheiden.

Insgesamt sieht der Gesetzentwurf
ein kompliziertes bürokratisches Ver-
fahren vor, bringt erhebliche zusätzli-
che Belastungen für die Schulleitungen
mit sich und wälzt einen Teil der Aufga-
ben mit hohem administrativem Auf-
wand, die bisher beim Staatlichen
Schulamt verankert waren, auf die
Schulen ab. Erhebliche Mehrarbeit für
die Schulleitungen, insbesondere im
Bereich der Grundschulen, ist vorpro-
grammiert.

Unterm Strich wird sich an den be-
stehenden Verhältnissen wenig ändern.
Von „Inklusion“ keine Rede: Die Ände-
rungen sind rein kosmetischer und ad-
ministrativer Natur.

Anlässlich der Weimarer Herbstakademie
Weiterbildung 2010 der GEW und anderer
Träger der Erwachsenenbildung am 5. und
6. November 2010 wurde folgender Aufruf
initiiert und veröffentlicht:

Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner des Weimarer Aufrufs für Min-
destlohn in der Weiterbildung kritisie-
ren scharf die Entscheidung der Minis-
terin für Arbeit und Soziales Ursula
von der Leyen, den bestehenden Bran-
chentarifvertrag Weiterbildung nicht
für allgemeinverbindlich zu erklären.
Besonders empört sind wir über die
Begründung, dass es dafür kein öffent-
liches Interesse gäbe. Für die 25.000
Beschäftigten in diesem Segment der

Weiterbildung wird es nun keinen Min-
destlohn geben. Die Weiterbildung bleibt
so ein Tummelplatz unseriöser Anbie-
ter.

Gute Bildung braucht Qualität und
Qualität hat ihren Preis.

Es kann nicht sein, dass Weiterbild-
nerinnen und Weiterbildner Kurse für
Erwerbslose geben und selbst oft nur
am Existenzminimum leben. Die Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner for-
dern Ministerin von der Leyen nach-
drücklich auf, ihre Entscheidung zu
revidieren und dafür zu sorgen, dass
Weiterbildnerinnen und Weiterbildner
zukünftig den vereinbarten Mindest-
lohn erhalten.

Ordnungsmaßnahmen (§ 82)
Im Bereich der pädagogischen Maß-
nahmen und Ordnungsmaßnahmen soll
die Androhung der Zuweisung in eine
Parallelklasse durch die „vorüberge-
hende Zuweisung in eine Parallelklasse
(...) bis zu einer Dauer von vier Wochen“
ersetzt werden. Entfallen sollen die An-
drohung der Überweisung in eine ande-
re Schule der gleichen Schulform sowie
die Androhung der Verweisung von der
besuchten Schule. Neu hinzukommen
soll der „vorübergehende Ausschluss
vom Schulbesuch bis zu zwei Wochen“.
Außerdem sollen alle Ordnungsmaß-
nahmen außer dem Ausschluss vom
Unterricht für den Rest des Tages vom
Schulleiter „vorher schriftlich“ ange-
droht werden. Nicht nur vor der „Ent-
scheidung“ über eine Maßnahme, son-
dern auch vor der „Androhung“ der
Maßnahme sollen die Schülerin oder
der Schüler und die Eltern angehört
werden. Pädagogisch sinnvolle oder
erzieherisch wirksame schnelle Reak-
tionen auf Verfehlungen von Schüle-
rinnen und Schülern sind so kaum noch
möglich, obwohl es unverändert heißt,
die Anwendung von Ordnungsmaßnah-
men solle „so rechtzeitig erfolgen, dass
der Bezug zum Fehlverhalten nicht ver-
loren geht“ (§ 82 Abs.6).

Christoph Baumann und Harald Freiling
mit Unterstützung von Ralf Becker, Karin
Schüßler und Adelheid Viesel

Zu den Erstunterzeichnern gehören unter
anderen der Thüringer Bildungsminister
Christoph Matschie (SPD), Dr. Stephanie
Odenwald (GEW-Hauptvorstand), die Bun-
destagsabgeordneten Carsten Schneider
(SPD) und Rosemarie Hein (Die Linke), der
GEW-Landesvorsitzende von Thüringen
Torsten Wolf, der Erfurter Oberbürgermei-
ster Andreas Bausewein, Hans-Georg Klindt
und Barbara Weisel (GEW Hessen) und zahl-
reiche Vertreterinnen und Vertreter von
GEW-Untergliederungen, Volkshochschulen
und anderen Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung.

• Unterschriftenlisten kann man im Internet
unter www.gew.de oder http://gew-bildungs-
markt.de herunterladen oder per E-Mail an-
fordern: arnfried.glaeser@gew.de

Weimarer Aufruf „Für Mindestlohn in der Weiterbildung“
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Die Landesregierung verweigert nach
wie vor die Übertragung des Tarif-
ergebnisses zur Arbeitszeit auf die Be-
amtinnen und Beamten und Lehrkräfte.
Hessen hält als einziges Bundesland an
der 42-Stunden-Woche für Beamtinnen
und Beamte fest. Die Folge: In keinem
anderen Bundesland gibt es eine höhere
Pflichtstundenzahl für Lehrkräfte, ob
verbeamtet oder angestellt. Die Pflicht-
stundenzahl hessischer Lehrerinnen
und Lehrer ist höher als vor 100 Jahren.

Am 17. November 2009 haben 5.000
Kolleginnen und Kollegen für die Über-
tragung des Tarifergebnisses und damit
für eine Reduzierung ihrer Unterrichts-
verpflichtung und für die Einstellung
junger Lehrkräfte gestreikt.

Neben Hessen hatten Bayern und
Thüringen die 42-Stunden-Woche ein-
geführt; beide Länder machen diesen
Schritt wieder rückgängig: Thüringen
kehrt zum 1.1.2011 zur 40-Stunden-
Woche zurück, Bayern in zwei Schrit-
ten 2012 und 2013.

Die hessische Landesregierung da-
gegen bleibt stur. Sie hat stattdessen ein
„Zwangslebensarbeitszeitkonto“ einge-
führt, auf das die unter 50-Jährigen die
42. Wochenstunde „einzahlen“ müssen.
Bei Lehrkräften entspricht die 42. Stun-
de der Beamtinnen und Beamten in der
Landesverwaltung der halben Pflicht-

stunde, die mit Vollendung des 50. Le-
bensjahres „wegfällt“. Die „angesparte“
Summe soll bekanntermaßen unmittel-
bar vor dem Eintritt in den Ruhestand
„ausgezahlt“ werden.

Besonders übel daran ist, dass der-
zeit dem Landtag ein Gesetzentwurf
von CDU und FDP vorliegt, das Pensions-
eintrittsalter auf 67 und für Lehrkräfte
faktisch auf bis zu 67 ½ Jahre zu
erhöhen – und zwar genau zu dem
Zeitpunkt, zu dem über Sinnhaftigkeit
beziehungsweise Unzumutbarkeit der
Rente mit 67 in Politik und Gesellschaft
wieder heiß diskutiert wird. In den
politischen Entscheidungen der Lan-
desregierung wird wieder einmal deut-
lich, dass Steuergeschenke anderweitig
möglich sind, Arbeitsbedingungen im
Bildungsbereich für diese Landesregie-
rung aber ganz hinten anstehen.

Lehrkräfte brauchen Entlastung
jetzt! Nur ein kleiner Teil der Lehrkräfte
erreicht das bisher reguläre Pensions-
eintrittsalter von bis zu 65,5 Jahren.
Wenn es bis 67 oder 67,5 Jahre gehen
sollte, dann werden es noch viel weni-
ger sein. Wem hilft dann eine Entlastung
vor dem Pensionseintritt? Noch einmal:
Wir brauchen die Entlastung jetzt! Des-
halb gibt es gute Gründe, die auf dem
„Lebensarbeitszeitkonto“ (LAK) ange-
sparte Mehrarbeit jetzt „abzuheben“.

Auf das LAK wird rückwirkend seit
dem 1. 1. 2007 eingezahlt. Alle diejeni-
gen, die am 1. Januar 2007 noch nicht
50 Jahre alt waren, haben also – in
unterschiedlicher Höhe – ein Guthaben
auf dem LAK. Die Richtlinien über das
Lebensarbeitszeitkonto (Amtsblatt 2/
10) ermöglichen im Abschnitt IV (Punk-
te 4 bis 6) eine vorzeitige Inanspruch-
nahme des Guthabens, insbesondere aus
persönlichen Gründen.

Die GEW empfiehlt daher allen die-
sen Kolleginnen und Kollegen, die Op-
tion aus den Richtlinien über das
Lebensarbeitszeitkonto jetzt zu nutzen
und die vorzeitige Inanspruchnahme
des Zeitguthabens zu beantragen. Ein
Infoblatt dazu ist inzwischen an alle
Schulen gegangen und auf der Home-
page der GEW abzurufen:
• Anträge auf „Auszahlung“ eines An-
sparguthabens sind spätestens bis zum
31. Januar für den Beginn der „Auszah-
lung“ am 1. August und bis zum 31. Juli
für den Beginn der „Auszahlung“ am 1.
Februar auf dem Dienstweg dem Staat-
lichen Schulamt vorzulegen (Abschnitt
II Punkt 7).
• Zur Angabe der „Auszahlungs-
modalitäten“ (z.B. Reduzierung um 4
Pflichtstunden für ein Halbjahr oder um
1 Pflichtstunde für zwei Jahre) benötigt
man die Information über den Stand des
„Guthabens“.
• Um die Fristen einzuhalten, emp-
fiehlt die GEW, mit dem Antrag zu-
nächst den Stand des Guthabens zu
erfragen und die gewünschte Aus-
zahlungsmodalität formlos nach der
entsprechenden Information durch das
Staatliche Schulamt nachzureichen.

Es ist klar, dass die Staatlichen
Schulämter bei der Genehmigung die-
ser Anträge einen Ermessensspielraum
haben und diese Anträge wohl nur in
einzelnen Ausnahmefällen rechtlich
durchsetzbar sein werden. Die GEW
wird zwar Musterschreiben für Wider-
sprüche gegen Ablehnungsbescheide
zur Verfügung stellen, aber – bis auf
Ausnahmefälle – keinen Rechtsschutz
leisten können.

Wir sollten aber die Option der
Richtlinien nutzen, dem Kultusministe-
rium die Notwendigkeit einer schnellen
Entlastung auch auf diesem Weg deut-
lich zu machen. Wir geben keine Ruhe!

Entlastung jetzt!
Antrag auf Auszahlung des Zwangslebensarbeitskontos stellen

MUSTER FÜR EINEN ANTRAG

Marie Mustermann
Schule
Personal-Nummer                    Datum

An das Staatliche Schulamt...

Inanspruchnahme meines Zeitguthabens
gemäß Richtlinien über das Lebensar-
beitszeitkonto (LAK) bei Lehrkräften und
Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-
gen Teil IV Punkt 4; Erlass vom 29. Janu-
ar 2010 (ABl. 2/2010)

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich beantrage hiermit gemäß den Richtli-
nien des LAK die vorzeitige Inanspruch-
nahme meines seit dem 1.1.2007 gutge-
schriebenen Zeitguthabens ab ….

Persönliche Gründe der Beantragung lie-
gen für mich in der hohen Belastung
durch die hohe Arbeitszeit/Unterrichts-
verpflichtung. Um den Erhalt meiner
Gesundheit bei dieser hohen Pflicht-
stundenzahl sicherzustellen, muss ich jetzt
auf die zumindest minimale Entlastung
durch die von mir bereits erbrachte höhere
Arbeitszeit zurückgreifen.

(Hier können auch andere persönliche
Begründungen aufgeführt werden.)

Bitte teilen Sie mir die Höhe meines
Guthabens mit. Ich werde dann umge-
hend die von mir gewünschten Auszah-
lungsmodalitäten nachreichen.

Ich bitte, dem Antrag stattzugeben.

Mit freundlichen Grüßen
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Die Feiersaison ist eröffnet. Sportfreun-
de, Kartenrunden, Kochclubs – ein Ter-
min reiht sich an den anderen. Eine
Weihnachtsfeier muss einfach sein.
Auch in Betrieben und Behörden wird
diesem Brauch nachgegangen. Doch
was, wenn was passiert?

Der Fall: Der Personalrat einer
Schule lädt am Schwarzen Brett zur
Weihnachtsfeier ein. Das tut er jedes
Jahr. Der Termin ist mit der Schul-
leitung abgesprochen, die Feier findet
natürlich in der Schule statt. Alle Lehr-
kräfte können kommen und tun dies
auch. Auf dem Weg zu dem Ort, an dem
wir alle einem unserer menschlichen
Bedürfnisse nachgehen, rutscht eine
Beschäftigte aus. Der rechte Arm ver-
kraftet das nicht.

Ist die Kollegin dienstunfallrechtlich
geschützt? Nach dem Wortlaut der ge-
setzlichen Regelungen unterliegt zwar
nur eine „dienstliche Tätigkeit“ dem
Schutz der gesetzlichen Unfallversi-

Petersen und die NS-Zeit
Die neue Broschüre des Landesstudie-
rendenausschusses der GEW Hessen
(LASS) über „Peter Petersen und die
NS-Zeit“ enthält einen Auszug aus dem
im Beltz-Verlag erschienenen Buch
„Mythos und Pathos statt Logos und
Ethos“ des GEW-Kollegen Benjamin
Ortmeyer sowie acht Faksimile von
Schriften Petersens aus der NS-Zeit. Sie
kann gegen Rechnung für 7 Euro bei
der GEW Hessen bestellt werden
(Zimmerweg 12, 60325 Frankfurt). Ort-
meyers Standardwerk „Schulzeit un-
term Hitlerbild“ erschien jetzt auch in
einer türkischen Übersetzung.

Landminen und Streumunition
Das Aktionsbündnis Landmine.de und
seine Trägerorganisation Christoffel-
Blindenmission (CBM) suchen Schüle-
rinnen und Schüler, die sich gegen
Landminen und Streumunition und für
die Opfer dieser inhumanen Waffen
engagieren wollen. Die Ausstellung
„Das explosive Erbe des Krieges“ zieht
eine Zwischenbilanz der Kampagne ge-
gen Landminen und Streumunition.
• Aktionsbündnis Landmine.de, Rykestr. 13,
10405 Berlin, Tel. 030-32661679, E-Mail:
janschulz@landmine.de, www.landmine.de

GEW im Kreis Dieburg
Kreisvorsitzender Klaus Fankhänel
begrüßte zahlreiche jüngere und älte-
re Kolleginnen und Kollegen zum
GEW-Frühstück im „Kühlen Grund“
in Reinheim. In der politischen Debat-
te ging es unter anderem um die
Verlängerung der Lebensarbeitszeit, das
Lebensarbeitszeitkonto, die Bildungs-
standards und G8.

Zu den Jubilarinnen und Jubilaren,
die im Rahmen der Veranstaltung für
ihre langjährige Mitgliedschaft geehrt
wurden, gehörten Karin Sochatzy und
Lore Deltau (50 Jahre) und Heinrich
Bäcker (55 Jahre). Sie appellierten an
die jungen Kolleginnen und Kollegen,
nur in einer starken Gemeinschaft lasse
sich etwas bewegen.

schulpaedagogik-heute.de
Die zweite Ausgabe der neuen kosten-
und passwortfreien Online-Zeitschrift
widmet sich dem Thema „Fächerüber-
greifendes Lernen“. Sie enthält ein In-
terview mit dem renommierten Wissen-
schaftsphilosophen Prof. Dr. Jürgen
Mittelstraß und zahlreiche Praxisartikel
von Lehrerinnen und Lehrern, die die
Grenzen des Faches überschreiten.
• www.schulpaedagogik-heute.de

Dank an Arno Grieger
Nach vielen Jahren Gewerkschaftsar-
beit in der ersten Reihe übergab Arno
Grieger das Staffelholz des Vorsitzen-
den im GEW-Kreisverband Dieburg an
Klaus Fankhänel. Zahlreiche Weg-
gefährten und –gefährtinnen bedank-
ten sich jetzt bei Arno Grieger und
luden zum Gewerkschaftsabend in den
„Kühlen Grund“ nach Reinheim ein.
Futura 2006 erfreute mit A-cappella-
Gesang und das Cabaret Paris präsen-
tierte böse Lieder. Landesvorsitzender
Jochen Nagel dankte Arno für das
engagierte und kooperative Zusam-
menwirken mit dem Landesverband.
Werner Scholz, früher Leiter des Staat-
lichen Schulamts, erinnerte an die gute
und erfolgreiche Zusammenarbeit und
lobte Arnos sachliche Arbeit als Vorsit-
zender des Gesamtpersonalrats.

Unfall auf der Weihnachtsfeier
cherung beziehungsweise des Dienst-
unfallrechts. Die Rechtsprechung hat
den Schutz aber auf „Gemeinschafts-
feiern“ wie Weihnachtsfeiern oder Som-
merfeste erweitert. Gerechtfertigt wird
dies damit, dass die betreffende Veran-
staltung grundsätzlich im Interesse des
Betriebes oder der Behörde liegt, denn
sie diene der „Pflege der Betriebsge-
meinschaft“. Voraussetzung ist aller-
dings, dass es sich nicht um eine private
Veranstaltung handelt, die quasi nur
zufällig am Arbeits- oder Dienstort statt-
findet. Die Feier muss daher entweder
durch die Vorgesetzten organisiert wer-
den oder zumindest mit deren Kenntnis
und Billigung stattfinden. Nicht erfor-
derlich ist, dass die Feier durch die
Vorgesetzten zu einer „dienstlichen Ver-
anstaltung“ erklärt wird.

Auch die schönste Feier findet ein-
mal ein Ende. Und wenn das der Fall ist,
dann ist es auch mit dem Unfallschutz
vorbei – sagt das Gericht:

„Das Ende der betrieblichen Gemeinschafts-
veranstaltung ist der Zeitpunkt, an dem die
versicherte Tätigkeit in ein unversichertes
Handeln bzw. in ein privates Weiterfeiern
übergeht. Bei Bestimmung des Endes der
Veranstaltung ist eine lebensnahe Betrach-
tungsweise angezeigt. Dieser Zeitpunkt ist
anhand der Umstände des Einzelfalles zu
bestimmen.“

Am deutlichsten ist, wenn die Beendi-
gung der Feier durch die Vorgesetzten
oder einen Verantwortlichen ausdrück-
lich erklärt wird. Das Ende kann sich
aber auch aus anderen Umständen mit
der erforderlichen Eindeutigkeit erge-
ben. Eine etwa verbleibende Ungewiss-
heit geht zu Lasten des Arbeitgebers
oder Dienstherrn.

Der direkte Weg nach Hause ist aber
– wie immer – auch hier geschützt. Wer
noch einen Absacker in der nächsten
Kneipe nimmt, tut dies auf eigenes
Risiko. Sowieso. Also: Viel Spaß!

Annette Loycke
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Dieter Müller-Osten ist tot
Das Soziale Hilfswerk der GEW Nord-
hessen trauert um seinen Ehrenvorsit-
zenden Dieter Müller-Osten. Er starb
am 20. 9. 2010 im Alter von 74 Jahren
nach langer Krankheit in Kassel.

Dieter Müller-Osten, der 1962 in
die GEW eintrat, hat sich dort in viel-
fältiger Weise für seine Kolleginnen
und Kollegen engagiert. Er war Mit-
glied des Gesamtpersonalrats der Leh-
rerinnen und Lehrer beim Staatlichen
Schulamt für den Landkreis Kassel und
arbeitete im Vorstand des Kreis-
verbands Kassel-Land und im ge-
schäftsführenden Vorstand des Bezirks-
verbands Nordhessen der GEW mit.

Der besondere Schwerpunkt seiner
Arbeit galt dem Wirtschaftsausschuss
des Sozialen Hilfswerks, dem Dieter
seit 1970 angehörte. Von 1977 bis
1982 war er dessen Geschäftsführer
und danach 15 Jahre Vorsitzender.
1997 beendete er seine Vorsitzenden-
arbeit und wurde zum Ehrenvorsit-
zenden ernannt und mit dem Ehren-
brief des Landes Hessen für sein Enga-
gement ausgezeichnet.

Die Tätigkeit im Wirtschaftsaus-
schuss des Sozialen Hilfswerks war
ihm eine Herzensangelegenheit. Hier
konnte er Kolleginnen und Kollegen,
denen es, aus welchen Gründen auch
immer, nicht gut ging, helfen. Für sie
hatte Dieter immer ein offenes Ohr. Um
Menschen, die in Not waren, hat Dieter
sich immer Gedanken gemacht und
ihnen gerne beigestanden.

Von 1962 bis 1969 engagierte sich
Dieter Müller-Osten an der Volks-
schule am Lindenberg in Kassel-Bet-
tenhausen in besonderer Weise für die
Integration von Flüchtlingskindern
und ihrer Eltern. Dieter war Ausbilder
am Studienseminar und arbeitete an
den Rahmenrichtlinien für evangeli-
sche Religion mit. Seine wichtigste
Wirkungsstätte war die Grundschule
in Söhrewald-Wellerode, die er von
1970 bis 1998 leitete.

Wir haben Dieters ruhige, freund-
liche, unaufdringliche und ausgegli-
chene Art bewundert. Ihm gelang es
immer, selbst stark emotionsgeladene
Diskussionen wieder auf einen sachli-
chen Punkt zurückzuführen, und es
war ihm wichtig, Probleme im positi-
ven Sinne der Beteiligten zu lösen.
Für seinen besonderen menschlichen
Einsatz hat ihm die GEW zu danken.
Birgit Koch, Geschäftsführerin des So-
zialen Hilfswerks der GEW Nordhessen

Trauer um Elke Keil
Die GEW-Fachgruppe Förderschulen
im Kreisverband Darmstadt-Land trau-
ert um Kollegin Elke Keil. Sie starb in
den Sommerferien nach langer schwe-
rer Krankheit und dennoch unerwartet
im Alter von 54 Jahren. Seit 1979
unterrichtete sie an verschiedenen För-
derschulen der Stadt Darmstadt und
des Landkreises Darmstadt-Dieburg, ar-
beitete in der Beratung und im Ge-
meinsamen Unterricht an Grundschu-
len. Dem Wohl benachteiligter Kinder
und Jugendlicher fühlte sie sich in
besonderer Weise verpflichtet.

Einige von uns kannten Elke schon
seit vielen Jahren, seit dem Studium in
Frankfurt in den siebziger Jahren, aus
der gemeinsamen schulischen Arbeit,
aus Fortbildungen und aus dem ge-
werkschaftlichen Engagement. Dabei
haben wir Elke stets als äußerst gerad-
linigen, zuverlässigen und einsatzbe-
reiten Menschen kennen und schätzen
gelernt, mit einem ausgeprägten Ge-
rechtigkeitssinn und einem hohen Maß
an Hilfsbereitschaft. Seit 2008 war sie
Mitglied des Leitungsteams unserer
GEW-Fachgruppe.

Bei unserer künftigen Arbeit wer-
den wir immer an sie denken, sie wird
uns fehlen, wir werden sie schmerz-
lich vermissen. Wir sind sehr traurig,
dass sie nicht mehr bei uns ist. Ihrer
Familie möchten wir unsere tief emp-
fundene Anteilnahme ausdrücken und
viel Kraft wünschen, diesen Verlust zu
verarbeiten.

Gerda Briemann für die GEW-Fach-
gruppe Förderschulen Darmstadt-Land

Jutta
Klarmann-
Lambrecht

Jutta Klarmann-Lambrecht starb am 5.
Oktober 2010 im Alter von 59 Jahren.
Sie war eine lebensfrohe, praktische
und engagierte Frau und Lehrerin, die
diese Eigenschaften auch in ihre ge-
werkschaftliche Arbeit einbrachte.

Weit entfernt davon eine „Funktio-
närin“ zu sein, war sie seit den 90er
Jahren in verschiedenen Funktionen
im Kreisvorstand der GEW Rheingau
engagiert und seit 2003 Vorsitzende
des Kreisverbandes. Im Mai 2000 wur-
de sie in den Gesamtpersonalrat der
Lehrerinnen und Lehrer beim Staatli-
chen Schulamt des Rheingau-Taunus-
Kreises und der Landeshauptstadt
Wiesbaden gewählt und trat dort bis
zuletzt offensiv für die Interessen der
Kolleginnen und Kollegen ein.

Sie arbeitete als Sprachheillehrerin
an verschiedenen Schulen des Rhein-
gaukreises und seit 2002 an der Hein-
rich-Böll-Schule, Schule für Kranke,
in Eltville.

Ihre Fachkompetenz als Pädago-
gin und Personalrätin, ihre verständ-
nisvolle und liebenswürdige Art und
ihr gewerkschaftliches Engagement
verschafften ihr hohes Ansehen bei
allen, die ihr auf ihrem beruflichen
und persönlichen Weg begegneten.
Wie trauern um sie.

Der GEW-Kreisverband Rheingau

N A C H R U F E

Neuer Film: Migranteneltern

Der Landauer Pädagoge und Filme-
macher Paul Schwarz legt einen neu-
en Film vor: „Mehr Bildungschancen.
Die Mütter- und Elternkurse der Ber-
liner Volkshochschulen“. Schwarz und
sein Kamerateam haben in diesem 30-
minütigen Film vor allem islamische
Mütter in Sprachkursen begleitet, die
in Kindertagesstätten und Grundschu-
len stattfinden, wo auch deren Kinder
unterrichtet werden. Neben der Lang-
fassung gib es eine 17-minütige Kurz-
fassung mit türkischen und englischen
Untertiteln, speziell für die ausländi-
schen Mütter. Die DVD kostet fünf
Euro.
• Bestellung: schwarzpaul@t-online.de

Gedenkstättenpädagogik

Ziel der Fortbildung vom 25. bis 27.
Februar 2011 in der Europäischen
Jugendbildungsstätte Weimar (EJBW)
ist es, pädagogischen Fachkräften, ins-
besondere auch Lehrkräften, die re-
gelmäßig Gedenkstätten mit Gruppen
besuchen, einen Rahmen zur Selbst-
reflexion und zum gemeinsamen Re-
flektieren über realistische Ziele und
angemessene Methoden für den Ein-
bezug eines Gedenkstättenbesuches
bei der Vermittlung des Themas Na-
tionalsozialismus anzubieten.
• Anmeldungen: Dr. Frank König, EJBW,
Jenaer Str. 2-4, 99425 Weimar, Tel. 03643-
827-104, E-Mail: koenig@ejbweimar.de,
Internet: www.ejbweimar.de
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Wir gratulieren im Dezember ...
... zur 40-jährigen Mitgliedschaft:
Norbert Heimo Albrecht, Wetzlar

Berthold Alt, Darmstadt
Erwin Bernhardt, Lohfelden

Ute Brecht, Aßlar
Dr. Kurt Bunke, Cölbe
Beate Coun, Bad Soden

Günter Franke, Willingshausen
Helga Franke, Willingshausen
Gertraude Hartmann, Braunfels

Ulrich Hartmann, Baunatal
Brigitte Hauswaldt-Windmüller,

Marburg
Ellen Hollmann, Erzhausen

Monika Jost, Rotenburg
Gunter Krieg, Frankfurt am Main

Klaus Kroning, Vöhl
Edda Krug, Wartenberg
Ulrike Kühne, Kelkheim

Hildegard Moos, Frankfurt
Marie Anne Ortmann, Herborn

Margit Saum, Gießen
Monika Schaller, Eltville

Annemarie Seyfarth, Limburg
Gabriele Skischus, Gudensberg
Wolfgang Trümner, Marburg

Christine Wohlgemuth, Darmstadt

... zur 50-jährigen Mitgliedschaft:
Karl-Willi Dietz, Battenberg

Dr. Hartmut Lehmann, Neukirchen

... zur 55-jährigen Mitgliedschaft:
Margot Podoll, Kassel

... zur 60-jährigen Mitgliedschaft:
Dr. Wendelin Enders, Petersberg

... zum 75. Geburtstag:
Walter Appenheimer, Buseck

Heinz Emde, Hasselroth
Marieluise Guthmann, Marburg

Dr. Günther Himmelmann, Hamburg
Christa Jung, Weilrod

Gerhard Richter, Oberursel
Christiane Rosenow, Fulda
Adolf Schneider, Korbach

Karl-Ernst Selbmann, Grebenhain
Christa Wächtler, Niestetal

... zum 80. Geburtstag:
Marianne Brendel, Göttingen

Günter Grull, Laubach
Irene Karlowa, Otzberg

Prof. Karl-Chr. Lingelbach, Marburg
Edmund Lorenz, Wartenberg

Helmut Paul, Weilburg
Ulrich Zapkau, Gießen

... zum 85. Geburtstag:
Horst Mikula, Seeheim-Jugenheim

... zum 90. Geburtstag:
Ilse Bachtik, Eschwege

... zum 95. Geburtstag:
Irmgard Dobislav, Bad Vilbel

Bildung im hr-fernsehen:
Wissen und mehr

GEW im Altkreis Wetzlar
Der GEW-Kreisverband im Altkreis
Wetzlar traf sich im Oktober zu seiner
traditionellen Herbst-Versammlung in
Hohensolms. Carlo Schulz trug ein
eindrucksvolles „Plädoyer für ein bes-
seres Schulsystem“ vor, so der Unter-
titel seines Buchs „Aller guten Dinge
ist eins“. Schulz war im Lahn-Dill-

Montag bis Freitag
von 9.30 bis 10.15 Uhr

Montag
• Analphabeten - Das Kreuz mit der
Schrift (9.30-10 Uhr): sechsteilige Serie
am  6., 13., 20. und 27.12.

Dienstag
• Die Erde (9.30-9.45 Uhr): „In Böen
auffrischend“ (12.10.), Architekt Wasser
(19.10.)
• Wissen macht Ah! jeden Dienstag,
9.50-10.15 Uhr

Mittwoch
• Die Dominikanische Republik: 15.12.,
9.30-10 Uhr
• Wo war eigentlich die Mauer? 22.12.,
9.30-10 Uhr
• Ich mach’s: Vorstellung von Berufen
in 53 Folgen, 10 bis 10.15 Uhr

Donnerstag
• Der fotografische Supermarkt -
Schüler lichten ihre Alltagswelt ab:
16.12., 10-10.15 Uhr
• Denkmal! Kunst für den öffentli-
chen Raum: 23.12., 10-10.15 Uhr

Freitag
• Willi will’s wissen: jeden Freitag
9.45-10.10 Uhr

Schule in Bangladesch
Dshoripa ist neun Jahre alt, lebt in
Bangladesch und geht in die Schule.
Laura ist 19 Jahre alt, hat ihr Abitur
gemacht und lernt Dshoripa während
ihres Freiwilligendienstes mit NETZ
im Norden des Landes kennen. Beglei-
tet werden die beiden dabei vom Do-
kumentarfilmer Urs Krüger, der in
Bangladesch einen Film über das
NETZ-Programm WeltKlasse! dreht.
Kinder in Deutschland unterstützen
Dshoripas Schule und geben ihr und
ihren Freunden die Möglichkeit, Le-
sen, Schreiben und Rechnen zu ler-
nen. Durch eine WeltKlasse!-Partner-
schaft können 30 Kinder in Bangla-
desch die Dorfschule besuchen. Der
Film „Kerze, Kreide, Kuh – schreib
mir, wie lernst Du?“ kann als DVD zum
Preis von 5 Euro angefordert werden.
• NETZ Bangladesch, Moritz-Hensoldt-
Str. 20, 35576 Wetzlar, Tel. 06441-
26585, info@bangladesch.org

Kreis viele Jahre in der Gewalt-
prävention tätig und konnte zuvor als
Direktor der Deutschen Schule in Ko-
penhagen Erfahrungen mit dem skan-
dinavischen Bildungssystem sammeln.
Schule müsse „wieder eine Zeit der
Muse sein: mit kleineren und kontinu-
ierlichen Lerngruppen und Freiräu-
men für Neugier und Wissensdrang“.
Die Vorstandsmitglieder Kerstin Boe-
cher, Regina Faust und Manfred
Fritsch überreichten Urkunden, Blu-
mensträuße und Geschenke an lang-
jährige Gewerkschaftsmitglieder.

GEW-Jubilare im Altkreis Wetzlar (von
links nach rechts) – hinten: Manfred
Stracka, Ingrid Kiehl-Krau, Ingolf Höfer,
Elvira Spiegelberg, Hasso Oesterheld, Jür-
gen Vonderschmidt; vorne: Annegret
Kutscha, Gisela Köhler, Elke Immelt,  Wal-
ter Schaefer (Kreisvorsitzender), Wilfried
Paeschke
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Wissenswert in hr2-kultur
Radiosendungen für die Schule
im Dezember und Januar

Montag bis Freitag von 8.30 bis
8.45 Uhr in hr2-kultur
Der Hessische Rundfunk bringt in seinem
Bildungsprogramm unter dem Titel „Wis-
senswert“ in hr2-kultur regelmäßig Radio-
sendungen, die sich für die Verwendung im
Unterricht eignen. Die Wissenswert-Sendun-
gen bieten Originaltöne und interessant auf-
bereitete Informationen und lassen sich in
voller Länge oder auch in Ausschnitten in
den Unterricht integrieren.

Naturwissenschaften
• Entdeckungen im Reich der Mikro-
ben: Robert Koch, Pionier (14.12.),
Tuberkulose (15.12.), Robert Koch,
Tropenforscher (16.12.), Robert-Koch-
Institut (17.12.)
• Riesen der Urzeit – Dinosaurier aus
Argentinien (24.12.)
• Wasser – Nahrung – Energie: Wor-
an forschen Chemiker heute? (10.01.)

Psychologie
• Bewegung spüren lernen – die
Feldenkrais-Methode (13.12.)

Politische Bildung
• Unser Konsum ist politisch (20.12.)
• Euroland Estland (21.12.)
• Nachwuchssorgen in deutschen
Klöstern (22.12.)
• Digitales Leben: Digital lesen - von
EBooks und IPads (27.12.), Digital leben
– Digital Natives (28.12.), Digital wissen
– Supersuchmaschinen (29.12.), Digital
vernetzen – real treffen: Von BarCamps
und wie man heute eine Konferenz macht
(30.12.), Wie Konrad Zuse den Computer
erfand (31.12.)

Kunst und Musik
• Künstler in Hessen: Manfred
Stumpf (23.12.)
• Religion und Popmusik: Die Ur-
sprünge der Popmusik im Gospel
(3.1.), Der Heiland als Popstar (4.1.),
Biblische Metaphern im Pop (5.1.),
Agnostiker, Atheisten, Antichristen
(6.1.), Thank God, it’s Friday – Sündi-
ge Genüsse (7.1.)

Funkkolleg 2010/2011
Mensch und Klima: Wetter im Wandel
Samstag, 9.25-9.55 Uhr
• Unsere Sonne, die Mutter fast aller
Wetterphänomene (11.12.)
• Die wunderbare Welt der Wolken
(18.12.)
• Zwischen Intuition und Modell-
rechnung: Wettervorhersage (15.1.)
Podcast-Angebote unter www.hr2-kultur.de,
weitere Informationen, die aktuelle Wochen-
übersicht und Manuskripte unter www.wis-
sen.hr-online.de

M A G A Z I N

Trialog der Kulturen
Unter den Preisträgern des Schulwett-
bewerbs 2010 „Trialog der Kulturen“
der Herbert-Quandt-Stiftung waren
auch vier hessische Schulen. Das The-
ma der fünften Runde war „Aufwach-
sen – Erwachsen - Kindheit und Ju-
gend in Judentum, Christentum und
Islam heute“. Ausgezeichnet wurden
die IGS Stierstadt in Oberursel, die
Carl-Schomburg-Schule Kassel, die
Kaufmännischen Schulen Marburg
und das Landgraf-Ludwigs-Gymnasi-
um in Gießen. Die IGS Stierstadt voll-
zog unter dem Titel „Komm, erzähl
mir was!“ einen Perspektivwechsel
zwischen Kulturen und Generationen.
Rund 500 Schüler ergründeten mit
ihren Eltern und Großeltern in einem
Erzählcafé, was Traditionen, Feste, fa-
miliäre Prägungen, Vorbilder und
Freundschaften für die Identität des
Einzelnen bedeuten, wie unterschied-
liche Herkunftskulturen das Erwach-
senwerden prägen. Um auch die tür-
kisch-muslimischen Familienangehö-
rigen besser zu erreichen, verlegt die
Schule das Erzählcafé zeitweise in
eine Moschee.
• Infos auch über den Wettbewerb 2011:
www.herbert-quandt-stiftung.de

Jugend testet 2011
Welcher Radiergummi krümelt am we-
nigsten? Verleihen Energy-Drinks Flü-
gel? Und wie lange verhindern Deos
Schweißgeruch? Fragen wie diese kön-
nen Jugendliche beim Wettbewerb „Ju-
gend testet“ untersuchen. Zu gewinnen
gibt es Geldpreise im Gesamtwert von
9.000 Euro und Reisen nach Berlin. Ob
einzeln, mit Freunden oder mit der
ganzen Klasse – wer zwischen 12 und
19 Jahre alt ist, kann mitmachen.
• Anmeldung bis zum 15. Dezember
2010 unter www.jugend-testet.de

Schulbibliothekspreis 2011
Die Landesarbeitsgemeinschaft Schul-
bibliotheken in Hessen e.V. (LAG)
schreibt zum zweiten Mal den Preis
„Hessische Schulbibliothek des Jahres“
aus. Gewürdigt werden die Integration
der Bibliothek in das Schulleben, krea-
tive Ideen für Leseförderung und  Me-
dienkompetenz. Bewerbungsschluss ist
der 31.1. 2011. Der Preis wird auf dem
Hessischen Schulbibliothekstag am 2.
April 2011 in der Lahntalschule Bie-
denkopf übergeben.
• Weitere Infos: lag@schulbibliotheken.de,
http://tinyurl.com/374t344



   lea bildet .. .

      Studienreise Zürich für Literaturliebhaber | 03-01 bis 06-01-11, Zürich | 

      Figurentheater und Sprachförderung | 12-01-11, Gießen |

      Geschichtenwerkstatt für Kinder  | 17-01-11, Darmstadt  |   Wo liegt eigentlich Afrika?

      | 17-01-11, Frankfurt |   Einführung in projektorientiertes Arbeiten | 18-01-11, Offenbach |

      Schulleitung – ein Tabu für mich?  | 18-01, 01-02 und 17-02-11, Darmstadt |  

      Kollegiale Beratung – »Die Experten sind wir selbst« | 19-01-11 Fulda |

      Förderung der Rechtschreibkompetenz  | 19-01-11, Kassel | 

      A trip to London  | 21-01-11, Seeheim-Jugenheim |  

      »Zappelphilipp« und »Träumsuse« – Nicht immer sind die Gene schuld! | 22-01-11, Frankfurt |   

      LRS in der Sekundarstufe I und II – Einführung  | 25-01 und 26-01-11, Frankfurt |

      Arbeiten mit »schwierigen« Jugendlichen  | 31-01 und 01-02-11, Seeheim-Jugenheim |

      Stomp in der Grundschule | 02-02-11, Mörfelden-Walldorf |  

      Prävention von Rechenschwäche durch Rechnen mit konkreten Zahlen  | 03-02-11, Darmstadt |

www.lea-bildung.de 
 
fon  069 | 97 12 93 27 / 28 
fax  069 | 97 12 93 97

Zimmerweg 12 
60325 Frankfurt/Main 

      Vom Fingerspiel zum Tanzlied  |  08-02-11, Gießen |   12-Punkte-Programm für nachhaltige 

       Gewaltprävention | 09-02-11, Weilburg |   Gesund bleiben im Lehrerberuf – Strategien gegen Burnout

       | 09-02-11, Bad Zwesten |  Let's Swing . . . Jazzsingen für Neugierige und Neulinge 

        | 10-02-11, Darmstadt |                         Das vollständige Programm unter www.lea-bildung.de




